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 Zusammenfassung 
 Eine der wichtigsten in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Verpflichtun-
gen ist die Konfliktprävention, und die Hauptverantwortung dafür tragen die Regierungen 
der einzelnen Länder. Seit meinem ersten Bericht über die Konfliktprävention, der im Jahr 
2001 erschien, wurden wichtige normative, politische und institutionelle Fortschritte erzielt, 
namentlich durch die Verabschiedung der Resolutionen 55/281 und 57/337 der Generalver-
sammlung, der Resolution 1366 (2001) des Sicherheitsrats und des Ergebnisses des Welt-
gipfels 2005. Dieser zweite umfassende Bericht wurde in Antwort auf die genannten Reso-
lutionen erstellt. 

 In den Vereinten Nationen beginnt eine Kultur der Prävention Fuß zu fassen, und auf 
internationaler und nationaler Ebene werden immer neue Instrumente und Mechanismen 
entwickelt und somit bedeutende Fortschritte erzielt. Dennoch besteht immer noch eine 
nicht hinnehmbare Kluft zwischen Worten und Taten. Um herauszufinden, warum das so 
ist, beschäftigt sich dieser Bericht weniger mit Mandaten, sondern vertieft das Bewusstsein 
dafür, was wir eigentlich zu verhüten suchen und wie wir dabei vorgehen müssen. Er unter-
sucht Möglichkeiten für Präventivmaßnahmen auf verschiedenen Ebenen, betrachtet dabei 
die operative wie die strukturelle Prävention und führt als dritten Handlungsbereich die sy-
stemische Prävention ein, also Maßnahmen zur Bewältigung globaler Konfliktgefahren, die 
über einzelne Staaten hinausgehen. Außerdem untersucht der Bericht, wie wir die Normen 
und Institutionen stärken können, die bewaffnete Konflikte weniger durchführbar und we-
niger wahrscheinlich werden lassen. 

 
 

 * Dieser Bericht wurde nach umfassenden Konsultationen mit einer Vielzahl auf dem Gebiet der bewaffne-
ten Konfliktverhütung tätiger Akteure erstellt. 
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 In dem Maße, wie uns bewusst wird, wie vielschichtig wirksame Präventivmaßnah-
men sind, wird uns auch deutlich, dass kein Staat und keine Organisation allein handeln 
kann. Wenngleich souveräne Regierungen die volle Verantwortung für die Wahrung des 
Friedens innerhalb ihrer Grenzen tragen, müssen sie auf die Unterstützung externer Akteure 
zählen können, deren Tätigkeit entscheidend zur Konfliktverhütung beitragen kann. Der Be-
richt lenkt die Aufmerksamkeit auf die Beiträge, die solche Akteure leisten können. In Er-
füllung der Resolution 57/337 der Generalversammlung untersucht der Bericht außerdem, 
wie die Kapazitäten der Vereinten Nationen gestärkt wurden und welche Defizite zu behe-
ben sind, damit die Organisation ihren Präventionsauftrag besser wahrnehmen kann. 

 Der Bericht schließt mit einer Reihe wichtiger Empfehlungen. Dazu gehören Anre-
gungen für die Behebung systemischer Spannungsursachen und für die Stärkung weltweiter 
friedensfördernder Institutionen und Normen. Vorschläge für Maßnahmen auf Landesebene 
zielen darauf ab, konkrete Risikofaktoren zu verringern und die nationalen Friedensinfra-
strukturen zu stärken. Weitere Empfehlungen legen den Schwerpunkt auf die Wichtigkeit 
des konzertierten Vorgehens aller maßgeblichen Akteure. Schließlich enthält der Bericht 
auch einige Empfehlungen dazu, wie die Kapazität der Vereinten Nationen, ihr Mandat auf 
dem Gebiet der Konfliktprävention zu erfüllen, gestärkt werden kann. 
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 I. Einführung 
 
 

1. Dies ist mein zweiter umfassender Bericht über die Verhütung bewaffneter Konflik-
te; er wurde erstellt in Antwort auf die Resolutionen 55/281 und 57/337 der Generalver-
sammlung und die Resolution 1366 (2001) des Sicherheitsrats. Mit diesem Bericht erfülle 
ich meine noch verbleibenden Berichtspflichten aus den genannten Resolutionen und gebe 
Auskunft über die Durchführung der Resolution 57/337, so auch über die mandatierte 
Überprüfung der Kapazität des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Prä-
vention. Im September 2003 legte ich einen Zwischenbericht über die Verhütung bewaffne-
ter Konflikte vor, in Erfüllung der Berichtspflichten nach den Resolutionen 55/281 und 
56/512. 

2. In meinem ersten umfassenden Bericht über dieses Thema (A/55/985-S/2001/574 
und Corr.1) stellte ich fest, dass die Konfliktprävention eine der wichtigsten in der Charta 
der Vereinten Nationen verankerten Verpflichtungen ist und dass die Regierungen der ein-
zelnen Länder die Hauptverantwortung dafür tragen. Der Bericht machte deutlich, dass die 
nationale Souveränität durch frühzeitige Maßnahmen zur Verhütung bewaffneter Konflikte 
gestärkt wird, weil eine spätere unwillkommene Einmischung von außen dadurch unnötig 
wird. In dem Bericht wurde außerdem das System der Vereinten Nationen – von dessen 
Bestandteilen viele eine wichtige Rolle wahrnehmen – nachdrücklich aufgefordert, von ei-
ner Kultur des Reagierens zu einer Kultur der Prävention überzugehen. 

3. Ich stelle mit Befriedigung fest, dass in der Tat eine Kultur der Prävention in den 
Vereinten Nationen Fuß zu fassen beginnt. Seit 2001 wurden in dieser Frage wichtige nor-
mative, politische und institutionelle Fortschritte erzielt, namentlich durch die Verabschie-
dung der oben genannten Resolutionen und der Resolution 1625 (2005) des Sicherheitsrats 
über die Steigerung der Wirksamkeit der Rolle des Sicherheitsrats bei der Konfliktpräven-
tion, insbesondere in Afrika. Im Ergebnis des Weltgipfels 2005 (Resolution 60/1) erneuer-
ten die Mitgliedstaaten feierlich ihre Verpflichtung, "eine Kultur der Verhütung bewaffne-
ter Konflikte zu fördern, als Mittel zur wirksamen Bewältigung der miteinander verknüpf-
ten Herausforderungen auf dem Gebiet der Sicherheit und der Entwicklung, denen die 
Völker in aller Welt gegenüberstehen, sowie die Fähigkeit der Vereinten Nationen zur Ver-
hütung bewaffneter Konflikte zu stärken". Es gibt sogar einige Anzeichen, die darauf hin-
deuten, dass die Zahl und die Schwere bewaffneter Konflikte weltweit insgesamt eine 
rückläufige Tendenz aufweisen und dass dies zu großen Teilen auf stark angestiegenen in-
ternationalen Aktivismus auf dem Gebiet der Konfliktprävention, der Friedenssicherung 
und der Friedenskonsolidierung zurückzuführen ist. Manche Mitgliedstaaten haben auch 
damit begonnen, sich mit dem unverzichtbaren Konzept nationaler Friedensinfrastrukturen 
zu beschäftigen und abzuklären, welche Unterstützung von außen sie dafür benötigen. Dar-
über hinaus hat das System der Vereinten Nationen wichtige Instrumente und Mechanis-
men für die Zusammenarbeit bei der Konfliktprävention entwickelt, auf die ich noch aus-
führlicher eingehen werde. 

4. Nach wie vor besteht im Bereich der Konfliktprävention eine nicht hinnehmbare 
Kluft zwischen Worten und Taten. Es ist an der Zeit, durch harte Fragen herauszufinden, 
warum diese Kluft so schwer zu überbrücken ist. Was können wir noch dafür tun? Ange-
sichts der enormen Folgen, die unser Scheitern als internationale Gemeinschaft, den Völ-
kermord in Ruanda abzuwenden, für die Region nach sich zog, stellte ich 2001 fest, dass 
wir es den Opfern der Gewalt in diesem Land und anderswo schuldig sind, uns der Heraus-
forderung der Prävention zu stellen. Nur zu oft wendet die internationale Gemeinschaft 
enorme Summen dafür auf, Brände zu löschen, die wir rückblickend leichter durch recht-
zeitige Präventivmaßnahmen hätten bekämpfen können, bevor das Leben so vieler Men-
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schen verloren oder auf den Kopf gestellt wurde. Während der letzten fünf Jahre haben wir 
über 18 Milliarden US-Dollar für Friedenssicherung durch die Vereinten Nationen ausge-
geben, die zum Teil deswegen notwendig wurde, weil keine ausreichenden Präventivmaß-
nahmen ergriffen worden waren. Wäre nur ein Bruchteil dieser Summe in die Prävention 
investiert worden, hätten sicherlich Menschenleben gerettet und Gelder eingespart werden 
können. Daher freue ich mich zwar über die echten Fortschritte, die ich im vorliegenden 
Bericht dokumentieren kann, bin jedoch stärker denn je davon überzeugt, dass wir noch ei-
nen langen Weg vor uns haben und keine Zeit verlieren dürfen. 

5. Zu diesem Zweck möchte ich in diesem Bericht den Schwerpunkt unserer Debatte 
verlagern und mich weniger mit Mandaten und Verantwortlichkeiten befassen, sondern 
vielmehr mit der Vertiefung des Bewusstseins dafür, was wir eigentlich zu verhindern su-
chen und wie wir dabei vorgehen müssen. Um bewaffnete Konflikte zu verhüten, müssen 
wir ihre Ursachen verstehen und uns darum bemühen, Gewalt zu einer weniger sinnvollen 
Option zu machen. Wir müssen auch darauf achten, dass Präventivmaßnahmen die grund-
legenden Ungerechtigkeiten oder Motivationen, die Menschen zur Waffe greifen ließen, 
nicht ignorieren. Gewalt findet Anhänger, wenn es Menschen an Alternativen fehlt oder sie 
das Gefühl haben, nicht gehört zu werden. Wir stehen vor der doppelten Herausforderung, 
zum einen die Ursachen für Spannungen innerhalb der Gesellschaft zu beheben oder zu 
vermindern und zum anderen die Institutionen zu stärken, die die Gesellschaft in die Lage 
versetzen, gewaltlos mit Konflikten umzugehen und den Dialog zuzulassen. 

6. Diese Grundsätze gelten am offensichtlichsten für innerstaatliche und transnationale 
Konflikte, die den größten Teil der in den letzten Jahrzehnten geführten Kriege ausmach-
ten, nicht minder aber für die Verhütung zwischenstaatlicher Streitigkeiten. Es muss dafür 
gesorgt werden, dass das Kriegführen zu einer möglichst unattraktiven Option wird, wäh-
rend Mechanismen für die friedliche Beilegung von Streitigkeiten und die Schaffung der 
Voraussetzungen für einen kontinuierlichen Dialog, in dem alle Interessenträger ein Mit-
spracherecht haben, attraktiver und leichter zugänglich gemacht werden müssen. 

7. Sowohl bei innerstaatlichen als auch bei zwischenstaatlichen bewaffneten Konflikten 
kommt es entscheidend darauf an, Staaten und Gesellschaften dafür auszustatten, ihre ei-
genen Probleme auf die für sie angemessenste Weise zu bewältigen. Wenn wir die Wirkung 
unserer Bemühungen verstärken und die tieferen Konfliktursachen ausräumen wollen, 
muss sich, wie ansatzweise bereits geschehen, die Zielrichtung der Präventionsarbeit ver-
lagern: anstelle reaktiver Interventionen von außen mit begrenzter und letztlich oberfläch-
licher Wirkung müssen wir zu intern getragenen Initiativen für den Aufbau lokaler und na-
tionaler Präventionskapazitäten gelangen. Ein solcher Ansatz fördert im Lande selbst ge-
staltete, autarke Infrastrukturen für den Frieden. Er zielt darauf ab, die Gesellschaften ver-
stärkt dazu zu befähigen, Streitigkeiten unter Einbeziehung einer breiten Vielfalt staatlicher 
und zivilgesellschaftlicher Akteure so beizulegen, dass dies im Inneren Akzeptanz findet. 
Er sollte ergänzt werden durch eine breiter angelegte, für die Konfliktdynamik sensible 
Entwicklungsplanung. Eine externe Unterstützung solcher Anstrengungen muss auf der 
Grundlage des Verständnisses der betreffenden Länder und ihrer gesellschaftlichen Dyna-
mik erfolgen. 

8. Dieser strukturelle Ansatz muss durch Maßnahmen auf anderen Ebenen, und zwar 
auf der globalen ebenso wie der nationalen Ebene, ergänzt werden. In meinem Bericht von 
2001 führte ich die Unterscheidung zwischen struktureller und operativer Prävention ein. 
Mit letzterer sind Maßnahmen gemeint, die angesichts einer unmittelbaren Krise zum Tra-
gen kommen, mit ersterer Maßnahmen, durch die dafür gesorgt werden soll, dass Krisen 
gar nicht erst entstehen, und, falls es doch dazu kommt, dass sie sich nicht wiederholen. 
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Ich bin mir durchaus darüber im Klaren, dass solche Unterscheidungen der Realität nicht 
immer ganz standhalten, halte sie aber dennoch für nützliche konzeptionelle Werkzeuge. In 
diesem Bericht möchte ich eine dritte Kategorie präventiver Maßnahmen einführen: die sy-
stemische Prävention. Damit sind Maßnahmen zur Bewältigung globaler Konfliktgefahren 
gemeint, die über einzelne Staaten hinausgehen. So sind beispielsweise globale Initiativen 
zur Reduzierung des unerlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen, zur Be-
kämpfung der Umweltzerstörung, zur Regulierung von Wirtschaftszweigen, die bekann-
termaßen Konflikte schüren, und zur Förderung der globalen Entwicklungsagenda nicht 
nur an sich wichtig, sondern dienen auch dazu, die Vulnerabilität für bewaffnete Konflikte 
zu mindern. Verbunden mit fortlaufenden landesspezifischen strukturellen und operativen 
Präventivmaßnahmen können systemische Initiativen die Chancen für den Frieden weiter 
verbessern. 

9. Indem wir unsere Maßnahmen auf systemischer Ebene bewusster danach ausrichten, 
ob sie zur Konfliktprävention beitragen beziehungsweise dieser abträglich sind, schenken 
wir der wichtigen, unmissverständlichen Botschaft der Hochrangigen Gruppe für Bedro-
hungen, Herausforderungen und Wandel Gehör, die im Dezember 2004 ihren wegweisen-
den Bericht "Eine sicherere Welt: Unsere gemeinsame Verantwortung" veröffentlichte 
(siehe A/59/565 und Corr.1). Die Gruppe unterstrich unsere gegenseitige Verwundbarkeit 
in Bezug auf sechs miteinander verknüpfte Bedrohungskategorien, die nur gemeinsam be-
wältigt werden können. Sie hob außerdem hervor, wie wichtig es ist, gegen diese Bedro-
hungen frühzeitig und auf eine Weise vorzugehen, die in den verschiedenen Teilen der 
Welt die meiste Resonanz findet. Schließlich machte sie deutlich, dass Entwicklung "die 
unabdingbare Grundlage für ein System kollektiver Sicherheit ist, das die Prävention ernst 
nimmt" (A/59/565, Zusammenfassung, zwölfter Absatz). Ich hatte bei der Abfassung des 
vorliegenden Berichts diese Botschaft stets vor Augen und fordere alle Mitgliedstaaten 
nachdrücklich auf, bei seiner Lektüre und der Diskussion über seinen Inhalt ein Gleiches 
zu tun. 

10. Die Tatsache, dass Prävention eindeutig eine gemeinsam zu tragende Verantwortung 
darstellt, mindert jedoch nicht die vorrangige Verpflichtung der Mitgliedstaaten, ihren 
Staatsbürgern und Nachbarn gegenüber ihre souveränen Pflichten zu erfüllen. Viele der in 
diesem Bericht dargestellten Bestrebungen sind allen Gesellschaften und allen Mitglied-
staaten eigen. Keine Gesellschaft kann für sich beanspruchen, völlig gegen gewaltträchtige 
Spannungen gefeit zu sein. Es gibt viele Wege, auf denen die Regierungen mit Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft darauf hinarbeiten können, das Potenzial für be-
waffnete Konflikte zu verringern. Dieser Bericht zeigt zahlreiche derartige Möglichkeiten 
auf und ermutigt alle Beteiligten, die verfügbare Hilfe in Anspruch zu nehmen. 

11. In Kapitel II geht dieser Bericht auf Wege und Möglichkeiten ein, die Spannungsur-
sachen auszuräumen, die Staaten, Gesellschaften und sogar ganze Regionen anfälliger für 
bewaffnete Konflikte werden lassen. Dabei wird zwischen Maßnahmen auf systemischer, 
struktureller und operativer Ebene unterschieden und deutlich gemacht, dass wir auf allen 
diesen Ebenen gleichzeitig aktiv werden müssen, um die besten Erfolgschancen zu haben. 
In Kapitel III untersucht der Bericht, wie wir die Normen und Institutionen stärken können, 
die bewaffnete Konflikte weniger durchführbar und weniger wahrscheinlich werden lassen. 
Erfreulicherweise lässt sich auf diesem Gebiet über bedeutende Fortschritte berichten, aber 
dennoch bleibt auf internationaler, regionaler und nationaler Ebene noch sehr viel zu tun. 
Das Gleiche gilt für die in Kapitel VI behandelten Institutionen, die die friedliche Beile-
gung zwischenstaatlicher Streitigkeiten ermöglichen sollen. Die in den Kapiteln II bis IV 
beschriebenen Tätigkeiten und Mechanismen zählen zu den bekanntesten und wichtigsten, 
sind indessen aber keine erschöpfende Aufzählung aller möglichen Optionen, sondern ver-
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anschaulichen eher, auf welch vielfältigen Wegen etwas für die Prävention getan werden 
kann. 

12. Die Kapitel V und VI des Berichts verweisen auf die zahlreichen Akteure, die zu 
wirksamen Präventivmaßnahmen beitragen können. An erster Stelle sind nach wie vor die 
einzelnen souveränen Regierungen voll verantwortlich für die Wahrung des Friedens in-
nerhalb ihrer Grenzen. Aber sie stehen dabei nicht allein. Sie können und müssen auf die 
Unterstützung externer Akteure zählen, deren Tätigkeit für die Verhütung von Konflikten 
von entscheidender Bedeutung sein kann, von den Vereinten Nationen und anderen inter-
nationalen und regionalen Organisationen bis zum Privatsektor und zur Zivilgesellschaft. 
Welchen Beitrag diese Akteure leisten können und wie wichtig es ist, dass sie sich mit den 
betreffenden Regierungen und untereinander abstimmen, um rechtzeitig Präventivmaß-
nahmen zu ergreifen, steht im Mittelpunkt von Kapitel V. Kapitel VI trägt der Resolu-
tion 57/337 der Generalversammlung Rechnung, indem es auf die konkrete Frage eingeht, 
wie die Kapazität der Vereinten Nationen ausgebaut wurde und wird, damit die Organisa-
tion ihren Präventionsauftrag besser erfüllen kann.  

13. Mein Bericht schließt mit einigen wenigen wichtigen Empfehlungen. Dazu gehören 
Anregungen für die Behebung systemischer Spannungsursachen und für die Stärkung glo-
baler friedensfördernder Normen und Institutionen. Ferner unterbreite ich Empfehlungen 
für Maßnahmen auf Landesebene, die ihrerseits Risikofaktoren vermindern und die natio-
nalen Friedensinfrastrukturen stärken werden. Weitere Empfehlungen gelten dem abge-
stimmten Vorgehen aller maßgeblichen Akteure, und zum Schluss folgt eine Reihe von 
Empfehlungen, die sich mit der Kapazität der Vereinten Nationen befassen, ihr Mandat auf 
dem Gebiet der Konfliktprävention zu erfüllen. 
 
 

 II. Behebung der Ursachen für Spannungen innerhalb und zwi-
schen Gesellschaften, Staaten und Regionen 
 
 

14. In Gesellschaften, die unter Druck stehen, bildet sich generell ein stärkeres Gefähr-
dungspotenzial heraus. Ein von HIV/Aids heimgesuchtes Land erleidet enorme Verluste 
bei seiner Bevölkerung und seinen Arbeitskräften, mit unabsehbaren Folgen für die Regie-
rungs- und Verwaltungsführung und die Institutionen. Eine Gesellschaft mit hoher Arbeits-
losigkeit, in der junge Menschen das Gefühl haben, entfremdet und chancenlos zu sein, 
wird zum fruchtbaren Nährboden für Gruppen, die zu politischer oder krimineller Gewalt 
bereit sind. Armut im Verbund mit ethnischer oder regionaler Diskriminierung führt un-
weigerlich zu Unruhen. Eine hohe Korrelation besteht zwischen übermäßiger wirtschaftli-
cher Abhängigkeit von der Gewinnung und der Ausfuhr von Rohstoffen und Korruption 
und politischen Spannungen. 
 
 

 A. Systemische Maßnahmen zur Behebung von Spannungsursachen 
 
 

15. Der wirksamste Weg, Krisen zu verhindern, ist es, den Einfluss von Risikofaktoren 
zu mindern. Einige der wesentlichsten Ursachen gesellschaftlicher Spannungen können auf 
systemischer, globaler Ebene bekämpft werden, was auch geschieht, beispielsweise durch 
internationale Anstrengungen zur Regulierung des Handels mit konfliktschürenden Res-
sourcen wie Diamanten; Versuche, den unerlaubten Zustrom von Kleinwaffen und leichten 
Waffen sowie die Ausbreitung nuklearer, chemischer und biologischer Waffen einzudäm-
men; Bemühungen um die Bekämpfung des Anbaus von Drogenpflanzen, des Drogenhan-
dels und der Drogensucht; Maßnahmen gegen HIV/Aids und Schritte zur Verringerung der 
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Umweltzerstörung und der damit verbundenen wirtschaftlichen und politischen Folgewir-
kungen. Mit vielen dieser Vorhaben sind internationale Regulierungsrahmen und der Auf-
bau nationaler Kapazitäten verbunden. 

16. Durch die Rückschritte und die Greueltaten, zu denen es in den letzten Jahren bei 
verschiedenen afrikanischen Konflikten, namentlich in Sierra Leone, Liberia, Angola und 
der Demokratischen Republik Kongo gekommen ist, wurde die Aufmerksamkeit der Welt 
auf das Problem der Rohstoffe und der Kriegswirtschaft gelenkt. Es zeigte sich, dass die 
Plünderung von Rohstoffen wie Diamanten, Coltan und Holz eine wichtige Einkommens-
quelle für bewaffnete Gruppen und ein bedeutender Anreiz für die Fortsetzung bewaffneter 
Konflikte ist. Es wurden daraufhin verschiedene Initiativen eingeleitet, um den unerlaub-
ten, konfliktschürenden Handel mit solchen Rohstoffen bei gleichzeitigem Schutz des lega-
len Handels einzudämmen. Das bekannteste Beispiel dafür ist der Kimberley-Prozess für 
so genannte Konfliktdiamanten, eine gemeinsame Initiative von Regierungen, der interna-
tionalen Diamantenindustrie und der Zivilgesellschaft, die von den Teilnehmern umfang-
reiche Nachweise dafür verlangt, dass Lieferungen von Rohdiamanten keine Konfliktdia-
manten enthalten. Das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses hat sich zu einem 
wirksamen Mechanismus für die Verhinderung des Handels mit Konfliktdiamanten ent-
wickelt, der 99,8 Prozent der weltweiten Rohdiamantenproduktion erfasst. Ein weiteres 
ebenso bemerkenswertes Beispiel ist die Initiative für Transparenz in der Rohstoffwirt-
schaft, die vorsieht, dass Öl-, Gas- und Bergbaugesellschaften sich dazu verpflichten, von 
ihnen vorgenommene Zahlungen an Regierungen offen zu legen, während die Regierungen 
sich gleichzeitig bereit erklären, erhaltene Zahlungen zu veröffentlichen. Der neueste 
Bericht der Sachverständigengruppe für die Demokratische Republik Kongo (siehe 
S/2006/53) enthält ebenfalls nützliche Anregungen für die Einrichtung eines Systems zur 
Rückverfolgung von Rohstoffen, während bei Sanktionsregimen, die gezielt dem unerlaub-
ten Handel mit natürlichen Ressourcen entgegenwirken sollen, erfolgversprechende Fort-
schritte zu verzeichnen sind. 

17. Es reicht jedoch nicht aus, bestimmte Industriezweige oder Rohstoffe ins Visier zu 
nehmen. Zu meiner Genugtuung konnte ich feststellen, dass es seit meinem letzten Bericht 
ein umfassenderes Konzept dafür gibt, die Rolle des Handels und des internationalen Pri-
vatsektors bei der – wenn auch noch so unbeabsichtigten – Erhöhung des Risikos bewaff-
neter Konflikte so gering wie möglich zu halten. Eine Reihe von Initiativen im Rahmen 
des Globalen Pakts haben bewirkt, dass deutlicher verstanden wird, welche engen Zusam-
menhänge zwischen der gesellschaftlichen Verantwortung der Unternehmen und der Sen-
kung des Konfliktrisikos bestehen. Lobend zu erwähnen ist ein Instrument für die konflikt-
bezogene Wirkungsbewertung und das Risikomanagement, mit dessen Hilfe Unternehmen 
die von ihnen ausgeübten Wirkungen bewerten und Möglichkeiten für eine positive Beein-
flussung des Umfelds ermitteln können, in dem sie tätig sind. Der Sicherheitsrat hat bei der 
Förderung dieser Agenda eine wichtige Rolle gespielt und sogar im April 2004 Unterneh-
mensvorstände zur Teilnahme an einer offenen Aussprache über dieses Thema eingeladen. 
Bislang weist der internationale Regulierungsrahmen allerdings noch große Lücken auf. 
Des Weiteren müssen sich die Regierungen und die internationale Gemeinschaft als Ganze 
nachdrücklicher und konsequenter als bisher für konfliktsensible Geschäftspraktiken ein-
setzen. Ferner sind erheblich mehr Investitionen erforderlich, um in verwundbaren Län-
dern nationale Kapazitäten für die Schaffung einer wirksamen wirtschaftlichen Lenkung 
aufzubauen. Solche Investitionen können nur dann erfolgreich sein, wenn sie innerhalb der 
betroffenen Gesellschaften von politischer und öffentlicher Unterstützung begleitet wer-
den. Ist das nicht der Fall, werden diejenigen, die in ihrem eigenen Umfeld vom Fehlen 
solcher Lenkungsinstitutionen profitieren, deren Aufbau verhindern. 
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18. Es sind auch Privatunternehmen, die das wichtigste Konfliktmaterial produzieren 
und verkaufen – von Panzern bis zu Schusswaffen und Landminen. Die zunehmende 
Verbreitung von Kleinwaffen und leichten Waffen ist sehr beunruhigend und stellt eine 
wahre Epidemie dar, die keinen Teil der Welt unberührt lässt. In konfliktgefährdeten Ge-
bieten ist diese Verbreitung billiger, tragbarer und tödlicher Waffen besonders gefährlich 
und muss dringend aufgehalten werden. Dies erfordert ein umfassendes, weltweites und 
praxisorientiertes Handeln. 2001 verabschiedeten die Mitgliedstaaten das Aktionspro-
gramm zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels mit Klein-
waffen und leichten Waffen unter allen Aspekten, das eine breite Vielfalt von Empfehlun-
gen zur Verringerung des Handels mit diesen Waffen und ihres Missbrauchs enthielt und 
dessen vollinhaltliche Durchführung in Resolution 57/337 der Generalversammlung gefor-
dert wurde. Ungeachtet innovativer Regionalabkommen wie des Protokolls von Nairobi 
und des Moratoriums der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten 
(ECOWAS) für Kleinwaffen und leichte Waffen wird das Aktionsprogramm bisher leider 
nur uneinheitlich und schleppend durchgeführt. Ich fordere die Mitgliedstaaten auf, sich 
erneut zu ihren Verpflichtungen auf diesem Gebiet zu bekennen und stärker praxisorien-
tierte Wege zur Verringerung der Gefahren zu erkunden, die von dem grenzüberschreiten-
den Zustrom von Kleinwaffen und leichten Waffen, insbesondere in die am stärksten ge-
fährdeten Staaten, Gesellschaften und Regionen, ausgehen. Ich begrüße die in meinem Be-
richt S/2006/109 ausführlich dargestellten Anstrengungen des Sicherheitsrats, zur Bewälti-
gung dieser Herausforderung beizutragen. 

19. Am anderen Ende des Spektrums stehen die nuklearen, radiologischen, chemischen 
und biologischen Waffen, die angesichts der katastrophalen Folgen ihres Einsatzes eben-
falls eine mehrstufige multinationale Strategie erfordern, um einen solchen Einsatz zu ver-
hüten. Ich möchte an die klaren und überzeugenden Empfehlungen der Hochrangigen 
Gruppe für Bedrohungen, Herausforderungen und Wandel erinnern, die deutlich machte, 
dass Anstrengungen unternommen werden müssen, um die Nachfrage nach solchen Waffen 
zu senken, die Fähigkeit staatlicher und nichtstaatlicher Akteure zu ihrem Erwerb einzu-
schränken, die Durchsetzungsmechanismen zu stärken und einen leistungsfähigen Zivil- 
und Seuchenschutz aufzubauen. Die Umsetzung dieser Empfehlungen würde wesentlich 
zur Durchführung der Ziffern 5 bis 7 der Anlage zu Resolution 57/337 beitragen. Darüber 
hinaus würden dadurch nicht nur die Auswirkungen dieser Waffen gemindert, sondern 
auch das weltweite Konfliktrisiko gesenkt. In diesem Zusammenhang begrüßte ich die 
Verabschiedung der Resolution 1540 (2004) des Sicherheitsrats, in der der Rat die Mit-
gliedstaaten nachdrücklich aufforderte, innerstaatliche Rechtsvorschriften zu erlassen, die 
die Entwicklung, den Erwerb, die Herstellung, den Besitz, den Transport, die Weitergabe 
oder den Einsatz nuklearer, chemischer und biologischer Waffen und ihrer Trägersysteme 
durch einen nichtstaatlichen Akteur unter Strafe stellen. Ich war jedoch bestürzt darüber, 
dass es den Mitgliedstaaten auf der Konferenz der Vertragsparteien im Jahr 2005 zur Über-
prüfung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen nicht gelang, Einigung zu 
erzielen. Wie ich damals betonte, war es außerdem höchst bedauerlich, dass in dem Ergeb-
nis des Weltgipfels 2005 die ernste Bedrohung, die von diesen Waffen ausgeht, nicht ein-
mal erwähnt wurde. Leider muss ich zu dem Schluss kommen, dass die Aussichten für ra-
sche und wesentliche Fortschritte auf diesem Gebiet schlecht sind. Ich fordere die Mit-
gliedstaaten auf, neuerliche Anstrengungen zu unternehmen, um eine gemeinsame Grund-
lage zu finden. 

20. Der Zustrom illegaler Suchtstoffe ist eine weitere besorgniserregende Quelle der In-
stabilität für bestimmte Gesellschaften und erfordert nachdrücklichere und besser koordi-
nierte internationale Maßnahmen. In vielen Fällen schüren Drogengewinne die Korruption, 
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die Ausbreitung von HIV/Aids, Rechtlosigkeit und sogar Terrorismus, und bewirken so die 
weitere Aushöhlung des ohnehin anfälligen politischen Gefüges. Ich stelle mit Interesse 
fest, dass der im Januar 2006 verabschiedete innovative Afghanistan-Pakt die Bedrohung 
der nationalen, regionalen und internationalen Sicherheit durch die Suchtstoffindustrie 
hervorhob. Die Regierung Afghanistans und die internationale Gemeinschaft verpflichten 
sich darin zu verschiedenen Formen des Vorgehens gegen das Problem. Das ist ein interes-
santes Modell. Dennoch erscheint die drogenfreie Welt, die von der 1998 abgehaltenen 
Sondertagung der Generalversammlung zu diesem Thema ins Auge gefasst wurde, ebenso 
unerreichbar wie zuvor. Zentralasien, Zentralamerika und die Karibik sind nur einige der 
Regionen, denen eine weitere Destabilisierung durch dieses bedenkliche Problem droht, 
wenn nicht konzertierte globale, regionale und nationale Maßnahmen ergriffen werden. Ich 
fordere die Mitgliedstaaten auf, den Vorbereitungsprozess für die Sondertagung der Gene-
ralversammlung im Jahr 2008 dazu zu nutzen, der Schnittstelle zwischen Suchtstoffen und 
bewaffneten Konflikten besondere Aufmerksamkeit zu widmen und Maßnamen zur Ver-
ringerung der damit verbundenen Risiken zu prüfen, namentlich mittels umfassender Ent-
wicklungspläne zur Überwindung der Armut, die den Drogenanbau in konfliktgefährdeten 
Ländern antreibt, und mittels konzertierterer Bemühungen um die Bekämpfung der Dro-
gensucht in den wichtigsten Einfuhrländern. 

21. Auf der jüngsten Tagung auf hoher Ebene über HIV/Aids, die im Mai und Juni 2006 
am Amtssitz der Vereinten Nationen stattfand, wurde mit bestürzender Klarheit deutlich, 
dass HIV/Aids eine globale Notsituation darstellt. Für zahlreiche gefährdete Gesellschaften 
ist die Pandemie inzwischen sehr viel mehr als eine Krise des öffentlichen Gesundheitswe-
sens: sie hat sich zu einer Bedrohung des gesamten gesellschaftlichen Gefüges ausgewei-
tet. Die am stärksten von HIV/Aids betroffenen Länder leiden unter dem Verlust an Ar-
beitskräften, der die Funktionsfähigkeit der Institutionen und die Regierungs- und Verwal-
tungsführung unmittelbar beeinträchtigt. Zwar verstehe ich, dass der direkte Zusammen-
hang zwischen dieser und anderen Krankheiten und bewaffneten Konflikten manchen als 
nicht zwingend erscheint, zähle dieses Problem aber selbst mit Nachdruck zu den großen 
Spannungsursachen, die bearbeitet werden müssen, wenn in den konfliktgefährdeten Län-
dern das Schlimmste verhindert werden soll. Ich begrüße die auf der Tagung auf hoher 
Ebene verabschiedete Politische Erklärung und hoffe, dass sie vor Ort, wo es am meisten 
darauf ankommt, Wirkung zeigen wird. 

22. Die Zerstörung der Umwelt durch Wüstenbildung, Ressourcenerschöpfung und de-
mografischen Druck verschärft Spannungen und Instabilität. In Darfur wurde das relativ 
friedliche Gleichgewicht, das früher zwischen den lokalen ethnischen Gruppen bestand, 
progressiv zerstört durch die Unterbrechung traditioneller Migrationsrouten, deren Haupt-
ursachen Bevölkerungsdruck, lange Dürreperioden und die sich daraus ergebende Ausdeh-
nung der Wüste waren. Auf systemischer Ebene bleibt ein umfassender internationaler 
Rechtsrahmen für den Umweltschutz nach wie vor ein angestrebtes Ziel. Leider liegen 
Umweltverschmutzung, Bevölkerungswachstum und Klimaänderung keineswegs in ferner 
Zukunft: sie geschehen jetzt und treffen die ärmsten und am stärksten gefährdeten Gruppen 
am härtesten. Umweltzerstörung birgt das Potenzial, ohnehin konfliktgefährdete Regionen 
zu destabilisieren, vor allem dann, wenn sie durch den ungleichen oder politisierten Zu-
gang zu knappen Ressourcen verschärft wird. Ich fordere die Mitgliedstaaten nachdrück-
lich auf, sich erneut um eine Einigung über Wege zu bemühen, die uns allen ein zukunfts-
fähiges Leben im Rahmen der Mittel unseres Planeten ermöglichen. Umweltbezogene Pro-
gramme sind nicht nur ein unverzichtbares Mittel für den systemischen Abbau einer der 
schlimmsten Spannungsursachen innerhalb oder zwischen Gesellschaften, sondern sie kön-
nen auch auf lokaler Ebene Positives bewirken, indem sie den Dialog über gemeinsame 
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Ressourcen fördern und gegnerische Gruppen dazu befähigen, sich auf gemeinsame Pro-
bleme zu konzentrieren. Dies gilt ganz besonders für gemeinsame Wasserressourcen. 

23. Eng verknüpft mit Problemen der Umweltzerstörung sind Herausforderungen im Zu-
sammenhang mit der Migration, einschließlich unfreiwilliger Migration. Am augenfällig-
sten ist dabei natürlich die konfliktbedingte Vertreibung, die sowohl Flüchtlinge als auch 
Binnenvertriebene hervorbringen kann. Bei vielen langdauerdenden Konfliktsituationen, 
können anhaltende Vertreibungen großen Ausmaßes stark destabilisierende Auswirkungen 
auf die Aufnahmeregion oder das Aufnahmeland haben. Abgesehen von konfliktbedingten 
Vertreibungen sahen sich im letzten Jahrzehnt Dutzende Millionen Menschen gezwungen, 
auf Grund von Entwicklungsfaktoren, wirtschaftlicher Zerrüttung und ökologischen Schä-
den ihre Heimat zu verlassen. Andere fielen dem schrecklichen Phänomen des Menschen-
handels zum Opfer. Generell gehören Migranten häufig zu den jüngsten und körperlich 
tüchtigsten Mitgliedern der Gesellschaft, und durch ihren Wegzug wird das Humankapital 
in ihren Herkunftsländern dezimiert. 

24. Obwohl zahlreiche Migranten schließlich zu produktiven Teilnehmern an der Wirt-
schaft und der Gesellschaft ihrer Aufnahmeländer werden, kann eine umfangreiche Ein-
wanderung auch zu einem übermäßigen Druck auf die Aufnahmeländer führen, insbeson-
dere auf Entwicklungsländer, die sich ohnehin gravierenden Herausforderungen gegenüber 
sehen. Große Einwanderergruppen laufen Gefahr, diskriminiert zu werden, und ihre Anwe-
senheit kann sich zu einem Politikum gestalten, wie sich in zahlreichen reichen wie armen 
Ländern tragischerweise gezeigt hat. Ich fordere die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 
den bevorstehenden Dialog auf hoher Ebene über Internationale Migration und Entwick-
lung, der im September 2006 stattfinden wird, dafür zu nutzen, dem Zusammenhang zwi-
schen Migration und bewaffneten Konflikten besondere Aufmerksamkeit zu widmen und 
dabei die Migration sowohl als Folge der Konfliktanfälligkeit wie auch als potenzielle Ur-
sache dafür zu betrachten. 

25. Zu den tieferen Ursachen der Migration gehört ein anderes wichtiges Element, das 
sich unmittelbar auf die politische Stabilität auswirkt: die Jugendarbeitslosigkeit. Arbeits-
fähige Jugendliche, die keine Beschäftigung finden, sind gezwungen, auf der Suche nach 
Chancen ihr Land zu verlassen und können Opfer destruktiver und selbstzerstörerischer 
Verhaltensweisen werden. Die beständig weiter steigende Jugendarbeitslosigkeit untergräbt 
in Postkonfliktländern die Möglichkeit von Fortschritten im breitesten sozioökonomischen 
und politischen Sinn und birgt selbst in jetzt noch stabilen Ländern das Risiko, die politi-
schen und sozialen Strukturen zu zerstören. Als Maßnahme zur Beseitigung dieser Span-
nungsursache habe ich zusammen mit den Leitern der Weltbank und der Internationalen 
Arbeitsorganisation das Netzwerk für Jugendbeschäftigung eingerichtet, das Partner aus 
dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft einzubinden sucht, um kreative Lösungen für 
die Jugendarbeitslosigkeit und die damit verbundenen Probleme zu finden. 

26. Inzwischen sollte klar sein, dass alle bisher beschriebenen Maßnahmen durch ein 
energischeres und entschlosseneres Vorgehen auf dem Gebiet der Entwicklung und der 
Armutsbekämpfung unterstützt werden müssen. Es überrascht nicht, dass sowohl die Ge-
neralversammlung in ihrer Resolution 57/337 als auch die Hochrangige Gruppe für Bedro-
hungen, Herausforderungen und Wandel die Erreichung der Millenniums-Entwicklungszie-
le und generell die Herbeiführung von Entwicklung als unabdingbare Grundlage der Prä-
vention betrachten. Zwar ist dies insgesamt Sache des jeweiligen Landes, doch hat das Pro-
blem auch systemische Dimensionen. In der Millenniums-Erklärung (Resolution 55/2) ga-
ben die Führer der Welt das bisher einmalige Versprechen, Frieden, Sicherheit, Entwick-
lung, Menschenrechte und Grundfreiheiten als Gesamtpaket zu betrachten. Viele der Mill-
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enniums-Entwicklungsziele könnten, wenn sie denn erreicht werden, die übergreifenden 
Ursachen von Spannungen in konfliktanfälligen Entwicklungsländern erheblich verringern. 
Sie würden dazu dienen, die Welt sicherer zu machen. Außerdem beinhalten sie den wich-
tigen Gedanken einer globalen Partnerschaft, in der alle Länder ihre Rolle spielen müssen: 
die Entwicklungsländer müssen die Führung bei der Lösung ihrer eigenen Probleme über-
nehmen, und die entwickelten Länder müssen sie dabei unterstützen. Auf einer ähnlichen 
Prämisse baut auch dieser Bericht auf: die konfliktanfälligen Länder müssen ihre eigenen 
Probleme lösen, und wir anderen müssen sie entsprechend dabei unterstützen. 
 
 

 B. Landesspezifische strukturelle Maßnahmen zur Behebung von Span-
nungsursachen 
 
 

27. Zahlreiche Initiativen, die auf systemischer Ebene ergriffen werden, erfordern ergän-
zende Maßnahmen seitens der Regierungen der betreffenden Länder zur Bewältigung kon-
kreter Herausforderungen. In Ziffer 16 der Anlage zu ihrer Resolution 57/337 ermutigte die 
Generalversammlung die Mitgliedstaaten, die einzelstaatlichen Kapazitäten zur Überwin-
dung struktureller Risikofaktoren zu stärken. Die Mitgliedstaaten müssen diese Herausfor-
derung jedoch nicht alleine bewältigen. Eine Vielzahl internationaler Akteure hat den Auf-
trag, ihnen dabei zu helfen, wobei diese Hilfe auch die Bewältigung der Probleme der Kor-
ruption und der schwachen Regierungsführung und die Förderung einer konfliktsensiblen 
Entwicklungshilfe umfassen muss. 

28. Zahlreiche bewaffnete Konflikte gehen auf ein Scheitern der Regierungsführung und 
der öffentlichen Verwaltungssysteme, -institutionen und -praktiken zurück. Dies ist beson-
ders dann der Fall, wenn die staatliche Politik es – absichtlich oder unabsichtlich – ver-
säumt, auf soziale, wirtschaftliche und politische Bedürfnisse in ausgewogener Weise ein-
zugehen. Horizontale Ungleichheiten, die das Ergebnis einer schlechten Regierungs- und 
Verwaltungsführung sind oder als solches wahrgenommen werden, führen häufig zu Kon-
flikten, die in Gewalt umschlagen können. Dies geschieht vor allem dann, wenn bestehen-
de ethnische, regionale oder religiöse Verwerfungen durch die unausgewogene Verteilung 
öffentlicher Güter noch verschärft werden. Hier können externe Akteure wichtige Hilfe lei-
sten, vor allem indem sie Programme für Regierungsführung und Institutionenbildung an-
bieten. Eine solche Hilfe kann neben den traditionellen Programmen für politische Füh-
rung auch die Unterstützung einer wirksamen Wirtschaftsführung umfassen, wie es ge-
genwärtig in Liberia geschieht, wo die Nationale Übergangsregierung und die internationa-
len Partner Liberias im September 2005 ein innovatives Hilfsprogramm für Regierungs- 
und Wirtschaftsführung unterzeichneten. 

29. Korruption ist eine besonders verurteilungswürdige Verletzung des öffentlichen Ver-
trauens und ein wichtiges Hindernis für eine gute Regierungsführung. Sowohl in konflikt-
gefährdeten Ländern als auch in Postkonfliktländern ist die Bekämpfung ungezügelter 
Korruption eine unabdingbare Voraussetzung für die Wiederherstellung der Glaubwürdig-
keit der Institutionen, ohne die es letzteren schwerer fällt, Konflikte beizulegen, bevor sie 
zu Gewalt führen. Ich begrüße es, dass die Mitgliedstaaten 2003 das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen Korruption (Resolution 58/4) verabschiedet haben, und fordere 
diejenigen Mitgliedstaaten, die dieses wichtige Rechtsinstrument noch nicht ratifiziert ha-
ben, auf, dies unverzüglich zu tun. Entsprechend den Aufgaben, die mir in diesem Über-
einkommen übertragen wurden, werde ich demnächst mit den Vorbereitungen für die Jah-
reskonferenz der Vertragsstaaten des Übereinkommens beginnen und zu diesem Zweck ein 
Sekretariat einrichten. 
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30. Ein unverhältnismäßig hoher Anteil bewaffneter Konflikte ereignet sich in armen 
Ländern und Regionen. Solange die konfliktschürenden Faktoren fortbestehen, wird es 
kaum zu einer nachhaltigen Entwicklung und zur Armutsminderung kommen. Aber ohne 
Fortschritte bei der Entwicklung und den Zielen der Armutsbekämpfung werden wir auch 
keinen dauerhaften Frieden schaffen. Auf Landesebene bildet daher die Aufstellung von 
Entwicklungsprogrammen, bei denen der Schwerpunkt auf dem Abbau struktureller, be-
waffnete Konflikte schürender Risikofaktoren und auf der besseren Befähigung eines Lan-
des zur Spannungsbewältigung liegt, das Kernstück einer wirksamen Prävention. Wie 
schon in meinem Bericht von 2001 fordere ich die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, sich 
die große Vielfalt der entsprechenden Beratenden Dienste und technischen Hilfe zunutze 
zumachen, die das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) und andere 
Entwicklungsakteure der Vereinten Nationen anbieten, und ich fordere außerdem die Ge-
berländer auf, zusätzliche Mittel bereitzustellen, damit die Gruppe der Vereinten Nationen 
für Entwicklungsfragen ihre Kapazität zur Bereitstellung einer solchen Hilfe erhöhen kann. 
 
 

 C. Operative Maßnahmen zur Behebung von Spannungsursachen 
 
 

31. Schließlich bietet das sogenannte operative Ende des Präventionsspektrums eine 
Vielzahl von Hilfsmöglichkeiten für Länder, die vom Rande des Abgrunds zurücktreten 
wollen. Es kann gelegentlich hilfreich und notwendig sein, sich der Guten Dienste externer 
Akteure zu bedienen, um Ursachen für Spannungen und Friktionen in einer Gesellschaft zu 
beheben, und zwar möglichst bevor sie zu Gewalttätigkeiten führen. Unter Guten Diensten 
ist jede diplomatische Initiative zu verstehen, die eine Drittpartei unternimmt, um als ehrli-
cher Makler und als Kommunikationskanal zwischen den Streitparteien zu dienen und da-
bei Aufgaben wahrzunehmen, die von der Überbringung von Botschaften zwischen den 
Parteien über die Vermittlung einer begrenzten Vereinbarung bis zur Aushandlung eines 
umfassenden Abkommens reichen können. Dies umfasst viele der in Artikel 33 Absatz 1 
der Charta aufgeführten Tätigkeiten wie etwa Verhandlung, Untersuchung, Vermittlung, 
Vergleich und Inanspruchnahme regionaler Einrichtungen oder Abmachungen oder andere 
von den Parteien frei gewählte friedliche Mittel. 

32. Meine Vorgänger und ich haben in den vielfältigsten Szenarien und bei zahllosen Ge-
legenheiten unsere Guten Dienste zur Verfügung gestellt und damit einen Weg geboten, um 
zwischenstaatliche oder innerstaatliche Kriege, Grenzstreitigkeiten, seerechtliche Streitig-
keiten, Verfassungsstreitigkeiten, Wahlstreitigkeiten, mit Autonomie und Unabhängigkeit 
zusammenhängende Fragen, Geiselkrisen und eine Vielzahl anderer Meinungsverschie-
denheiten und Probleme beizulegen. Meine Guten Dienste stehen den Mitgliedstaaten je-
derzeit zur Verfügung, vor allem in Fällen, in denen ich selbst oder meine Gesandten ver-
hindern helfen könnten, dass bewaffnete Konflikte überhaupt ausbrechen. 

33. Auf dem Weltgipfel 2005 wurden "die wichtige Rolle der Guten Dienste des Gene-
ralsekretärs [anerkannt], namentlich auch bei der Vermittlung in Streitigkeiten" (Resolu-
tion 60/1, Ziffer 76) und die Bemühungen unterstützt, meine Kapazität auf diesem Gebiet 
zu stärken. Die Generalversammlung billigte darauf hin eine vorläufige Kapazität zur Un-
terstützung von Vermittlungsbemühungen in der Hauptabteilung Politische Angelegenhei-
ten (Resolution 60/246). Mit dieser Gruppe Unterstützung von Vermittlungsbemühungen, 
die im Verbund mit den gestärkten Regionalabteilungen der Hauptabteilung Politische An-
gelegenheiten, mit der Hauptabteilung Friedenssicherungseinsätze und anderen arbeiten 
soll, wird das Ziel verfolgt, Vermittlern und ihren Teams Beratung, operative Instrumente 
und Orientierungshilfen zu wichtigen von ihnen zu bewältigenden Fragen an die Hand zu 
geben, auf der Grundlage der vielfältigen Erkenntnisse und bewährten Praktiken, die die 
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Vereinten Nationen und ihre Partner in den letzten zehn Jahren oder noch länger auf die-
sem Gebiet angesammelt haben, und sicherzustellen, dass sie raschen Zugriff auf entspre-
chende Fachkenntnisse und Erfahrungen haben. Die Dienste dieser Gruppe werden nicht 
nur den Vermittlern der Vereinten Nationen zur Verfügung stehen, sondern auch dem ge-
samten System der Vereinten Nationen und seinen Partnern, so auch Regierungen, regiona-
len und subregionalen Organisationen, nichtstaatlichen Organisationen und Privatpersonen. 
Auch in Fällen, in denen die Vereinten Nationen die Vermittlung nicht selbst leiten, spielen 
sie durch die Bereitstellung von Fachwissen und durch Normsetzung häufig eine unver-
zichtbare Rolle. 

34. Die Gruppe Unterstützung von Vermittlungsbemühungen wird demnächst ihre Arbeit 
aufnehmen und, wie ich hoffe, mit Hilfe der Mitgliedstaaten eine solidere finanzielle 
Grundlage erhalten. Ich erwarte, unter anderem dank dieses wichtigen Elements über wei-
tere Fortschritte bei der Durchführung der Ziffern 24 und 36 der Anlage zu Resolu-
tion 57/337 berichten zu können, in denen die Generalversammlung anregte, den Prozess 
der friedlichen Beilegung von Streitigkeiten und die Anstrengungen zur Erhöhung seiner 
Wirksamkeit zu stärken, und mich in meiner Absicht unterstützte, den Einsatz der mir zur 
Verfügung stehenden Mittel, einschließlich Missionen zur Tatsachenermittlung und ver-
trauensbildender Maßnahmen, zu verbessern. 

35. Die rechtzeitige Deckung humanitärer Bedürfnisse kann ebenfalls dazu beitragen, 
den Ausbruch oder das Wiederaufflammen bewaffneter Konflikte zu verhüten. Obwohl der 
überwiegende Teil der Aufmerksamkeit und der Mittel für humanitäre Hilfe naturgemäß 
den Notfällen gilt, die durch bewaffnete Konflikte verursacht oder verschärft wurden, kann 
und muss an der humanitären Front sehr viel mehr getan werden, um Krisen abzuwenden, 
bevor sie zu einer bewaffneten Auseinandersetzung führen. So kann es erheblich zur Stabi-
lisierung einer prekären Situation beitragen, gegen Ernährungsunsicherheit und die ver-
bundenen Probleme der landwirtschaftlichen Unterproduktion und der Ressourcenknapp-
heit anzugehen. Ein hungriger Mensch ist ein zorniger Mensch. Neben erhöhter Aufmerk-
samkeit für Ernährungsunsicherheit, die zu Konflikten führen kann, ist es wichtig, Nah-
rungsmittel und andere Hilfsgüter auf eine Art und Weise bereitzustellen, die nicht zu Kon-
flikten beiträgt. Darüber hinaus lässt sich anhand der von Frühwarnsystemen für Hungers-
nöte und andere humanitäre Krisen bereitgestellten Informationen auch eine mögliche Ver-
schlechterung der politischen Lage vorhersagen. Gemeinschaften zusammenzubringen, um 
humanitäre Anliegen wie Ernährungsunsicherheit, Wasserversorgung, Gesundheit und die 
Bedürfnisse von Kindern anzugehen, dient ebenfalls der Konfliktprävention, weil damit 
Wege zum Dialog und zur wechselseitigen Zusammenarbeit geebnet werden. Die Rolle der 
humanitären Gemeinschaft bei der Verhütung von Konflikten und der Begrenzung ihrer 
Folgen wird durch die laufenden systemweiten Reformen gestärkt, namentlich durch den 
Zentralen Fonds für die Reaktion auf Notsituationen, der für den Frühstart humanitärer Ak-
tivitäten eingesetzt werden kann, sowie den so genannten "Schwerpunktgruppen-Ansatz", 
der in neun ausschlaggebenden, von Umsetzungsdefiziten geprägten Bereichen deutlicher 
berechenbare Führungsrollen schafft und somit die Verbindungen zwischen humanitärer 
Hilfe und Entwicklungsprogrammen verbessert. Ich verweise auch auf den wichtigen Bei-
trag, den das derzeit im Aufbau befindliche gemeinsame humanitäre Frühwarnsystem, das 
auch sozioökonomische Daten enthalten wird, leisten kann. 

36. Eine weitere wichtige Initiative, die von der humanitären Gemeinschaft angestoßen 
wurde, die jedoch auf sehr viel breiterer Basis übernommen und durchgeführt werden 
muss, betrifft die Stärkung des Rahmens für den Schutz von Zivilpersonen, der seit mei-
nem Bericht von 2001 erheblich ausgebaut wurde. Bereits von einem bewaffneten Konflikt 
betroffene Zivilpersonen gilt es, so gut es irgend geht vor den Konfliktfolgen zu schützen, 
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um so die Chancen auf eine echte Erholung zu wahren und ein erneutes Ausbrechen des 
Konflikts zu vermeiden. Die Verabschiedung der Resolution 1674 (2006) des Sicherheits-
rats im April 2006 war der rezenteste Schritt zur Förderung dieses wichtigen Vorhabens. 
Auch bei der Verbesserung des Schutzes von Kindern in bewaffneten Konflikten hat es 
Fortschritte gegeben, insbesondere auf dem Gebiet der Überwachung und der Berichter-
stattung über Verletzungen der Rechte des Kindes. Ich habe auch mit Genugtuung festge-
stellt, dass die Regionalorganisationen sich darum bemühen, ihre Schutzrolle besser zu de-
finieren und wahrzunehmen. 

37. Zur Unterstützung der vorbeugenden Diplomatie kommt auch Sanktionen eine wich-
tige Rolle zu, denn sie sind ein Druckmittel, um die Parteien an den Verhandlungstisch zu 
bringen, um Akteure dazu zu ermutigen, die von der internationalen Gemeinschaft vorge-
gebenen Schritte zur Bedrohungsminderung zu ergreifen oder um Akteure von der Fortset-
zung von Tätigkeiten abzubringen, die als Bedrohungen des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit angesehen werden. In Angola und Sierra Leone wurden Uneinsichtige 
durch gezielte Sanktionen, verbunden mit militärischem Druck, geschwächt und isoliert. 
Man schätzt, dass der jüngste Gewaltausbruch in Côte d'Ivoire durch den Einsatz gezielter 
Sanktionen gedämpft wurde, nicht zuletzt, weil damit die Möglichkeit von Maßnahmen 
gegen Personen, die für ernsthafte Verletzungen der Menschenrechte und des humanitären 
Völkerrechts verantwortlich sind, sowie gegen Personen, die öffentlich zu Hass und Ge-
walt aufstacheln, in den Raum gestellt wurde. Dies ist ein neuer und vielleicht vielverspre-
chender Ansatz für Situationen, in denen skrupellose Akteure Konflikte anheizen. Zudem 
gehören Sanktionen, die der Finanzierung terroristischer Handlungen entgegenwirken und 
Terroristen Unterschlupf oder Reisemöglichkeiten entziehen sollen, heute zu den Grund-
prinzipien der weltweiten Terrorismusbekämpfung. 

38. Wenngleich hauptsächlich als Zwangsinstrument bekannt, können Sanktionen auch 
eine nützliche Rolle bei der konstruktiven Einbindung oder der Überzeugungsarbeit spie-
len, vor allem wenn sie mit geeigneten Anreizen verbunden sind. In manchen Fällen ge-
nügte schon die Androhung von Sanktionen, um die anvisierte Zielgruppe zu Verhaltens-
änderungen zu bewegen. Sanktionen können nur dann wirksam sein, wenn sie auch glaub-
haft sind, das heißt, wenn sie von dem gemeinsamen politischen Willen der Mitglieder des 
Sicherheitsrats und der internationalen Gemeinschaft getragen werden. Ferner müssen ihr 
Zweck und ihr Aufbau klar sein, sollte ein wirksamer Mechanismus zur Überwachung der 
Einhaltung vorhanden sein und sollten klare Fortschrittskriterien für die Beendigung von 
Sanktionsregimen vorliegen. 
 
 

 III. Stärkung friedensfördernder Normen und Institutionen 
 
 

39. Die Verringerung und Bewältigung der Ursachen gesellschaftlicher Spannungen ist 
nur eine Seite der Gleichung, was die Konfliktprävention anbelangt. Ebenso wichtig ist die 
Stärkung der Widerstandskraft eines Landes gegen den Ausbruch oder die Eskalation eines 
bewaffneten Konflikts. In Ziffer 15 der Anlage zu ihrer Resolution 57/337 stellte die Gene-
ralversammlung fest, dass Freiheit, Gerechtigkeit, Demokratie, Toleranz, Solidarität, Zu-
sammenarbeit, Pluralismus, kulturelle Vielfalt, Dialog und Verständigung wichtige Ele-
mente zur Verhütung bewaffneter Konflikte sind. Alle diese Elemente tragen zur Schaffung 
einer friedensfördernden Infrastruktur auf internationaler und nationaler Ebene bei. Auch 
hier wurden sich gegenseitig verstärkende Maßnahmen auf systemischer, struktureller und 
operativer Ebene auf den Weg gebracht. 
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 A. Systemische Maßnahmen zur Stärkung friedensfördernder Normen 
und Institutionen 
 
 

40. Obwohl die Menschheit im letzten Jahrhundert zahlreiche dunkle Momente erlebte, 
gab es zumindest stetige Fortschritte bei der Entwicklung eines internationalen Rechtsrah-
mens, durch den die Möglichkeit von Kriegen beziehungsweise ihre Auswirkungen be-
grenzt werden sollen. In den Ziffern 9 und 10 der Anlage zu ihrer Resolution 57/337 for-
derte die Generalversammlung die Mitgliedstaaten auf, den internationalen Menschen-
rechtsübereinkünften, den Übereinkünften auf dem Gebiet des humanitären Völkerrechts 
und anderen maßgeblichen Rechtsinstrumenten beizutreten, sie zu ratifizieren und sie ein-
zuhalten. Ich wiederhole diese Aufforderung mit allem Nachdruck. Selbst feierlich ratifi-
zierte Verträge verhüten keine Konflikte, wenn sie nicht vor Ort verstanden und eingehal-
ten werden. Ich würdige daher die Anstrengungen, die die Regierungen, die Regionalorga-
nisationen und das System der Vereinten Nationen unternehmen, um Instrumente und Leit-
linien zu entwickeln, die dem militärischen, humanitären und sonstigen Personal helfen 
sollen, diese Rechtsvorschriften zu verstehen und anzuwenden. 

41. Mit der Errichtung des Internationalen Strafgerichtshofs hat die internationale Ge-
meinschaft ihre Entschlossenheit deutlich gemacht, von Kriegsverbrechen und massiven 
Verletzungen der Menschenrechte und des humanitären Rechts abzuschrecken. Der Straf-
gerichtshof zeigt bereits erhebliche Wirkung, indem er potenziellen Tätern signalisiert, 
dass sie nicht mehr ohne Weiteres mit Straflosigkeit rechnen können, und indem er als Ka-
talysator für den Erlass innerstaatlicher Rechtsvorschriften gegen die schlimmsten interna-
tionalen Verbrechen wirkt. In Ziffer 12 der Anlage zu ihrer Resolution 57/337 betonte die 
Generalversammlung die Notwendigkeit, diejenigen, die Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit begangen haben, vor Gericht zu stellen und so einen wichtigen 
Beitrag zur Förderung der Prävention zu leisten. Ich begrüße die diesbezüglichen Fort-
schritte und hoffe, dass in den kommenden Jahren noch erheblich mehr erreicht werden 
kann, namentlich durch weitere Beitritte zum Römischen Statut und durch die Überwei-
sung von Fällen an den Strafgerichtshof. 

42. Ein wichtiger Schritt nach vorn wurde im vergangenen September erreicht, als in das 
Ergebnis des Weltgipfels, Ziffern 138 und 139, ein nachdrückliches Bekenntnis der Mit-
gliedstaaten zu ihrer "Verantwortung für den Schutz" der Bevölkerung vor Völkermord, 
Kriegsverbrechen, ethnischer Säuberung und Verbrechen gegen die Menschlichkeit aufge-
nommen wurde. Im April 2006 bekräftigte der Sicherheitsrat diese Bestimmungen in seiner 
Resolution 1674 (2006) über den Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten. Die 
sich herausbildende Norm der "Schutzverantwortung" legt den Schwerpunkt nicht auf die 
Rechte, sondern auf die Pflichten, die sich aus der Souveränität ergeben, und legt im We-
sentlichen die Hauptverpflichtung der Staaten zum Schutz ihrer Bevölkerung vor Völker-
mord, Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und ethnischer Säuberung 
fest, wobei sie deutlich macht, dass in Fällen, in denen die Staaten dieser Verpflichtung 
nicht nachkommen, die Verantwortung dafür der internationalen Gemeinschaft zufällt. 
Diese Doktrin umfasst auch eine konkrete "Präventionsverantwortung", die ich voll und 
ganz unterstütze. Um dieser Verantwortung umfassender nachzukommen, müssen wir uns 
an allen in diesem Bericht angesprochenen Fronten engagieren, und die souveränen Staa-
ten selbst müssen sich an die Spitze dieser Anstrengungen stellen. 

43. Ich begrüße die sich neu herausbildenden regionalen Initiativen, den gewaltsamen 
Sturz repräsentativer oder rechtmäßig gewählter Regierungen nicht widerspruchslos hin-
zunehmen. Artikel 30 der Gründungsakte der Afrikanischen Union erklärt, "Regierungen, 
die durch verfassungswidrige Mittel an die Macht gekommen sind, wird nicht erlaubt, an 
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den Tätigkeiten der Union mitzuwirken". Die Organisation der amerikanischen Staaten 
(OAS) kennt seit 1991 eine ähnliche Bestimmung und verabschiedete 2001 die Interameri-
kanische Demokratische Charta, die die Verpflichtung enthält, im Falle der "verfassungs-
widrigen Änderung der Verfassungsordnung" eines ihrer Mitgliedstaaten tätig zu werden. 
Ich hoffe, dass die Vereinten Nationen die Regionalorganisationen entsprechend der Emp-
fehlung der Hochrangigen Gruppe für Bedrohungen, Herausforderungen und Wandel bei 
der Ausarbeitung solcher Rahmenbestimmungen unterstützen und auf ihren Erfahrungen 
aufbauen können. 

44. Neben der Fortentwicklung des normativen Rahmens ist es wichtig, die internationa-
le Kultur des Friedens und der Verständigung weiter voranzubringen. Die Kultur des Frie-
dens ist ein Katalog von Werten, Einstellungen, Verhaltensformen und Lebensweisen, die 
Gewalt ablehnen und Konflikte dadurch verhüten, dass die tieferen Konfliktursachen an-
gegangen und Probleme auf dem Weg des Dialogs und der Verhandlung zwischen Perso-
nen, Gruppen und Nationen gelöst werden. Es zeichnet sich eine weltweite Bewegung zi-
vilgesellschaftlicher Organisationen ab, die dieses Konzept fördert. Neben dieser anerken-
nenswerten organisierten Bewegung spielen zahlreiche Gruppen auf der ganzen Welt auf 
Grund ihrer eigenen ethischen Wertvorstellungen eine wichtige Rolle bei der Förderung 
von Dialog und friedlicher Lebensweise anstelle von Gewalt. Vor allem den religiösen 
Führern kommt eine besondere Rolle als treibende Kraft des Wandels und der friedlichen 
Koexistenz zu. Ich ermutige sie bei den Bemühungen, die sie auf weltweiter Ebene sowie 
auch in ihren jeweiligen Ländern und Regionen unternehmen. 
 
 

 B. Landesspezifische strukturelle Maßnahmen zur Stärkung friedensför-
dernder Normen und Institutionen 
 
 

45. Gesunde Gesellschaften, die mit Konflikten gewaltlos umgehen können, zeichnen 
sich in der Regel durch inklusive, rechenschaftspflichtige politische und gesellschaftliche 
Institutionen sowie durch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Vielfalt aus. Es hilft auch, 
im Staat wie in der Zivilgesellschaft über Führer zu verfügen, die sich der Kraft einer ko-
operationsorientierten Konfliktbeilegung bewusst sind, ferner über Institutionen, die eigens 
dafür konzipiert sind, Konflikte von gewaltsamen Ausdrucksformen weg- und statt dessen 
auf positive Ergebnisse hinzusteuern, sowie über ein zuverlässiges Rechtssystem, dem alle 
Mitglieder der Gesellschaft vertrauen können. Das eigentliche Ziel sollte die Schaffung ei-
ner nachhaltigen friedensfördernden Infrastruktur auf nationaler Ebene sein, die es den Ge-
sellschaften und ihren Regierungen ermöglicht, Konflikte intern und mit ihren eigenen Fä-
higkeiten, Institutionen und Ressourcen zu lösen. Die einzelnen Bestandteile einer solchen 
Infrastruktur werden nachstehend kurz beschrieben. 

46. Der Weltgipfel 2005 bekräftigte die Demokratie als universellen Wert, auch wenn es 
keine allgemeingültige Formel zu ihrer Verwirklichung gibt. Länder, die für bewaffnete 
Konflikte anfällig sind, verdienen besondere Hilfe bei der Demokratisierung. Vorausset-
zung für eine demokratische Regierungsführung sind zum einen ein Rechtsrahmen, der die 
grundlegenden Menschenrechte schützt und ein System der Gewaltenteilung vorsieht, und 
zum anderen funktionierende rechtsstaatliche Institutionen; das Fehlen solcher Merkmale 
ist genau der Grund dafür, dass Menschen häufig meinen, sie könnten sich nur durch Ge-
waltanwendung Gehör verschaffen. Zwar müssen einzelnen Regierungen ihren eigenen 
Weg zur Demokratie finden, doch halten die Vereinten Nationen und ihre Partner eine 
Vielzahl wichtiger Dienste bereit, die die Mitgliedstaaten auf Antrag in Anspruch nehmen 
können. Dazu gehören Wahlhilfe, verfassungsrechtliche Beratung, Kapazitätsaufbau im 
Menschenrechtsbereich, Unterstützung einer guten Regierungsführung, Initiativen zur Kor-
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ruptionsbekämpfung und Reformen in Schlüsselsektoren wie Sicherheit und Gerichtswe-
sen. Im Rahmen des übergreifenden Ziels, die Unterstützung der Demokratie durch die 
Vereinten Nationen zu vertiefen, zu erweitern und zu konkretisieren, wurde im Juli 2005 
der Demokratiefonds der Vereinten Nationen eingerichtet. Er soll die Tätigkeiten stärken, 
die das System der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Demokratisierung, der Men-
schenrechte und der Partizipation bereits durchführt. Zu den Schwerpunktbereichen des 
Fonds gehören die Stärkung des demokratischen Dialogs und die Unterstützung für verfas-
sungsbezogene Prozesse, die Stärkung der Zivilgesellschaft, staatsbürgerliche Bildung und 
Wählerregistrierung, die Stärkung politischer Parteien, der Zugang der Bürger zu Informa-
tionen, Menschenrechten und Grundfreiheiten, Rechenschaftspflicht, Transparenz und In-
tegrität. 

47. Die Mitgliedstaaten haben zwei wichtige Bewegungen ins Leben gerufen, um die 
Grundsätze der Demokratie zu fördern: die Bewegung der neuen oder wiederhergestellten 
Demokratien und die Gemeinschaft der Demokratien. Ich lege ihnen nahe, zu sondieren, 
wie die beiden Bewegungen einander im Hinblick auf ein Höchstmaß an Wirkung ergän-
zen können. Auch die Regionalorganisationen tragen erheblich dazu bei, demokratische In-
stitutionen und Grundsätze in ihrer eigenen Region zu verbreiten. Besonders zu erwähnen 
ist die Gründungsakte der Afrikanischen Union, die die Mitglieder an eine Reihe demokra-
tischer Prinzipien bindet; außerdem arbeitet die Afrikanische Union auf die Verabschie-
dung einer Charta demokratischer Grundsätze hin, die Mindestkriterien für die demokrati-
sche Praxis auf dem Kontinent enthält. 

48. Zweck einer Verfassung ist es, die Bedingungen für das Verhältnis zwischen Staat 
und Bürgern festzulegen. Eine sorgfältig ausgearbeitete Verfassung kann einer Gesellschaft 
Instrumente an die Hand geben, um Streitigkeiten zu bewältigen und auf friedlichem Weg 
beizulegen, während eine mit Mängeln behaftete Verfassung bestehende Probleme ver-
schärfen kann. Es hat verschiedene Fälle gegeben, in denen die Mitgliedstaaten wegen 
schwieriger Verfassungsfragen am Rande eines Konflikts standen; häufig wurde die Ver-
fassung von der herrschenden Elite als Mittel der Ausgrenzung, der Unterdrückung und der 
Zementierung ihrer Macht genutzt. Mit einer soliden Verfassung oder durch frühzeitige 
Bemühungen um eine Änderung der Verfassung, damit sie ihren rechtmäßigen Zweck er-
füllt, könnten zahlreiche potenzielle Konflikte abgewendet werden. Die bereits verfügbare 
Hilfe von außen für die Verfassungsbildung könnte auf kohärentere und strategischere 
Weise eingesetzt werden; diesbezüglich wäre ich dankbar für die Unterstützung der Mit-
gliedstaaten zur Stärkung der Aktivitäten der Vereinten Nationen in diesem Bereich, so 
auch durch die Einrichtung einer Kapazität für Rechtsstaatlichkeit. 

49. Die Abhaltung regelmäßiger und allgemeiner Wahlen ist im Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte als eines der wichtigen Menschenrechte verankert. 
Entsteht der berechtigte oder auch unberechtigte Eindruck, dass die politischen Führer ei-
nes Landes seine Bevölkerung und deren Bestrebungen nicht vertreten, kann dies zur Kon-
fliktursache werden. Mit der Abhaltung glaubhafter Wahlen soll diesem Bedürfnis nach ei-
ner repräsentativen Regierung entsprochen werden. Die Vereinten Nationen werden immer 
häufiger gebeten, die Mitgliedstaaten und andere bei der Durchführung glaubhafter Wahlen 
zu unterstützen. Zu den wichtigen Elementen der Wahlhilfe der Vereinten Nationen gehört 
die Betonung der Notwendigkeit breit angelegter Konsultationen und der Teilnahme aller 
Betroffenen am gesamten Wahlprozess, etwa an der Diskussion über Wahlstrategien, an 
Wählerregistrierung, staatsbürgerlicher Bildung, Aufklärung der Wähler und Wahlbeob-
achtung, sowie der Notwendigkeit der Transparenz während des gesamten Wahlprozesses. 
In den 1990er Jahren organisierten oder beobachteten die Vereinten Nationen die grundle-
gend wichtigen Wahlen und Wahlprozesse in El Salvador, Kambodscha, Mosambik, Ostti-
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mor und Südafrika. In jüngerer Zeit leistete die Organisation unverzichtbare technische 
Hilfe bei den außerordentlich wichtigen Wahlen in Afghanistan, den besetzten palästinen-
sischen Gebieten, Burundi, Irak, Liberia, und Sierra Leone. Zwischen 1992 und Januar 
2005 leisteten die Vereinten Nationen Wahlhilfe in 95 Ländern. 

50. Zwischen Menschenrechten und Konfliktprävention besteht eine Wechselbeziehung. 
Verletzungen der Menschenrechte sind eine der grundlegenden Konfliktursachen; sie sind 
aber auch eine häufige Konfliktfolge. Daher müssen unbedingt belastbare nationale Men-
schenrechtsinstitutionen und Schutzsysteme eingerichtet werden, um diese Rechte zu ge-
währleisten. Im Ergebnis des Weltgipfels 2005 wurde anerkannt, dass der Schutz und die 
Förderung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle eine wesentliche Vorausset-
zung für Frieden und Sicherheit ist. Demzufolge verpflichteten sich die Führer der Welt, 
das Instrumentarium der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte und das 
Amt des Hohen Kommissars für Menschenrechte (OHCHR) zu stärken, und forderten mit 
Nachdruck eine engere Zusammenarbeit zwischen dem Amt des Hohen Kommissars und 
den Organen der Vereinten Nationen, einschließlich des Sicherheitsrats. Gemäß dem Er-
gebnisdokument des Gipfels schuf die Generalversammlung in ihrer Resolution 60/251 
den Menschenrechtsrat, der die Menschenrechtskommission ersetzen und unter anderem 
zur Verhütung von Menschenrechtsverletzungen beitragen und in Menschenrechts-Notla-
gen rasch reagieren soll. Die Schaffung des Menschenrechtsrats und die Stärkung des Am-
tes des Hohen Kommissars für Menschenrechte durch eine Verdopplung seiner Mittel wer-
den dazu führen, dass den Ländern, die sich um eine Verringerung ihrer Anfälligkeit ge-
genüber Menschenrechtsverletzungen bemühen, erheblich umfangreichere technische Zu-
sammenarbeit und Beratende Dienste zur Verfügung gestellt werden können. Darüber hin-
aus wird eine engere Zusammenarbeit zwischen dem Amt des Hohen Kommissars und 
dem Sicherheitsrat die Einbeziehung der von den Menschenrechtsmechanismen der Ver-
einten Nationen gewonnenen Informationen in die Politikformulierung und die Präventiv-
maßnahmen des Rates erleichtern. 

51. Ein weiteres wichtiges Merkmal von Gesellschaften, die mit Konflikten friedlich 
umgehen, ist eine lebendige Zivilgesellschaft, einschließlich nichtstaatlicher Organisatio-
nen, freier Medien und aktiver religiöser Führer. Der Zugang zu freien und unabhängigen 
Medien ist eine Grundvoraussetzung der freien Meinungsäußerung, der Rechenschafts-
pflicht gegenüber der Öffentlichkeit und der Transparenz. Verantwortungsbewusste Me-
dien übernehmen auch eine erzieherische Rolle, die die Kultur des Friedens und der Prä-
vention voranbringen kann. Auf allgemeinerer Ebene dienen viele zivilgesellschaftliche 
Organisationen als Sprachrohr wichtiger Interessengruppen innerhalb der Gesellschaft. 
Gruppen der Zivilgesellschaft können durch ihr verantwortungsvolles und rechenschafts-
pflichtiges Handeln auch gezielt zur Prävention beitragen, indem sie auf Probleme auf-
merksam machen, die offizielle Stellen nicht erkennen können oder wollen, und indem sie 
den Kontakt zu unterschiedlichen Identitätsgruppen suchen. 

52. Offene Kommunikation und offener Dialog sind für den friedlichen und konstrukti-
ven Umgang mit Spannungen unerlässlich. In konfliktgefährdeten Ländern ist es manch-
mal notwendig, einen breiten, partizipatorisch angelegten nationalen Dialog und konsens-
bildende Prozesse zu fördern, damit eine gemeinsame Vision der Zukunft erarbeitet werden 
kann. Dialogprozesse sind Teil einer friedensfördernden Infrastruktur und stärken ihren 
Aufbau, indem sie in Kapazitätsentwicklungsprogramme und Aussöhnungsinitiativen ein-
fließen und ihnen Legitimität verleihen. Bei solchen Prozessen müssen besondere Anstren-
gungen unternommen werden, um auf Frauen zuzugehen und ihren Stimmen Gehör zu ver-
leihen, da sie all zu oft nicht mit am Entscheidungstisch sitzen, obwohl sie über weitrei-
chende und häufig unzureichend ausgeschöpfte Fähigkeiten verfügen, zur Konfliktpräven-
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tion und zu einem konstruktiven Dialog beizutragen. Ein gemeinsames Programm der 
Hauptabteilung Politische Angelegenheiten und des UNDP ist auf die Stärkung der institu-
tionellen und individuellen Kapazitäten zur Konfliktbeilegung auf nationaler Ebene, so 
auch durch die Vermittlung von Kompetenzen für Verhandlungsführung und Konsensbil-
dung, ausgerichtet. Durch das Programm werden gegenwärtig Initiativen in neun Ländern 
Afrikas und Lateinamerikas unterstützt. In Guyana wurde Hilfe für staatliche und substaat-
liche Institutionen bereitgestellt, insbesondere die Kommission für die Beziehungen zwi-
schen ethnischen Gruppen und die Kommission für den Privatsektor, um sie bei der Förde-
rung der Aussöhnung, der Konsensbildung und der Verringerung interethnischer Spannun-
gen zu unterstützen. 

53. Manche Mitgliedstaaten haben bei der Förderung des Konzepts der nationalen Ver-
antwortung für Konfliktprävention eine führende Rolle übernommen und setzen sich zu 
diesem Zweck gezielt für nationale friedensfördernde Infrastrukturen ein, zum Teil dank 
der Unterstützung durch das gemeinsame Programm der Hauptabteilung Politische Ange-
legenheiten und des UNDP. Ghana beispielsweise will mit Hilfe dieses Programms eine 
wirksame Zusammenarbeit zwischen der Regierung und der Zivilgesellschaft herbeiführen, 
die eine frühzeitige Reaktion auf sich abzeichnende Konflikte über Grund und Boden, Res-
sourcen und Häuptlingsnachfolge ermöglichen soll. Viele der wesentlichen Bestandteile 
einer solchen Infrastruktur habe ich oben bereits angesprochen, aber ich will hier noch 
einmal spezifischer darauf eingehen. Aus meiner Sicht benötigen die Mitgliedstaaten, die 
Regierungen und die Zivilgesellschaft verschiedene konkrete Fähigkeiten, um ihrer dies-
bezüglichen Verantwortung nachzukommen: die Fähigkeit, gemeinsame Probleme gemein-
sam zu analysieren und potenzielle Konfliktherde aufzuzeigen, die Fähigkeit, interne Lö-
sungen für Streitigkeiten zu finden und ihre Nachhaltigkeit sicherzustellen, die Fähigkeit, 
neutrale Räume für Dialoge über wichtige Fragen bereitzustellen, und die Fähigkeit, diese 
Kompetenzen an die nächste Generation weiterzugeben. 

54. Die Vereinten Nationen und ihre Partner stellen vielfältige Hilfsprogramme für die 
Schaffung einer solchen nationalen friedensfördernden Infrastruktur zur Verfügung. In dem 
Kapitel über die Kapazität der Vereinten Nationen werde ich mich damit befassen, was 
notwendig ist, um zu diesem Zweck ausreichende externe Unterstützung zu gewähren. 
 
 

 C. Operative Maßnahmen zur Stärkung friedensfördernder Normen und 
Institutionen 
 
 

55. Selbst bei unmittelbar drohenden Krisen ist es oft noch nicht zu spät, nationalen 
Normen und Institutionen, die Frieden fördern und Gewalt abwenden können, einen ent-
scheidenden Auftrieb zu geben. In solchen Situationen sollten Strategien, die auf die Behe-
bung institutioneller Schwächen gerichtet sind, im Allgemeinen mit Anstrengungen zur 
Förderung des Dialogs und der Zusammenarbeit zwischen den Gruppen verbunden sein, 
sowie, wenn möglich, mit diplomatischem Druck und/oder Anreizen, mit Auflagen für die 
gewährte Hilfe und in manchen Fällen sogar mit der vorbeugenden Entsendung von Zivil-
beobachtern und/oder Militärpersonal. Ziel all dieser Maßnahmen ist es vielfach, Zeit zu 
gewinnen und genügend Spielraum zu schaffen, dass die Prozesse zur Reform staatlicher 
Institutionen erste Wirkung zeigen können. Ein Konflikt ist erst dann wirklich vorüber oder 
abgewendet, wenn eine bürgernahe und rechenschaftspflichtige staatliche Autorität eta-
bliert wurde. Solange dieser Prozess andauert, kommt es entscheidend darauf an, Kommu-
nikations- und Dialogkanäle offen und die Gewalt unter Kontrolle zu halten. 
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56. Da solche Anstrengungen in der Regel unter enormem Zeitdruck unternommen wer-
den und dabei politisch sehr viel auf dem Spiel steht, ist es unverzichtbar, dass alle betei-
ligten Akteure – auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene – gemeinsam und ab-
gestimmt handeln, wobei jeder seine eigenen Stärken zum Einsatz bringt. Im Jahr 2005 ar-
beiteten die Vereinten Nationen eng mit interessierten Regierungen, der Organisation der 
amerikanischen Staaten und der Andengemeinschaft zusammen, um die Regierung Ecua-
dors bei der Erneuerung der demokratischen Institutionen ihres Landes und bei der Stär-
kung der Unabhängigkeit der staatlichen Behörden, insbesondere des Obersten Gerichts-
hofs, zu unterstützen. Der Prozess der Neugliederung des Gerichtshofs wurde transparent 
und in bislang nicht dagewesener Offenheit für die Mitwirkung der Öffentlichkeit und die 
Kontrolle durch die Öffentlichkeit durchgeführt, unter Einbeziehung einer breiten Vielfalt 
nationaler, regionaler und internationaler Akteure. Aus diesen Gründen handelt es sich hier 
um ein wichtiges Modell, das bei künftigen Verfahren zur Ernennung von Richtern und 
anderen Amtsträgern unter mehr oder weniger vergleichbaren Umständen Berücksichti-
gung verdient. Die Einweihungsfeier für den neuen Gerichtshof fand am 30. November 
2005 in Quito statt. 
 
 

 IV. Mechanismen zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Staaten 
 
 

57. Viele der oben dargestellten Grundsätze lassen sich auch auf die Verhütung und Bei-
legung von Streitigkeiten zwischen Staaten anwenden, wenn auch die verfügbaren Mecha-
nismen andere sein mögen. Im Einklang mit Artikel 33 Absatz 1 der Charta der Vereinten 
Nationen tragen in erster Linie die einzelnen souveränen Regierungen die Verantwortung 
dafür, bewaffnete zwischenstaatliche Konflikte zu verhüten und zu diesem Zweck die 
friedliche Beilegung von Streitigkeiten vorgesehenen Instrumente und Foren zu nutzen. Es 
bereitet mir Genugtuung, dass die Mitgliedstaaten im Einklang mit den Ziffern 14 und 18 
der Anlage zu Resolution 57/337 der Generalversammlung in einigen Fällen die vorhande-
nen Verfahren und Methoden zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten, einschließlich 
des Internationalen Gerichtshofs, wirksam genutzt haben. Ich ermutige sie dazu, diese Ver-
fahren auch weiterhin in Anspruch zu nehmen. 

58. Mitunter wurde der Einsatz dieser Mechanismen durch meine Guten Dienste erleich-
tert. So habe ich im September 2002, kurz vor der Bekanntgabe der Entscheidung des In-
ternationalen Gerichtshofs in dem lang währenden Streit zwischen Kamerun und Nigeria 
über ihre gemeinsame Land- und Seegrenze die Präsidenten der beiden Länder eingeladen, 
sich bei einer Begegnung mit mir auf die Achtung und Durchführung des Urteils des Ge-
richtshofs und auf die Schaffung eines Durchführungsmechanismus mit Unterstützung der 
Vereinten Nationen zu verständigen. Als Ergebnis dieser und weiterer darauf folgender 
Begegnungen wurde eine von den Vereinten Nationen unterstützte Gemischte Kommission 
eingerichtet, die die Durchführung der Entscheidung des Internationalen Gerichtshofs, ein-
schließlich des Demarkationsprozesses, unterstützen und erleichtern soll. Um das Vertrau-
en zwischen den Parteien zu stärken, zeigte die Gemischte Kommission auch mögliche 
Projekte zur Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und wirtschaftlicher 
Gemeinschaftsvorhaben zu Gunsten der Bevölkerung in dem Gebiet auf. Vor kurzem, im 
Juni 2006, also fast vier Jahre nach der Schaffung der Gemischten Kommission und nach-
dem der Verlauf von 460 Kilometern Landgrenze markiert worden war, unterzeichneten 
die beiden Länder in Greentree (New York) ein Abkommen über die Durchführung der 
Entscheidung des Internationalen Gerichtshofs betreffend die Halbinsel Bakassi. 
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59. Als Mittel, um das Umschlagen von Streitigkeiten in Gewalt zu verhindern, ist der 
Dialog zwischen den Staaten und Kulturen ebenso wichtig wie der Dialog auf innerstaatli-
cher Ebene. Die Allianz der Zivilisationen, die 2005 geschaffen wurde, um die Verständi-
gung zwischen islamischen und westlichen Gesellschaften zu fördern, bemüht sich um die 
Überbrückung von Spaltungen und die Überwindung von Vorurteilen, Missverständnissen, 
unzutreffenden Vorstellungen und Polarisierungen, die den Frieden bedrohen können. Sie 
will die Zusammenarbeit bei Initiativen fördern, deren Ziel es ist, Differenzen zu bereini-
gen und Bedrohungen entgegenzuwirken, die aus feindseligen, gewaltträchtigen Wahr-
nehmungen hervorgehen. Die Vereinten Nationen und regionale Organisationen haben die 
Allianz aufgefordert, Wege zur Förderung einer breiteren und tieferen Achtung und Ver-
ständigung zwischen Menschen unterschiedlicher Glaubensrichtungen, Kulturen und Tra-
ditionen vorzuschlagen. 

60. Den Mitgliedstaaten, die ihre zwischenstaatlichen Differenzen friedlich beilegen 
wollen, stehen meine eigenen Guten Dienste jederzeit zur Verfügung, und ich gehe davon 
aus, dass die im Sekretariat der Vereinten Nationen eingerichtete neue Kapazität zur Unter-
stützung von Vermittlungsbemühungen es mir und meinem Nachfolger ermöglichen wird, 
dem wachsenden Bedarf auf diesem Gebiet zu entsprechen. Ich ermutige die Mitgliedstaa-
ten dazu, diese Hilfe in Anspruch zu nehmen. 
 
 

 V. Gemeinsames Vorgehen 
 
 

61. In dem Maße, wie uns bewusst wird, wie vielschichtig wirksame Präventivmaßnah-
men sind, wird uns auch deutlich, dass kein Staat und keine Organisation allein handeln 
kann. Die Grundsätze der gemeinsamen Vulnerabilität und der gemeinsamen Verantwor-
tung, die die Hochrangige Gruppe für Bedrohungen, Herausforderungen und Wandel so 
treffend formuliert hat, gelten uneingeschränkt auch für die Verhütung bewaffneter Kon-
flikte. Dies schmälert nicht die von den einzelnen Mitgliedstaaten getragene und in mei-
nem Bericht von 2001 dargelegte Hauptverantwortung. Es ist jedoch klar, dass die Mit-
gliedstaaten sich an eine breite Vielfalt abgestimmt handelnder nationaler und internationa-
ler Akteure wenden können und sollten, denen bei der Behebung von Spannungsursachen 
und der Stärkung der Friedensinfrastruktur die verschiedensten Rollen zukommen. 

62. Die Vereinten Nationen gewähren Hilfe in vielen der Schlüsselbereiche, die in den 
Kapiteln II und III beschrieben und in der Anlage in größerem Detail ausgeführt werden. 
Sie unterstützen auch die Bildung von Aktionsbündnissen und bewirken Fortschritte bei 
wichtigen Normen und Tendenzen. Fragen, die die Kapazität der Vereinten Nationen be-
treffen, ihr Potenzial zur Verhütung bewaffneter Konflikte auszuschöpfen, werden im 
nächsten Kapitel behandelt. 

63. Im Einklang mit Kapitel VIII der Charta der Vereinten Nationen spielen Regionalor-
ganisationen bei der Konfliktprävention eine zunehmend wichtige Rolle. Einige haben mit 
der Einrichtung von Konfliktpräventionszentren samt Frühwarnsystemen begonnen und 
sehr wichtige Schritte unternommen, um dem anwendbaren normativen Rahmen in ihrer 
Region stärkere Geltung zu verschaffen. Häufig verfügen die Regionalorganisationen auf 
Grund ihrer Nähe zu den Konfliktursachen über besondere Einflussmöglichkeiten und be-
sondere Glaubwürdigkeit, was es ihnen gestattet, ihre Mitglieder zur Einhaltung bestimm-
ter Normen, beispielsweise auf dem Gebiet der guten Regierungsführung, anzuhalten. 

64. Neben den bereits erwähnten afrikanischen Initiativen hat die Afrikanische Union ei-
nen Friedens- und Sicherheitsrat sowie einen Ausschuss der Weisen geschaffen, der die 
Arbeit des Rates unterstützt. Dreiundzwanzig Länder sind inzwischen dem Afrikanischen 
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Mechanismus der gegenseitigen Evaluierung im Rahmen der Neuen Partnerschaft für die 
Entwicklung Afrikas beigetreten, der eingerichtet wurde, um gute Regierungs-, Wirt-
schafts- und Unternehmensführung und die Einhaltung der Menschenrechte zu bewerten, 
zu überwachen und zu fördern. Die Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten 
(ECOWAS) hat bei der Friedenssicherung und Vermittlung in Westafrika eine entscheidend 
wichtige Rolle gespielt. 

65. In Europa hat die Europäische Union das Programm zur Konfliktprävention verab-
schiedet, das eine Reihe von Handlungsrichtlinien enthält. Ferner ist die Europäische 
Nachbarschaftspolitik zu nennen, die über verschiedene Politikinstrumente verfügt und ei-
nen Rahmen für die Konfliktprävention in Nachbarländern der Europäischen Union bietet, 
insbesondere in Osteuropa, im Südkaukasus und im südlichen Mittelmeerraum, um so die 
Stabilität und die nachhaltige Entwicklung zu stärken. Die Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa richtet ihre Arbeit zunehmend auf die Konfliktprävention aus, 
namentlich durch ihr Zentrum für Konfliktprävention und den Hohen Kommissar für na-
tionale Minderheiten. 

66. Am 11. September 2001 verabschiedete die Organisation der amerikanischen Staaten 
die Interamerikanische Demokratische Charta, ein innovatives Instrument, das die Grund-
lage für die friedliche Koexistenz demokratischer Mitgliedstaaten legt. Die Charta umfasst 
Mechanismen, die es erlauben, schwachen oder bedrohten Demokratien zu Hilfe zu kom-
men und Sanktionen gegen Mitglieder zu verhängen, die grundlegende demokratische 
Normen verletzen. Die zentralamerikanischen Staaten haben mit dem Beschluss, dass alle 
verbleibenden Grenzstreitigkeiten in der Region durch den Internationalen Gerichtshof 
beigelegt werden sollen, ihr starkes Engagement für Rechtsstaatlichkeit und Konfliktprä-
vention unter Beweis gestellt. Zu diesen Grenzfragen gehören langdauernde Streitigkeiten 
über Land-, Insel- und Seegebiete, die die Region destabilisieren könnten, wenn sie nicht 
auf friedliche und systematische Weise ausgeräumt werden. 

67. In Asien haben der Verband Südostasiatischer Nationen (ASEAN) und die Vereinten 
Nationen ihren Dialog über die Konfliktprävention in der Region über gemeinsame jährli-
che Seminare zu diesem Thema ausgeweitet. Durch die Seminare wird dazu beigetragen, 
Situationen und Bedingungen für eine noch stärkere Zusammenarbeit zwischen dem Ver-
band und den Vereinten Nationen dabei zu ermitteln, Konflikte vorauszusehen, zu verhüten 
oder zu lösen. Das letzte dieser Seminare stellte eine wichtige Gelegenheit dar, den Ak-
tionsplan der ASEAN-Sicherheitsgemeinschaft zu erörtern. Die Zusammenarbeit der Ver-
einten Nationen mit dem Pazifikinsel-Forum nimmt ebenfalls zu. 

68. Über ihre bilateralen Kontakte mit Regionalorganisationen hinaus setzen sich die 
Vereinten Nationen seit 1994 dafür ein, alle Regionalorganisationen zusammenzubringen, 
so dass sie von innovativen Ansätzen und dem in anderen Teilen der Welt erworbenen Wis-
sen über wirksame Präventionsstrategien profitieren können. 1998 widmete sich ein Tref-
fen auf hoher Ebene zwischen dem Generalsekretär und den Leitern der Regionalorganisa-
tionen der Frage der Konfliktprävention. Dabei wurden dreizehn Modalitäten für die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Prävention beschlossen, die gegenwärtig umgesetzt 
werden, wenn auch nicht einheitlich. Im Einklang mit Resolution 1631 (2005) des Sicher-
heitsrats werde ich in Kürze konkrete Vorschläge dazu vorlegen, wie das Sekretariat den 
Kapazitätsaufbau und die Koordinierung der Tätigkeiten der Vereinten Nationen und der 
Regionalorganisationen zur Verhütung bewaffneter Konflikte stärker unterstützen kann. 

69. Es gibt auf internationaler, nationaler und lokaler Ebene zahlreiche weitere Akteure, 
denen bei der Konfliktprävention eine wichtige Rolle zukommt. Wie bereits erwähnt, sind 
die internationalen Finanzinstitutionen, die Zivilgesellschaft, der Privatsektor und die Me-
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dien alle imstande, die Agenda der Konfliktverhütung insgesamt und in konkreten Einzel-
situationen voranzubringen. In manchen Fällen unternehmen die Vereinten Nationen stär-
kere Anstrengungen, um mit diesen Akteuren in Kontakt zu treten und ihr Potenzial zu nut-
zen, indem sie sie in Koalitionen für den Frieden einbinden und bei ihrer wichtigen Arbeit 
unterstützen. 

70. In den letzten Jahren haben die internationalen Finanzinstitutionen bei der Aufnahme 
von Konfliktverhütungsstrategien in ihre Finanzierungsinitiativen, bei der Verbesserung 
unseres Verständnisses von Konflikten durch gezielte Forschungsarbeiten und beim Auf-
bau zusätzlicher institutioneller Kapazitäten gute Fortschritte erzielt. Die Weltbank zum 
Beispiel verfügt jetzt über eine eigens eingerichtete Kapazität für Konfliktprävention und 
Wiederaufbau, deren Ziel es ist, den Übergang zu dauerhaftem Frieden zu erleichtern und 
die sozioökonomische Entwicklung in konfliktbetroffenen Ländern zu unterstützen. Ich 
möchte anregen, als nächsten Schritt besser strukturierte Beziehungen zwischen dem Sy-
stem der Vereinten Nationen und den internationalen Finanzinstitutionen aufzubauen, um 
einen besser koordinierten Prozess der Politikplanung, die Schaffung größerer Synergien 
und eine stärkere gemeinsame Einflussnahme zu gewährleisten. 

71. Führende Vertreter der Zivilgesellschaft und der Religionsgemeinschaften sind wich-
tige Friedenspartner, und in der informellen Diplomatie "von Mensch zu Mensch" häufig 
unverzichtbar. Manchmal können sie die Arbeit der Vereinten Nationen ergänzen, indem 
sie wertvolle Analysen aus ihrer Feldarbeit liefern, Partnerschaften zur Umsetzung von Be-
schlüssen der Vereinten Nationen bilden, die Nachhaltigkeit von Missionen der Vereinten 
Nationen stärken und Netzwerke schaffen, die sich für den Frieden einsetzen. Solche 
Netzwerke der Zivilgesellschaft können wichtige Anstöße für Veränderungen geben. Die 
Sachkenntnis der Zivilgesellschaft und ihre einzigartige Perspektive bei der Konfliktprä-
vention wird von den zwischenstaatlichen Organen weithin anerkannt, was beispielsweise 
in der Resolution 1366 (2001) des Sicherheitsrats, in der Resolution 57/337 der General-
versammlung und in dem Ergebnis des Weltgipfels 2005 zum Ausdruck kommt. Im Sep-
tember 2005 unterstrich der Sicherheitsrat auf einer Sitzung zu diesem Thema die poten-
ziellen Beiträge einer lebendigen und vielfältigen Zivilgesellschaft zur Konfliktprävention 
und zur friedlichen Streitbeilegung (siehe S/PV.5264). Ich bin hoch erfreut darüber, dass 
die Globale Partnerschaft für die Verhütung bewaffneter Konflikte bei der Umsetzung be-
stimmter Aspekte der Resolution 57/337 eng mit den Vereinten Nationen zusammenarbei-
tet, vor allem bei den Bemühungen, wirksamere Partnerschaften mit der Zivilgesellschaft 
aufzubauen. Es kann und muss jedoch noch mehr getan werden, um das Potenzial dieser 
wichtigen Zusammenarbeit voll zu erschließen. Ich rege die neuen und die bestehenden 
Organe der Vereinten Nationen, namentlich die Generalversammlung, den Sicherheitsrat, 
die Kommission für Friedenskonsolidierung und den Menschenrechtsrat, an, die systemati-
sche Einbindung zivilgesellschaftlicher Gruppen weiter zu sondieren. Außerdem müssen 
wir bessere Mittel und Wege finden, um konfliktbetroffene Bevölkerungsgruppen in die 
Entscheidungen einzubinden, die ihr eigenes Leben berühren, und uns in dieser Hinsicht 
um mehr Partizipation und Rechenschaftspflicht bemühen. 

72. Parlamentarier werden noch nicht in vollem Umfang für die Prävention herangezo-
gen, aber ich freue mich feststellen zu können, dass ihrem möglichen Beitrag in letzter Zeit 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet wird. Ihnen, die damit betraut sind, die Maßnahmen der 
Exekutive zu überwachen, das Volk uneingeschränkt zu repräsentieren und Gesetze zu er-
lassen, kommt eine entscheidend wichtige Rolle dabei zu, zu gewährleisten, dass Konflikte 
innerhalb der Grenzen des politischen Raums und des Dialogs bearbeitet werden. Ich wür-
de anregen, die Rolle weiter auszuloten, die die Interparlamentarische Union zusammen 
mit anderen Akteuren bei der Konfliktprävention übernehmen kann. 
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73. Der Privatsektor kann friedensstiftend wirken, indem er bei Investitionsentscheidun-
gen seine soziale Verantwortung berücksichtigt und nachteilige Auswirkungen in gefährde-
ten Regionen vermeidet. Die Vereinten Nationen arbeiten mit dem Privatsektor zusammen, 
um ihn bei der Bewältigung dieser Herausforderungen zu unterstützen, namentlich über 
das Büro für den Globalen Pakt und den Sicherheitsrat. Im April 2006 führte ich die 
Grundsätze für verantwortungsvolle Investitionen ein, die institutionellen Anlegern einen 
gemeinsamen Rahmen für die Einbeziehung ökologischer und sozialer Aspekte in ihre In-
vestitionsentscheidungen bieten. Viele der in diesen Grundsätzen erfassten Punkte sind 
auch für die Konfliktprävention von Bedeutung. 

74. Die Medien verfügen über enorme Macht, die Diskussion zu beeinflussen und die 
Tagesordnung festzulegen; in bestimmten Fällen können sie auch Frühwarnungen ausspre-
chen und durch ihren Druck erreichen, dass gehandelt wird. Die verantwortungsvolle Aus-
übung dieser Macht ist eine wichtige Verpflichtung, bei deren Erfüllung die Vereinten Na-
tionen, insbesondere die Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur und die Hauptabteilung Presse und Information, regelmäßig Hilfestellung lei-
sten. 

75. Frauen sind eine der ganz wichtigen Ressourcen der Konfliktprävention, und ich for-
dere weiterhin ihre wirksame Einbeziehung und Beteiligung an der Entscheidungsfindung 
auf allen Ebenen, im Einklang mit Resolution 57/337 der Generalversammlung, Anlage, 
Ziffer 13. Im Ergebnis des Weltgipfels 2005 wurde die Verpflichtung der Führer der Welt 
auf die volle und wirksame Durchführung der Erklärung und der Aktionsplattform von 
Beijing und der Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats sowie auf die durchgängige 
Integration der Geschlechterperspektive bekräftigt. In Übereinstimmung mit Resolu-
tion 57/337, Anlage, Ziffer 30 enthält mein Bericht von 2005 über Frauen, Frieden und Si-
cherheit (S/2005/636) den Aktionsplan des Systems der Vereinten Nationen für die Durch-
führung der Ratsresolution 1325 (2000) mit einer Fülle von Informationen über Tätigkei-
ten, die vom System der Vereinten Nationen in Konflikt- und Postkonfliktgebieten durch-
geführt werden. Ich wiederhole meine Forderung nach einer raschen Durchführung dieses 
Aktionsplans und lege den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, mit dem Sicherheitsrat auf 
die Einrichtung eines Mechanismus zur Überwachung der Einhaltung der Ratsresolu-
tion 1325 (2000) hinzuarbeiten. Ich stelle außerdem fest, dass der Sicherheitsrat in seiner 
jüngsten Resolution über den Schutz von Zivilpersonen (Resolution 1674 (2006)) aner-
kannte, dass geschlechtsbezogene Gewalt eine Bedrohung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit bilden kann. Dies ist ein großer Schritt nach vorn, und ich fordere die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, dieser Angelegenheit besondere Aufmerksamkeit zu 
schenken. 
 
 

 VI. Der Beitrag der Vereinten Nationen 
 
 

76. Viele Teile des Systems der Vereinten Nationen tragen dazu bei, einzelne Elemente 
der oben dargestellten Agenda voranzubringen. Ich habe ihre Mandate und Aufgaben in 
meinem Bericht von 2001 eingehendst beschrieben, und viele der damals getroffenen Fest-
stellungen gelten auch heute noch. In der Resolution 57/337 wird die Rolle der Mitglied-
staaten und der Hauptorgane der Vereinten Nationen ebenfalls ausführlich beschrieben. 
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 A. Zwischenstaatliche Organe 
 
 

77. Seit der Verabschiedung der Resolution 57/337 der Generalversammlung am 3. Juli 
2003 und im Einklang mit den Bestimmungen seiner eigenen Resolution 1366 (2001) hat 
der Sicherheitsrat seine Bemühungen fortgesetzt und verstärkt, Situationen, in denen be-
waffnete Konflikte ausbrechen könnten, weiter aufmerksam zu verfolgen und frühzeitig 
und wirksam zu handeln, um bewaffnete Konflikte zu verhüten. Als Teil seiner Präven-
tionsstrategie und mit dem Ziel, Informationen aus erster Hand zu erhalten und direkt mit 
den Regierungen und anderen Interessenträgern in den betreffenden Ländern zusammen-
zuwirken, entsandte der Rat mehrere Missionen in potenzielle oder tatsächliche Konflikt-
gebiete, namentlich nach Westafrika, Zentralafrika, Äthiopien und Eritrea, Afghanistan, 
Haiti und in jüngster Zeit nach Sudan und in die Demokratische Republik Kongo. Der Rat 
fördert im Einklang mit Kapitel VI der Charta auch weiterhin Bemühungen um die Kon-
fliktlösung, nicht nur durch geeignete Empfehlungen an die Konfliktparteien, sondern auch 
durch die Bitte an den Generalsekretär, die Regionalorganisationen und andere zuständige 
Akteure, Friedensprozesse zu unterstützen, namentlich durch Gute Dienste, Vermittlung 
und Missionen zur Tatsachenermittlung. 

78. Um zur Aufrechterhaltung und Konsolidierung des Friedens beizutragen und das 
Wiederaufflammen von Konflikten zu verhüten, richtete der Sicherheitsrat in Liberia, Côte 
d'Ivoire, Haiti, Burundi und Sudan neue Friedenssicherungseinsätze ein, deren Mandate 
eine Vielzahl rasch wirkender Projekte sowie friedenskonsolidierende Elemente enthielten. 
Der Rat befasste sich auch verstärkt mit den tieferen Ursachen von Konflikten und suchte 
nach Wegen zu ihrer Behebung, so auch durch die Veranstaltung themenbezogener Aus-
sprachen über Fragen wie die Ausbreitung von Kleinwaffen und leichten Waffen in West-
afrika, die Nahrungsmittelkrise in Afrika als Bedrohung des Friedens und der Stabilität, 
Gerechtigkeit und Rechtsstaatlichkeit, die Rolle der Zivilgesellschaft und der Wirtschaft 
bei der Konfliktprävention und der Friedenskonsolidierung, die Zusammenarbeit mit Re-
gionalorganisationen und die Durchführung der Resolution 1325 (2000) über Frauen und 
Frieden und Sicherheit. Im Kontext solcher Aussprachen oder im Zusammenhang mit kon-
kreten Fällen eines potenziellen oder tatsächlichen Konflikts lud der Rat wiederholt den 
Nothilfekoordinator und die Leiter oder Vertreter anderer Organisationen und Stellen der 
Vereinten Nationen dazu ein, seine Mitglieder über Krisensituationen zu unterrichten, die 
den Weltfrieden und die internationale Sicherheit gefährden. 

79. Während ihrer achtundfünfzigsten, neunundfünfzigsten und sechzigsten Tagung be-
fasste sich die Generalversammlung ausführlich mit verschiedenen Fragen, die mit der 
Verhütung bewaffneter Konflikte zusammenhängen, in erster Linie im Rahmen ihrer Erör-
terungen und Resolutionen zur Neubelebung der Versammlung. Bei diesen Beratungen 
ging es insbesondere darum, wie Fragen des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit in der Versammlung selbst sowie zwischen der Versammlung und dem Sicherheitsrat 
behandelt werden. In Ziffer 2 ihrer Resolution 59/313 richtete die Versammlung "im Hin-
blick auf die weitere Stärkung der in der Charta der Vereinten Nationen festgelegten Rolle 
und Autorität der Generalversammlung" besondere Aufmerksamkeit auf ihre eigene Prü-
fung von Fragen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit im Einklang mit den 
Artikeln 10, 11, 12, 14 und 35 der Charta, ihre Prüfung des jährlichen Berichts des Sicher-
heitsrats, ihre wiederholte Bitte an den Rat, in regelmäßigen Abständen themenbezogene 
Sonderberichte zu Fragen von aktuellem internationalem Belang vorzulegen, und ihre er-
neute Bitte an den Rat, sie regelmäßig über die Schritte auf dem Laufenden zu halten, die 
er hinsichtlich der Verbesserung dieser Berichterstattung unternommen hat. 

06-40232 26 
 



 A/60/891

 

80. Des Weiteren verabschiedete die Versammlung auf ihrer achtundfünfzigsten und 
neunundfünfzigsten Tagung die Resolutionen 58/43 und 59/87 über "Vertrauensbildende 
Maßnahmen im regionalen und subregionalen Kontext", in denen ausdrücklich auf die Re-
solution 57/337 verwiesen wird. Ferner legte die Versammlung in ihrem Beschluss über die 
Neuordnung und Neugliederung ihrer Tagesordnung in Ziffer 2 der Anlage zu ihrer Reso-
lution 58/316 fest, dass der erste der Prioritätsbereiche, in die die Tagesordnung künftig 
gegliedert wird, den Titel "Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit" 
trägt. 

81. Schließlich äußerte sich die Versammlung in den Ziffern 2 bis 6 der Anlage zu ihrer 
Resolution 58/126 zu den jährlichen und den themenbezogenen Sonderberichten des Si-
cherheitsrats und ihrer Behandlung und Prüfung durch die Versammlung, sowie zu der 
Notwendigkeit einer regelmäßigen Unterrichtung des Präsidenten der Generalversamm-
lung durch den Präsidenten des Sicherheitsrats und regelmäßiger Treffen der Präsidenten 
der Generalversammlung, des Sicherheitsrats und des Wirtschafts- und Sozialrats, um eine 
bessere Abstimmung innerhalb und zwischen diesen drei Organen sicherzustellen. Der Be-
handlungsgegenstand wie auch die Frage der Verhütung bewaffneter Konflikte würden 
eindeutig und an erster Stelle von solchen Verbesserungen profitieren. 

82. Obwohl der Wirtschafts- und Sozialrat die von der Hochrangigen Gruppe für Bedro-
hungen, Herausforderungen und Wandel vorgesehene normative und analytische Führungs-
rolle in Bezug auf die ineinandergreifenden Herausforderungen auf dem Gebiet des Frie-
dens, der Entwicklung und der Sicherheit noch nicht systematisch ausübt, befasst er sich 
jetzt aktiver mit Postkonfliktländern. Durch diese Aufmerksamkeit soll die Gefahr verrin-
gert werden, dass diese fragilen Länder erneut in bewaffnete Gewalt abgleiten. Im Rahmen 
seiner Resolution 2002/1 über eine Ad-hoc-Beratungsgruppe für afrikanische Länder in 
Postkonfliktsituationen setzte der Rat auf Antrag der betreffenden Länder Ad-hoc-
Beratungsgruppen für Guinea-Bissau und Burundi ein. Auf seiner Arbeitstagung 2004 
führte der Rat eine Bewertung der Ad-hoc-Beratungsgruppen durch, und in seiner Resolu-
tion 2004/59 lobte er die Beratungsgruppen für ihre innovative und konstruktive Arbeit zur 
Unterstützung Guinea-Bissaus und Burundis und machte Vorschläge für die weitere Ver-
besserung ihrer Arbeit. Ich erwarte mit Interesse die Schaffung neuer derartiger Mecha-
nismen für andere afrikanische Postkonfliktländer. 

83. Seit meinem letzten umfassenden Bericht und der Verabschiedung der Resolu-
tion 57/337 der Generalversammlung wurden zwei neue Stellen der Vereinten Nationen 
eingerichtet, die bei der Verhütung bewaffneter Konflikte eine wichtige Rolle spielen kön-
nen. 

84. Obwohl die Kommission für Friedenskonsolidierung keinen Präventionsauftrag hat, 
können wir nicht übersehen, dass diejenigen Länder am stärksten konfliktgefährdet sind, 
die in den letzten fünf Jahren einen Konflikt überwunden haben. Es ist daher zu hoffen, 
dass die Bemühungen der Kommission, den Frieden zu konsolidieren, auch dazu dienen 
werden, Rückfälle in kriegerische Auseinandersetzungen zu verhindern. 

85. Der neue Menschenrechtsrat wird definitionsgemäß viel Zeit für die Erörterung von 
Fällen aufwenden, in denen massive Menschenrechtsverletzungen den Frieden gefährden. 
Ich lege diesem Organ eindringlich nahe, den in diesem Bericht enthaltenen Erkenntnissen 
und Empfehlungen Rechnung zu tragen. 
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 B. Der Generalsekretär und das System der Vereinten Nationen 
 
 

86. Weiter oben habe ich die durch mich wahrgenommene Gute-Dienste-Funktion be-
schrieben und die Mitgliedstaaten aufgefordert, diese zur Verhütung bewaffneter Konflikte 
in Anspruch zu nehmen. Es handelt sich dabei zwar durchaus um ein zeitaufwendiges 
Werkzeug, das Geduld und Ausdauer erfordert und häufig vertraulich und fern des Ram-
penlichts eingesetzt wird, gleichzeitig aber um ein wertvolles Instrument, mit dem im Lau-
fe der Geschichte und auch in der jüngsten Vergangenheit viele positive Ergebnisse erzielt 
worden sind. 

87. Ich hoffe, dass mein Nachfolger nicht nur Parteien, die ihre Streitigkeiten beilegen 
wollen, einen solchen Weg anbieten, sondern darüber hinaus die Prävention auch auf kon-
zeptioneller und normativer Ebene weiter voranbringen kann. Der Jahresbericht des Gene-
ralsekretärs über die Tätigkeit der Vereinten Nationen stellt dabei eine mögliche Plattform 
dar, das Problem der Prävention in Zukunft eingehender zu erörtern. 

88. In ihrer Resolution 57/337 forderte die Generalversammlung mich auf, eine ausführ-
liche Überprüfung der Konfliktpräventionskapazität des Systems der Vereinten Nationen 
vorzunehmen. Bei der Anfang 2006 durchgeführten Überprüfung wurden die Stärken und 
Schwächen des Sekretariats, der Organisationen, der Fonds und Programme bewertet. 
(Einzelheiten zur angewandten Methode und zu den wichtigsten Ergebnissen finden sich 
im Anhang, Abschn. A und B.). Insgesamt ergab die Kapazitätsüberprüfung, dass das Sy-
stem der Vereinten Nationen in Bezug auf die Herausforderung, bewaffnete Konflikte zu 
verhüten, erhebliche Fortschritte erzielt hat. Gleichzeitig zeigte die Überprüfung verschie-
dene Lücken innerhalb des Systems auf. Ein gezielter Kapazitätsaufbau in einigen Berei-
chen sowie eine Reihe von Strukturanpassungen werden erforderlich sein, um die Umset-
zung der Präventions-Agenda weiter voranzubringen. In diesem Zusammenhang möchte 
ich auch auf die Erkenntnisse und Empfehlungen des Koordinierungsrats der Leiter der 
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen zur Konfliktprävention und zur Not-
wendigkeit eines kollektiven Vorgehens in dieser Frage hinweisen (siehe E/2005/63, 
Abschn. IV). 

89. Ich freue mich, mitteilen zu können, dass bei der Kapazitätsüberprüfung festgestellt 
wurde, dass die meisten Stellen des Systems der Vereinten Nationen die Konfliktpräven-
tion als zentralen Bestandteil ihrer Tätigkeit betrachten und sie in ihre Mandate und Pro-
grammtätigkeiten integriert haben (siehe Anhang, Abschn. C). Die Hauptdienststellen des 
Sekretariats der Vereinten Nationen, insbesondere die Hauptabteilung Politische Angele-
genheiten, die Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten, das Amt für 
die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten, die Hauptabteilung Friedenssicherungs-
einsätze und das Amt des Hohen Kommissars für Menschenrechte, stehen bereit, um Sach-
kompetenz und direkte Kontakte mit den in Betracht kommenden Akteuren, einschließlich 
der regionalen, bilateralen und multilateralen Partner, zu vermitteln. Die Organisationen, 
Fonds und Programme der Vereinten Nationen, deren Tätigkeit auf Landesebene in der 
Regel über den Residierenden Koordinator koordiniert wird, gewähren Unterstützung, in-
dem sie unter der Federführung nationaler Partner und in enger Zusammenarbeit mit ihnen 
die Programme und Aktivitäten ausarbeiten und durchführen, die für den Aufbau der in 
Kapitel III.B beschriebenen Kapazitäten erforderlich sind. 

90. Während der zentrale Stellenwert der Prävention für den Auftrag der Organisation 
inzwischen voll anerkannt wird, weist die systemweite strategische Führung auf diesem 
Gebiet immer noch Schwächen auf. Die Hauptabteilung Politische Angelegenheiten ist die 
Koordinierungsstelle für Konfliktprävention für das gesamte System; gleichzeitig ist sie 
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die wichtigste Quelle für politische Analysen und Beratung sowie das Zentrum für direkte 
Unterstützung der vorbeugenden Diplomatie und der Guten Dienste. Obgleich die Gene-
ralversammlung zu meiner großen Genugtuung vor kurzem die oben ausführlicher be-
schriebene Anlaufphase einer Kapazität zur Unterstützung von Vermittlungsbemühungen 
innerhalb der Hauptabteilung gebilligt hat, ist die Hauptabteilung angesichts ihres wach-
senden Arbeitsvolumens nach wie vor erheblich unterfinanziert. Zu dieser Erkenntnis ge-
langte das Amt für interne Aufsichtsdienste in seiner jüngsten Evaluierung der Tätigkeit 
der vier Regionalabteilungen, die das Rückgrat der Hauptabteilung bilden und die wichtig-
ste Quelle politischen Wissens und politischer Handlungsvorgaben im System der Verein-
ten Nationen sind (siehe E/AC.51/2006/4). Der bedenkliche Ressourcenmangel führt zu 
einer stark krisenreaktiven Arbeitsweise der Hauptabteilung, die es ihr vielfach nicht ge-
stattet, sich auf Landesebene intensiv zu engagieren. 

91. Sinnvolle diplomatische Interventionen sind nicht zu verwirklichen ohne genaue 
Kenntnisse der politischen, kulturellen und geografischen Realität, verbunden mit der ge-
duldigen Basisarbeit des Aufbaus unverzichtbarer lokaler Beziehungen, Vertrauensverhält-
nisse und Kapazitäten über einen langen Zeitraum. Solche Bemühungen sind arbeitsinten-
siv und können im Rahmen der vorhandenen Mittel nicht verwirklicht werden. Vor allem 
anderen muss jedoch ein kollektiver politischer Wille vorhanden sein, wenn echte Fort-
schritte erzielt werden sollen. Die anderen Teile des Systems der Vereinen Nationen, die 
stark in der Konfliktprävention engagiert sind, erwarten von der Hauptabteilung Politische 
Angelegenheiten strategische Führung in diesem Bereich, aber sie ist nicht immer dazu in 
der Lage und muss besser dafür ausgestattet werden, diese Leistung zu erbringen. Hinzu 
kommt, dass ohne eine Stärkung der Kapazitäten der Hauptabteilung die nachstehend be-
schriebenen Verbesserungen unserer Koordinierungsmechanismen für Konfliktprävention 
keine optimale Wirkung entfalten können. 

92. Im System der Vereinten Nationen existieren verschiedene Koordinierungsmecha-
nismen, die sich mit bestimmten Sektoren der Konfliktprävention befassen, denen es in-
dessen aber nicht gelungen ist, auf Feld- und Amtssitzebene eine kohärente, übergreifende 
Strategie zu entwickeln. Um eine besser integrierte Unterstützung der Konfliktprävention 
zu gewährleisten, unternimmt das System der Vereinten Nationen Schritte zur Stärkung der 
Arbeitsweise und der Nützlichkeit seiner Koordinierungsmechanismen. 

93. 2005 habe ich im Hinblick auf größere Kohärenz innerhalb des Systems der Verein-
ten Nationen einen Grundsatzausschuss eingesetzt. Er hat bereits eine Reihe systemweiter 
Strategien zu Friedens- und Sicherheitsfragen verabschiedet. Der Exekutivausschuss für 
Frieden und Sicherheit und der Exekutivausschuss für humanitäre Angelegenheiten sowie 
der Hauptabteilungsübergreifende Rahmen-Koordinierungsmechanismus (Rahmen-Koor-
dinierungsgruppe), ein interner Mechanismus zur Koordinierung der Unterstützung auf 
dem Gebiet der strukturellen oder langfristigen Prävention, laden heute die Residierenden 
Koordinatoren der Vereinten Nationen oder meine Sondergesandten und Sonderbeauftrag-
ten routinemäßig ein, die Diskussionsführung zu spezifischen Situationen zu übernehmen. 
Die Rahmen-Koordinierungsgruppe wurde vor kurzem gestärkt, damit sie die Regierungen 
und die Zivilgesellschaft systematisch beim Aufbau und beim Einsatz eigener Konfliktprä-
ventionskapazitäten unterstützen kann. Eine Vielzahl von Planungs- und Programmie-
rungsinstrumenten der Vereinten Nationen, insbesondere die gemeinsame Landesbewer-
tung und der Entwicklungshilfe-Programmrahmen der Vereinten Nationen, werden ihrer-
seits zunehmend für Konfliktprävention sensibilisiert. Ich habe die Hauptabteilung Politi-
sche Angelegenheiten angewiesen, diesen Mechanismen routinemäßig eine Bewertung der 
politischen Lage in den jeweils geprüften Ländern und Regionen zukommen zu lassen, und 
die Residierenden Koordinatoren angewiesen, die Hauptabteilung systematisch in die Aus-
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arbeitung dieser Bewertungen einzubinden. Ferner habe ich das System der Vereinten Na-
tionen ersucht, zu prüfen, wie sich Einschätzungen neu entstehender Bedrohungen in unse-
re Bewertungen aufnehmen ließen, und dabei Regierungen, Regionalorganisationen bezie-
hungsweise bilaterale Partner systematischer einzubinden. 

94. In ihrer Resolution 57/337, Anlage, Ziffer 35, erkannte die Generalversammlung die 
Notwendigkeit an, die Kapazität der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Frühwarnung, 
der Informationsbeschaffung und der Analyse zu stärken. Zu meinem Bedauern muss ich 
mitteilen, dass es auf diesem Gebiet nicht zu nennenswerten Fortschritten gekommen ist. 
Tatsache ist, dass die Vereinten Nationen anders als manche Regionalorganisationen immer 
noch nicht über die Fähigkeit verfügen, Daten aus verschiedenen Teilen des Systems zu 
analysieren und in umfassende Frühwarnberichte und Konfliktpräventionsstrategien zu in-
tegrieren. Entsprechend gilt, dass die Mechanismen für Wissensmanagement innerhalb des 
Systems unterschiedlich weit entwickelt sind. Manche Partner des Systems der Vereinten 
Nationen überprüfen systematisch ihre Erfahrungen, um aus ihren Konfliktpräventionstä-
tigkeiten Lehren zu ziehen und bewährte Praktiken aufzuzeigen, während andere nur Ad-
hoc-Überprüfungen ihrer Arbeit vornehmen. Insgesamt fehlt dem System der Vereinten 
Nationen eine umfassende, zentrale Sammelstelle des Wissens, das bei den verschiedenen 
Tätigkeiten der Konfliktprävention erworben wurde – sein institutionelles Gedächtnis auf 
diesem Gebiet ist fragmentiert und unvollständig. Die neu gestärkte Rahmen-Koordinie-
rungsgruppe könnte als Ausgangspunkt für eine solche Wissenszentrale, für die Ableitung 
bewährter Praktiken und für ihren systematischen Einsatz bei der Ausarbeitung integrierter 
Konfliktpräventionsstrategien dienen. 

95. Bei der Überprüfung wurde ferner festgestellt, dass die Fähigkeit der Organisation, 
zusammen mit anderen Akteuren ihre Einflussmöglichkeiten geltend zu machen, um be-
waffnete Konflikte zu verhüten, nicht in vollem Umfang genutzt wird. Es wurden Mecha-
nismen eingerichtet, um die Zusammenarbeit mit verschiedenen im Präventionsbereich tä-
tigen Akteuren, insbesondere den Regionalorganisationen, zu stärken. Für andere Partner 
müssen solche Mechanismen erst noch entwickelt werden. Im Gegensatz zu anderen Man-
daten der Organisation verfügt die Konfliktprävention nicht über ein ständiges Forum für 
regelmäßige Erörterungen mit dem zwischenstaatlichen System und mit Sachverständi-
gengruppen auf grundsatzpolitischer oder normativer Ebene. Auch wenn der Erfolg prä-
ventiver Maßnahmen häufig von Vertraulichkeit und stiller Diplomatie abhängt, sollten wir 
dennoch prüfen, welche Vorteile eine Plattform für einen regelmäßigen Dialog zwischen 
den Mitgliedstaaten sowie zwischen ihnen und dem System der Vereinten Nationen für un-
sere Bemühungen in diesem Bereich bieten könnte. Wenngleich sich die bestehende Grup-
pe der Freunde für Konfliktprävention als höchst nützliches Forum erwiesen hat, könnte es 
sich lohnen, Optionen für einen formelleren und regelmäßigen Dialog mit interessierten 
Staaten auszuloten. Wir müssen bewusster gemeinsam handeln, das Meiste aus unseren 
komparativen Vorteilen machen und zusammen ein System von Anreizen prüfen, das Prä-
ventivmaßnahmen zu einer überzeugenderen Alternative werden lässt. 

96. Ich stelle mit Bedauern fest, dass die Finanzierung für Präventionstätigkeiten nicht 
nur unzureichend, sondern auch ungesichert ist. Die Beiträge für viele dieser Tätigkeiten 
werden freiwillig erbracht und sind an konkrete Projekte gebunden, was langfristige Prä-
ventionstätigkeiten und dringliche Ad-hoc-Interventionen häufig ausschließt. Zusätzliche 
Probleme entstehen durch unflexible Mechanismen beim Zugang zu Treuhandfonds-
Mitteln. Eine wirksamere Konfliktprävention und ein rascheres Eingreifen erfordern eine 
angemessene und berechenbarere Ressourcenbasis, die im Idealfall durch veranlagte Bei-
träge gebildet würde. Allein im Haushaltszeitraum 2005-2006 wurden 5,2 Milliarden Dol-
lar für die Friedenssicherung ausgegeben. Mit einem Bruchteil dieses Betrags könnten die 
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Kosten in Form von konfliktbedingten Verlusten an Menschenleben, Existenzgrundlagen 
und Vermögenswerten um einiges gesenkt werden. Ich fordere die Mitgliedstaaten ein-
dringlich auf, zu erwägen, sich zur Bereitstellung eines Betrags, der einem bestimmten 
Prozentsatz des jährlichen Friedenssicherungshaushalts entspricht, für die Verhütung be-
waffneter Konflikte zu verpflichten. Selbst ein Betrag in Höhe von 2 Prozent unserer jähr-
lichen Ausgaben für die Friedenssicherung würde eine enorme Steigerung der Investitio-
nen in die Prävention bedeuten, die sicherlich reale Dividenden abwerfen würden, was die 
Erhaltung des Friedens anbelangt. 

97. Die genannten Defizite bei den vorhandenen Kapazitäten hindern das System der 
Vereinten Nationen an der vollen Ausschöpfung seines Potenzials für die Konfliktpräven-
tion. Die nachstehenden Empfehlungen sind darauf gerichtet, diese Mängel auszuräumen. 
Wenn es uns mit der Konfliktprävention ernst ist, müssen wir die Organisation besser dafür 
ausrüsten, ihr Kernmandat wahrzunehmen. 
 
 

 VII. Empfehlungen 
 
 

  Globale systemische Maßnahmen zur Behebung von Spannungsursa-
chen und zur Stärkung friedensfördernder Normen und Institutionen 
 
 

98. Ich fordere die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, umfassender gegen die hauptsäch-
lichen Ursachen von Spannungen in konfliktgefährdeten Regionen und Ländern vorzuge-
hen. Dies könnte unter anderem durch folgende Maßnahmen geschehen: verstärkte Bemü-
hungen zur Regulierung des Handels mit konfliktschürenden natürlichen Ressourcen, stär-
kere Unterstützung von Privatsektorinitiativen betreffend konfliktsensible Unternehmens-
praktiken, neuerliche Verpflichtung zur Eindämmung des unerlaubten Zustroms von 
Kleinwaffen und leichten Waffen und Entwicklung entsprechender praktischer Mechanis-
men, Suche nach einer gemeinsamen Verständigungsgrundlage, was die Verhütung des 
Einsatzes nuklearer, chemischer und biologischer Waffen betrifft, Bekämpfung der Aus-
breitung von HIV/Aids, Bekämpfung der Umweltzerstörung, stärkere Aufmerksamkeit für 
den Zusammenhang zwischen Prävention und Migration, Intensivierung der Bemühungen 
um die Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele und Stärkung der Achtung vor den 
Menschenrechten. 

99. Ich fordere die Mitgliedstaaten auf, die Resolution 57/337 der Generalversammlung 
zu erfüllen, indem sie den internationalen Rechtsinstrumenten auf dem Gebiet der Men-
schenrechte und des Humanitätsrechts sowie auf anderen für die Verhütung bewaffneter 
Konflikte relevanten Gebieten beitreten, sie ratifizieren und sie einhalten. 

100. Ich bitte die internationale Gemeinschaft insgesamt, sich die "Präventionsverantwor-
tung" ausdrücklicher zu eigen zu machen, namentlich indem sie friedliche Mittel sondiert 
und wirksam einsetzt, um Staaten bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen zum Schutz ihrer 
Bevölkerung behilflich zu sein. 
 
 

  Landesspezifische strukturelle Maßnahmen zur Behebung von Span-
nungsursachen und zur Stärkung friedensfördernder Normen und In-
stitutionen 
 
 

101. Ich ermutige die einzelnen Regierungen zur Erfüllung der ihnen nach der Charta der 
Vereinten Nationen obliegenden Verpflichtungen, bewaffnete Konflikte zu verhüten und 
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beim Auftreten von Streitigkeiten oder Konflikten Lösungen mit friedlichen Mitteln anzu-
streben. Zu diesem Zweck sollten sie prüfen, auf welche Weise sie entsprechend den Anre-
gungen in Resolution 57/337 ihre nationalen Kapazitäten zur Beseitigung struktureller Ri-
sikofaktoren stärken können, wobei ich sie jeder nur mögliche Unterstützung durch die 
Vereinten Nationen versichere. 

102. Es sollte ein robusterer strategischer Ansatz für die Hilfe bei der Demokratiebildung, 
bei Wahlen und bei der Verfassungsbildung entwickelt werden, und in dieser Hinsicht hof-
fe ich, dass die beiden wichtigsten zwischenstaatlichen Initiativen zur Förderung demokra-
tischer Grundsätze, die Bewegung der neuen oder wiederhergestellten Demokratien und 
die Gemeinschaft der Demokratien, Wege zur bestmöglichen gegenseitigen Ergänzung und 
Zusammenarbeit prüfen werden. Ich begrüße es auch, dass die Mitgliedstaaten Unterstüt-
zung gewähren, um die von den Vereinten Nationen bereitgestellte Wahlhilfe und Hilfe bei 
der Verfassungsbildung zu stärken, und hoffe auf umfangreichere Unterstützung. Ferner 
sollten die Mitgliedstaaten auch künftig den Demokratiefonds der Vereinten Nationen, ein 
innovatives und strategisches Instrument zur Stärkung demokratischer Institutionen und 
Praktiken, unterstützen. 

103. Ich bitte die Mitgliedstaaten, die Schaffung von Elementen einer nationalen friedens-
fördernden Infrastruktur, wie ich sie in diesem Bericht beschrieben habe, zu erwägen und 
die hierfür zur Verfügung stehende Unterstützung von außen, so auch seitens der Vereinten 
Nationen, in Anspruch zu nehmen. Ich mache insbesondere auf die Bedeutung und das Po-
tenzial nationaler Dialog- und Konsensprozesse aufmerksam und fordere diejenigen, die 
solche Prozesse organisieren und erleichtern, nachdrücklich auf, sich um Kontakte zu ei-
nem möglichst breiten Querschnitt der Gesellschaft, einschließlich indigener Gruppen, zu 
bemühen und besondere Anstrengungen zu unternehmen, um Frauen einzubeziehen und ih-
ren Stimmen Gehör zu verleihen. 
 
 

  Operative Maßnahmen zur Behebung von Spannungsursachen und zur 
Stärkung friedensfördernder Normen und Institutionen 
 
 

104. Ich spreche mich für eine kreativere und konstruktivere Nutzung von Sanktionen als 
Teil des für die Konfliktprävention zur Verfügung stehenden Instrumentariums aus, unter 
gebührender Aufmerksamkeit für faire und klare Verfahren. So könnte beispielsweise der 
Sicherheitsrat unter Heranziehung der Berichte von Sachverständigengruppen weitere 
normsetzende Tätigkeiten unternehmen, die mithelfen könnten, die Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen und die Nutzung der dadurch erzielten Einkünfte durch bewaffnete Gruppen zu 
reduzieren und solche Einkünfte der Deckung der legitimen Bedürfnisse der Bevölkerung 
der betreffenden Länder zufließen zu lassen. Als Maßnahme der Konfliktprävention könnte 
der neueste Bericht der Sachverständigengruppe über die Demokratische Republik Kongo 
(siehe S/2006/53) den Mitgliedstaaten als Anleitung dienen, ein System für die Rückver-
folgung natürlicher Ressourcen einzurichten. 

105. Ich fordere alle Parteien einer Streitigkeit auf, die in Artikel 33 Absatz 1 der Charta 
genannten Mittel aktiv und frühzeitig zu nutzen, also sich durch Verhandlung, Untersu-
chung, Vermittlung, Vergleich, Inanspruchnahme regionaler Einrichtungen oder Abma-
chungen oder durch andere friedliche Mittel eigener Wahl zu bemühen, die Eskalation des 
Konflikts zu verhindern. 
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  Gemeinsames Vorgehen 
 
 

106. Ich fordere alle maßgeblichen Akteure, von der Zivilgesellschaft und den Regierun-
gen der einzelnen Länder bis zu den Regionalorganisationen und den Bestandteilen des 
Systems der Vereinten Nationen, dazu auf, die Grundsätze der gemeinsamen Vulnerabilität 
und der gegenseitigen Verantwortung anzunehmen und danach zu handeln, damit wirksa-
me Präventivmaßnahmen auf allen in diesem Bericht beschriebenen Ebenen ergriffen wer-
den können. 

107. Ich ermutige die neuen und die bereits bestehenden Organe der Vereinten Nationen, 
namentlich die Generalversammlung, den Sicherheitsrat, den Menschenrechtsrat und die 
Kommission für Friedenskonsolidierung, ihr Zusammenwirken mit der Zivilgesellschaft 
und anderen Akteuren, die bei der Konfliktverhütung eine wichtige Rolle spielen, zu ver-
tiefen. Zu diesem Zweck fordere ich die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, innovative 
Wege zur Intensivierung des Dialogs mit der Zivilgesellschaft zu prüfen, beispielsweise 
durch die Einladung an Vertreter der Zivilgesellschaft, die zuständigen Organe regelmäßig 
zu unterrichten. 

108. Ich wiederhole meine Forderung nach einer zügigen Umsetzung des systemweiten 
Aktionsplans für die Durchführung der Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats und 
fordere die Mitgliedstaaten und das System der Vereinten Nationen nachdrücklich auf, 
stärkeres Augenmerk auf die Verhütung geschlechtsspezifischer Gewalt zu richten. 

109. Ich ersuche den Menschenrechtsrat, in die Durchführung seines wichtigen neuen 
Mandats Empfehlungen für konkrete Maßnahmen der Konfliktprävention an die Adresse 
der Mitgliedstaaten, des Systems der Vereinten Nationen und anderer Akteure aufzuneh-
men. Desgleichen fordere ich die Kommission für Friedenskonsolidierung auf, Empfeh-
lungen zur Verhütung des erneuten Ausbruchs von Konflikten abzugeben. 
 
 

  Kapazität der Vereinten Nationen 
 
 

110. Um die Vereinten Nationen in die Lage zu versetzen, ihren Zusagen und Verpflich-
tungen in Bezug auf die Konfliktprävention nachzukommen, fordere ich die Mitgliedstaa-
ten auf, die Kapazität der Organisation zur Konfliktanalyse zu stärken. Außerdem benöti-
gen die Vereinten Nationen Unterstützung bei der Ausarbeitung einer strategischen Vision 
dessen, was die Organisation als Ganzes durch Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Prä-
vention erreichen kann. Insbesondere möchte ich den Mitgliedstaaten nahe legen, die Emp-
fehlungen des Amtes für interne Aufsichtsdienste, das bei seiner Evaluierung einen erheb-
lichen zusätzlichen Mittelbedarf in der Hauptabteilung Politische Angelegenheiten fest-
stellte, ernsthaft zu prüfen. Solange die Kapazitäten der Hauptabteilung nicht aufgestockt 
werden, können Verbesserungen unserer strategischen Führung und Koordinierung auf 
dem Gebiet der Konfliktprävention keine optimale Wirkung entfalten. 

111. Ich fordere die Mitgliedstaaten auf, die gemeinsamen Anstrengungen des gesamten 
Systems der Vereinten Nationen zur Verhütung gewaltsamer Konflikte zu unterstützen, 
insbesondere diejenigen, die auf Zusammenarbeit zwischen den für Entwicklung, humani-
täre Fragen, Menschenrechte und politische Fragen zuständigen Stellen aufbauen. Insbe-
sondere fordere ich eine noch stärkere Unterstützung der Bemühungen, in den Mitglied-
staaten eigene Kapazitäten zur Verhütung bewaffneter Konflikte und zur Vermittlung in 
Konflikten aufzubauen, die im Zuge von Entwicklungsprozessen unweigerlich auftreten. 
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112. Das System der Vereinten Nationen unterstützt in verstärktem Maße die Bemühun-
gen der Mitgliedstaaten, hinlänglich frühzeitig und auf systemische Weise integrierte Stra-
tegien zur Behebung der tieferen Ursachen potenziell gewaltsamer Konflikte durchzufüh-
ren. In diesem Zusammenhang bitte ich die Mitgliedstaaten, den Hauptabteilungsübergrei-
fenden Rahmen-Koordinierungsmechanismus, ein interner Mechanismus zur Ermittlung 
der Prioritäten für die strukturelle Prävention, zu unterstützen. 

113. Der Sicherheitsrat erteilte im letzten Jahr ein Mandat für die Einrichtung des Inte-
grierten Büros der Vereinten Nationen in Sierra Leone, die erste Mission der Vereinten Na-
tionen, die den ausdrücklichen Auftrag erhielt, nationale Konfliktpräventionskapazitäten 
aufzubauen. Burundi hat inzwischen ein ähnliches integriertes Büro beantragt, das im An-
schluss an den gegenwärtigen Friedenssicherungseinsatz eingerichtet werden soll. Ich for-
dere die Mitgliedstaaten auf, in Erwägung zu ziehen, solche integrierten Büros nach Bedarf 
im Anschluss an den Abbau von Friedenssicherungseinsätzen einzurichten. 

114. Die Friedenskonsolidierung kann eine Form der Prävention sein, die in Nachkriegs-
ländern ein erneutes Abgleiten in den Konflikt verhindern will. Eingedenk der Erfahrungen 
in Haiti, der Zentralafrikanischen Republik, Guinea-Bissau und Timor-Leste fordere ich 
die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, Kurs zu halten auf dem Weg zum Frieden und Frie-
densmissionen der Vereinten Nationen nicht vorzeitig zu beenden. 

115. Ich lege den Mitgliedstaaten nahe, in dem Bestreben, Krisen abzuwenden, bevor sie 
zu Konflikten führen, berechenbare finanzielle Unterstützung für die humanitären Hilfs-
maßnahmen der Vereinten Nationen bereitzustellen, insbesondere in den Bereichen Ernäh-
rungssicherheit, Gesundheit und Bedürfnisse von Kindern sowie Deckung der Bedürfnisse 
von Flüchtlingen und Binnenvertriebenen. 

116. Ich fordere die Mitgliedstaaten und die zuständigen Teile des Systems der Vereinten 
Nationen auf, einen Dialog über die Konfliktprävention einzuleiten, in dessen Rahmen re-
gelmäßige Gespräche über diesen wichtigen Tätigkeitsbereich stattfinden und der sich die 
konkreten Erfahrungen laufender Partnerschaften zwischen dem System der Vereinten Na-
tionen und den Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet zunutze macht, insbesondere im Hin-
blick auf den Aufbau nationaler Konfliktpräventionskapazitäten. 

117. Die Mitgliedstaaten, die auf dem Weltgipfel 2005 die wichtige Rolle der Guten Dien-
ste des Generalsekretärs anerkannt haben, bitte ich um Unterstützung für eine gestärkte 
Vermittlungskapazität, deren Ziel es ist, die Qualität der Vermittlungsdienste zu verbessern, 
die die Vereinten Nationen den Vermittlern der Vereinten Nationen, dem System der Ver-
einten Nationen und seinen Partnern, einschließlich Regierungen, regionaler und subregio-
naler Organisationen, nichtstaatlicher Organisationen und Privatpersonen, zur Verfügung 
stellen können. In diesem Zusammenhang fordere ich die Mitgliedstaaten auf, die Kapazi-
tät für die Unterstützung von Vermittlungsbemühungen, deren Anlaufphase bereits gebil-
ligt wurde, weiter auszubauen. 

118. Ich lege den Mitgliedstaaten nahe, die Bereitstellung berechenbarerer Finanzmittel 
zur Unterstützung der Konfliktpräventionstätigkeiten zu prüfen. Ich fordere sie nachdrück-
lich auf, zu erwägen, einen Betrag in Höhe eines bestimmten Prozentsatzes des jährlichen 
Friedenssicherungs-Haushalts – beispielsweise 2 Prozent – für die Verhütung bewaffneter 
Konflikte einzusetzen. 
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Anhang 
 

  Überprüfung der Konfliktpräventionskapazität der Verein-
ten Nationen 
 
 

 A. Einführung 
 
 

  Methodik 
 

 In ihrer Resolution 57/337 ersuchte die Generalversammlung den Generalsekretär, 
"im Rahmen des Berichts über die Durchführung dieser Resolution eine detaillierte Analy-
se der Kapazitäten des Systems der Vereinten Nationen vorzulegen". Ausgehend von den 
39 Schlussfolgerungen und Empfehlungen in der Anlage zu der genannten Resolution 
wurden sechs Kategorien von Kerntätigkeiten auf dem Gebiet der Prävention ermittelt: 

 a) Frühwarnung, Information und Analyse; 

 b) Gute Dienste und Vermittlung; 

 c) Demokratie, gute Regierungsführung und Kultur der Prävention; 

 d) Abrüstung und Rüstungskontrolle; 

 e) Ausgewogene sozioökonomische Entwicklung; 

 f) Menschenrechte, humanitäres Recht und internationale Rechtspflege. 

 Die Konfliktpräventionskapazitäten des Systems der Vereinten Nationen in diesen 
Kategorien wurden anhand von Schlüsselindikatoren ermittelt, darunter operative Kapazi-
tät, strategische Führung, Koordinierung, Wissensmanagement, normativer Rahmen und 
Ressourcen. Die Daten stammen aus der Sekundärforschung sowie aus Selbstbewertungen 
von Partnern des Systems der Vereinten Nationen, Interviews, Auswertungen der Antwor-
ten auf den systemweiten Fragebogen zur Friedenskonsolidierung und anderen einschlägi-
gen Studien und Quellen. 

 Die Analyse der Daten ermöglichte eine Bewertung der Stärken und Schwächen des 
gegenwärtigen Systems und zeigte Defizite auf. Der Hauptteil des Berichts enthält auch 
Empfehlungen dazu, wie die Konfliktpräventionskapazitäten des Systems der Vereinten 
Nationen gestärkt werden können.  
 

  Ergebnisse 
 

 Die Hauptergebnisse der Kapazitätsüberprüfung sind in der nachstehenden Übersicht 
zusammengefasst, unter den Titeln "Überprüfung der Konfliktpräventionskapazitäten des 
Systems der Vereinten Nationen: die wichtigsten Ergebnisse" und "Kerntätigkeiten des Sy-
stems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Prävention". 
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Frühwarnung, Information 
und Analyse 

Gute Dienste und 
Vermittlung 

Demokratie, gute Regie-
rungsführung und Kultur 
der Prävention 

Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle 

Ausgewogene sozioökono-
mische Entwicklung 

Menschenrechte, humanitä-
res Recht, internationale 
Rechtspflege 

Operative 
Kapazität 

Es gibt internetge-
stützte Informa-
tionsnetze für ver-
schiedene Sektoren 
sowie halbformelle 
Abmachungen für 
verschiedene Akteure 
mit unterschiedlichen 
analytischen Kapazi-
täten.  

Ein systemweiter 
Mechanismus für 
Frühwarnung und In-
formationsanalyse in 
Bezug auf Kon-
fliktprävention be-
steht nicht. 

Zu der Kapazität ge-
hören die Guten 
Dienste des General-
sekretärs, eine kleine 
im Aufbau befindli-
che Vermittlungska-
pazität in der Haupt-
abteilung Politische 
Angelegenheiten so-
wie sektorale Mei-
nungsbildung/Ver-
mittlungsarbeit zu 
spezifischen Präven-
tionsfragen. 

Verfügbarkeit von 
Politikberatung, 
technischer Hilfe, 
Aufbau von Kapazi-
täten und Program-
men für Regie-
rungsführung, Wahl-
hilfe, Institutionen-
bildung, Reformen 
des öffentlichen Sek-
tors, des Gerichts-, 
Rechts- und Sicher-
heitssektors, Gerech-
tigkeit und Herr-
schaft des Rechts. 

Sensibilisierung und 
Kapazitätsaufbau für 
eine Kultur des Frie-
dens/der Prävention. 

Verfügbarkeit von 
technischer und fach-
licher Hilfe zur Un-
terstützung zwi-
schenstaatlicher Pro-
zesse. Verfügbarkeit 
von operativer Unter-
stützung in Form von 
Bewusstseinsbildung, 
Vorgabe von Leitlini-
en, technischer Hilfe, 
Kapazitätsaufbau und 
Schulung in Fragen 
der Demobilisierung, 
Entwaffnung und 
Wiedereingliederung 
sowie der Rüstungs-
kontrolle. 

Verfügbarkeit von 
Programmen für so-
zialen Zusammenhalt 
und Konflikttrans-
formation sowie von 
Forschungsarbeiten, 
Beratungsdiensten 
und Projektunterstüt-
zung für nachhaltige 
Entwicklung, soziale, 
wirtschaftliche und 
ökologische Fragen, 
institutionelle Re-
formen und Kapazi-
tätsaufbau. 

Förderung eines 
rechtsgestützten An-
satzes bei allen Pro-
grammierungstätig-
keiten; Verfügbarkeit 
von Beratungsdien-
sten und technischer 
Hilfe für Politikfor-
mulierung sowie Ka-
pazitätsaufbau und 
Institutionenbildung 
zur Förderung der 
Rechtsstaatlichkeit 
und der Einhaltung 
völkerrechtlicher 
Normen und Über-
einkünfte. 

 Hauptabteilung Po-
litische Angelegen-
heiten fungiert als 
systemweite Koordi-
nierungsstelle. 

Hauptabteilung Poli-
tische Angelegenhei-
ten fungiert als sy-
stemweite Koordi-
nierungsstelle für 
Wahlhilfe und Frie-
denskonsolidierung. 

Hauptabteilung Ab-
rüstungsfragen fun-
giert als systemweite 
Koordinierungsstelle.

Vereinzelte Bemü-
hungen um die 
durchgängige Inte-
gration der Konflikt-
prävention in Ent-
wicklungstätigkeiten.

Amt des Hohen 
Kommissars für 
Menschenrechte fun-
giert als systemweite 
Koordinierungsstelle.

Strategische 
Führung 

Kein systemweiter strategischer Rahmen. Keine systematische Integration der Konfliktprävention in landesbezogene Ansätze. 
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Frühwarnung, Information 
und Analyse 

Gute Dienste und 
Vermittlung 

Demokratie, gute Regie-
rungsführung und Kultur 
der Prävention 

Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle 

Ausgewogene sozioökono-
mische Entwicklung 

Menschenrechte, humanitä-
res Recht, internationale 
Rechtspflege 

Koordinierung Nach Stärkung der landesspezifischen Koordinierung innerhalb des Systems der Vereinten Nationen mangelt es noch immer an einer breiteren 
Koordinierung in Präventionsfragen. Zu den bestehenden Koordinierungsmechanismen gehören die Rahmen-Koordinierungsgruppe, die stän-
digen interinstitutionellen Ausschüsse, die dienststellenübergreifenden Arbeitsgruppen, die Exekutivausschüsse des Generalsekretärs (Exeku-
tivausschuss für Frieden und Sicherheit, Exekutivausschuss für humanitäre Angelegenheiten, Grundsatzausschuss), die Sonderberater, Sonder-
gesandten und Sonderbeauftragten des Generalsekretärs, die Landesteams der Vereinten Nationen, die Friedenssicherungsmissionen und Büros 
zur Unterstützung der Friedenskonsolidierung, die Arbeitsgruppe für die Zusammenarbeit zwischen den in einer Region tätigen Missionen, der 
Koordinierungsmechanismus für Maßnahmen gegen Kleinwaffen (CASA) und die Kommission für Friedenskonsolidierung. Die Universität 
der Vereinten Nationen, die Friedensuniversität, das Institut der Vereinten Nationen für Abrüstungsforschung (UNIDIR), das Ausbildungs- und 
Forschungsinstitut der Vereinten Nationen (UNITAR) und die Fortbildungsakademie des Systems der Vereinten Nationen stellen Forschungs- 
und Ausbildungskapazitäten zur Verfügung. 

 Im Aufbau befindli-
che Datenbank über 
Friedensschaffung 
(Hauptabteilung Po-
litische Angelegen-
heiten). 

Friedenskonsolidie-
rungs-Portal/ 
Datenbank zu Orga-
nisationen für Kon-
fliktprävention und 
Friedenskonsolidie-
rung (im Aufbau in 
der Hauptabteilung 
Wirtschaftliche und 
Soziale Angelegen-
heiten). 

Die Hauptabteilung 
Abrüstungsfragen 
unterhält verschiede-
ne Datenbanken zu 
multilateralen Rü-
stungsregelungs- und 
Abrüstungsvereinba-
rungen. 

  Wissensmanagement 

Mangelnde(s) systemweite(s) Sammelstelle/Wissensmanagement für Fragen der Konfliktprävention.  

Jeweils eigene Ansätze der einzelnen Partner (die ad hoc oder systematisch sein können, zumeist aber sektor- oder institutionsbezogen sind). 

Normativer 
Rahmen 

Es besteht kein designiertes Forum, in dem Präventionsfragen ge-
meinsam mit den Mitgliedstaaten systematisch behandelt werden 
können. 

Die Hauptabteilung 
Abrüstungsfragen be-
treut in Betracht 
kommende zwischen-
staatliche Organe. 

  

Ressourcen Das gegenwärtige System stützt sich weitgehend auf freiwillige Beiträge/Treuhandfonds. Es fehlt an zweckgebundenen Mitteln für die Kon-
fliktprävention, insbesondere für die Finanzierung von Dienstreisen zur Lagesondierung und von Feldbesuchen. Generell werden für Präven-
tionstätigkeiten, die die Eskalation einer Krise zu vermeiden suchen, sehr viel weniger Mittel vorgesehen als für Tätigkeiten zur Friedenskonso-
lidierung in der Konfliktfolgezeit. Die Regeln und Verfahren für den Mittelzugang sind nicht flexibel genug, um die zeitgerechte Behandlung 
sich abzeichnender Situationen zu gestatten. Die derzeitigen Vorkehrungen richten sich gezielt auf konkrete Maßnahmen, Tätigkeiten und Län-
der, sind jedoch nicht förderlich für die langfristigen Investitionen, die für eine wirksame Programmplanung und für Sofortinitiativen notwen-
dig wären. 
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Frühwarnung, Information 
und Analyse 

Gute Dienste und 
Vermittlung 

Demokratie, gute Regie-
rungsführung und Kultur 
der Prävention 

Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle 

Ausgewogene sozioökono-
mische Entwicklung 

Menschenrechte, humanitä-
res Recht, internationale 
Rechtspflege 

Systemweit Der Humanitäre Früh-
warndienst des Ständigen 
interinstitutionellen Aus-
schusses (HEWSweb) 
bildet eine gemeinsame 
Plattform für humanitäre 
Frühwarnung und Vor-
hersagen von Naturkata-
strophen und soziopoliti-
schen Entwicklungen 
weltweit (Partner: WEP, 
UNICEF, UNDP, OCHA, 
IKRK, IFRC , UNHCR, 
WHO, FAO, WOM, 
IOM, Lenkungsaus-
schuss für humanitäre 
Maßnahmen) 

 Universität der Vereinten 
Nationen 

Friedensuniversität: Leh-
re, Forschung, Postgradu-
ierten-Ausbildung in 
Friedensfragen 

Koordinierungsmecha-
nismus für Maßnahmen 
gegen Kleinwaffen 
(CASA) 

  

              
Hauptabteilung Wirt-
schaftliche und Sozia-
le Angelegenheiten 
(DESA) 

  Institutionenbildung/ 
Reform des öffentlichen 
Sektors. Unterstützt die 
Regierungen bei der Auf-
rechterhaltung von 
Grundversorgungsdien-
sten und dem Wiederauf-
bau von Regierungsfüh-
rung und öffentlicher 
Verwaltung zugunsten 
einer friedlichen und 
nachhaltigen Entwick-
lung. Gewährt Politikbe-
ratung und technische 
Unterstützung für Refor-
men des öffentlichen 
Sektors, Dezentralisie-
rung, die Stärkung von 
Parlamentsdiensten, Kor-
ruptionsbekämpfungs-
maßnahmen und integra-
tive Lenkungsprozesse. 

 Unternimmt Forschungs-
arbeiten und Politikana-
lysen in Bezug auf nach-
haltige Entwicklung, so-
ziale, wirtschaftliche und 
ökologische Fragen, sy-
stematische Berücksich-
tigung der Geschlechter-
perspektive; gewährt Re-
gierungen Beratungs-
dienste für Politikpla-
nung, öffentliche Verwal-
tung, Infrastrukturent-
wicklung und Program-
mierungstätigkeiten. 
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Frühwarnung, Information 
und Analyse 

Gute Dienste und 
Vermittlung 

Demokratie, gute Regie-
rungsführung und Kultur 
der Prävention 

Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle 

Ausgewogene sozioökono-
mische Entwicklung 

Menschenrechte, humanitä-
res Recht, internationale 
Rechtspflege 

Informationsnetzwerk der 
Vereinten Nationen für 
öffentliche Verwaltung 
und Finanzen: Fördert 
den Austausch von 
Kenntnissen über gute 
öffentliche Politik, wirk-
same öffentliche Verwal-
tung und öffentliche 
Dienste mittels Kapazi-
tätsaufbau und Zusam-
menarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen. 

Unterstützt die Umset-
zung von Strategien für 
den Aufbau nationaler 
Konfliktpräventionskapa-
zitäten und die Pro-
grammentwicklung zum 
Abbau politischer und 
sozialer Spannungen und 
zur Stärkung lokaler 
Kompetenzen und Insti-
tutionen, die bei zerstöre-
rischen Konflikten ver-
mitteln und die Konflikt-
folgen mildern können 
(gemeinsam mit UNDP, 
DPA und OHCHR). 

              
Hauptabteilung 
Abrüstungsfragen 
(DDA) 

  Justiz- und Rechtsrefor-
men: Unternimmt Mei-
nungsbildung, For-
schung, technische Hilfe, 
Unterstützung der Pro-
jektdurchführung, Kapa-
zitätsausbau und Schu-
lung mit dem Ziel, die 
Rechtsvorschriften für 

Dient als zentrale An-
laufstelle für den Koor-
dinierungsmechanismus 
für Maßnahmen gegen 
Kleinwaffen (CASA) und 
für die Offene Gruppe 
der interessierten Staaten 
für praktische Abrü-
stungsmaßnahmen, führt 

  

 



 

A
/60/891 

 

40 
06-40232

 
Frühwarnung, Information 
und Analyse 

Gute Dienste und 
Vermittlung 

Demokratie, gute Regie-
rungsführung und Kultur 
der Prävention 

Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle 

Ausgewogene sozioökono-
mische Entwicklung 

Menschenrechte, humanitä-
res Recht, internationale 
Rechtspflege 

Feuerwaffen zu verbes-
sern und die Fähigkeiten 
zur Rechtsdurchsetzung 
zu stärken (Regionalzen-
trum der Vereinten Natio-
nen für Frieden, Abrü-
stung und Entwicklung in 
Lateinamerika und der 
Karibik).  

den Vorsitz in der Len-
kungsgruppe für Abrü-
stung und Entwicklung. 

Normsetzung/Internatio-
nale Überwachung: Ge-
währt technische und 
fachliche Hilfe für ver-
schiedene zwischenstaat-
liche Abrüstungsorgane 
(Abrüstungskonferenz, 
Abrüstungskommission, 
Erster Ausschuss, Ständi-
ger beratender Ausschuss 
der Vereinten Nationen 
für Sicherheitsfragen in 
Zentralafrika, Beirat des 
Generalsekretärs für Ab-
rüstungsfragen), über-
nimmt die Betreuung von 
Konferenzen der Verein-
ten Nationen. Veröffent-
licht Berichte über das 
Register für konventio-
nelle Waffen und über 
das standardisierte In-
strument für die interna-
tionale Berichterstattung 
über Militärausgaben, 
unterhält Datenbanken 
zum Übereinkommen 
über das Verbot von An-
tipersonenminen sowie 
zur Unterzeichung und 
Ratifikation multilatera-
ler Rüstungskontroll- und 
Abrüstungsübereinkünfte 
durch die Staaten bezie-
hungsweise ihren Beitritt 
zu diesen Übereinkünf-
ten. 
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Reformen des Sicher-
heitssektors/Rechtsdurch-
setzung: Unternimmt 
Meinungsbildung, For-
schung, technische Hilfe, 
Unterstützung der Pro-
jektdurchführung, Kapa-
zitätsausbau und Schu-
lung mit dem Ziel, die 
Rechtsvorschriften für 
Feuerwaffen und die 
Wissensmanagementka-
pazitäten zu verbessern.  

Stellt den Sachverständi-
gengruppen, die die Her-
stellung von und den 
Handel mit Kleinwaffen 
und leichten Waffen un-
tersuchen, technische und 
fachliche Hilfe zur Ver-
fügung. 

    Sensibilisierung: Führt 
Forschungsarbeiten 
durch, organisiert in Zu-
sammenarbeit mit 
UNIDIR, Hochschulen 
und nichtstaatlichen Or-
ganisationen Symposien, 
Seminare und Rundtisch-
gespräche über Abrü-
stungs- und Nichtverbrei-
tungsfragen. 

  

              
Hauptabteilung Politi-
sche Angelegenheiten 
(DPA) 

Die Informationssamm-
lung erfolgt durch For-
schungsarbeiten, Nach-
richtenbeobachtung, Ver-
bindungen zu Feldprä-
senzen der Vereinten Na-
tionen, Informationsaus-

Koordinierungsstelle des 
Systems der Vereinten 
Nationen für Konflikt-
prävention und Vermitt-
lung. 

 

Koordinierungsstelle des 
Systems der Vereinten 
Nationen für Wahlhilfe 
und Friedenskonsolidie-
rung nach Konflikten. 

 

  Menschenrechte: Unter-
stützt die Tätigkeiten des 
OHCHR zur Verhütung 
von Menschenrechtsver-
letzungen, setzt sich für 
internationale Menschen-
rechtsnormen und -über-
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tausch und Konsultatio-
nen mit Mitgliedstaaten, 
Regionalorganisationen, 
der Zivilgesellschaft, 
Hochschulen, dem Sy-
stem der Vereinten Na-
tionen, Feldbesuche und 
Ermittlungsmissionen. 

Friedensschaffung: Ent-
wickelte die Internetseite 
für die friedenschaffen-
den Kräfte der Vereinten 
Nationen, eine Informa-
tionssammelstelle, die 
dem Personal frieden-
schaffender Maßnahmen 
aus den Vereinten Natio-
nen und anderen Institu-
tionen bei der Vorberei-
tung auf die Vermittlung 
von Friedensabkommen 
helfen soll, die die 
Grundlage für einen dau-
erhaften Frieden legen. 

Gute Dienste: Unterstützt 
die Gute-Dienste-Missio-
nen des Generalsekretärs, 
überwacht und bewertet 
die weltweiten politi-
schen Entwicklungen, 
berät den Generalsekretär 
zu Maßnahmen, die die 
Sache des Friedens wei-
ter voranbringen könn-
ten, stellt Unterstützung 
und Leitlinien für Ge-
sandte und politische 
Missionen der Vereinten 
Nationen im Feld zur 
Verfügung, erleichtert 
Dialogprozesse und die 
Entwicklung konfliktsen-
sibler Lenkungsmecha-
nismen, namentlich auf 
dem Gebiet der Men-
schenrechte, erleichtert 
die Durchführung politi-
scher Vereinbarungen, 
unterstützt Initiativen zur 
Stärkung der nationalen 
Aussöhnung. 

Vermittlung: Schafft eine 
kleine Kapazität zur Un-
terstützung von Vermitt-
lungsbemühungen, die 
eigens als zentrale Sam-
melstelle für die bei der 
Friedensschaffung ge-
machten Erfahrungen 
dienen und als Clearing-
Stelle für gewonnene Er-
kenntnisse und bewährte 
Praktiken wirken soll, 
koordiniert die Schu-

Institutionenbildung: Un-
terstützt die Schaffung 
lebensfähiger staatlicher 
Institutionen, die Durch-
führung von Friedensab-
kommen, die Ausarbei-
tung einer Verfassung. 
Förderung von Gesprä-
chen zwischen gegneri-
schen Gruppen, Bedarfs-
ermittlung, technische 
Hilfe, Forschung, Analy-
se und Politikberatung, 
Kapazitätsaufbau und 
Schulung. 

Gemeinsames UNDP/ 
DPA-Programm für den 
Aufbau nationaler Kon-
fliktpräventionskapazitä-
ten: Unterstützt die Lan-
desteams der Vereinten 
Nationen und die natio-
nalen Akteure in ausge-
wählten Ländern durch 
politische Analysen, Ko-
ordinierung, Kapazitäts-
aufbau und die quer-
schnittsmäßige Integra-
tion der Konfliktpräven-
tion. 

Entsendet gemeinsam mit 
dem UNDP "Friedens- 
und Entwicklungsbera-
ter" zur Unterstützung 
der Gastländer und der 
UNDP-Landesbüros bei 
der Analyse und beim 
Aufbau nationaler Kapa-
zitäten zur Auseinander-
setzung mit den tieferen 

einkünfte ein und betreibt 
Bewusstseinsbildung 
hinsichtlich der Gleich-
berechtigung der Frau. 

Unrechtsaufarbeitung in 
der Übergangszeit: Lei-
stet Politikberatung für 
das System der Vereinten 
Nationen und für natio-
nale Behörden, gibt Leit-
linien zu Aspekten von 
Friedensabkommen vor, 
die Mechanismen für Un-
rechtsaufarbeitung in der 
Übergangszeit vorsehen, 
wirkt an der Normset-
zung mit, erleichtert In-
itiativen für nationale 
Aussöhnung. 
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lungsmaßnahmen und 
Leitlinien für Vermittler. 

Ursachen gewaltsamer 
Konflikte. 

Unterstützt die Durchfüh-
rung von Strategien für 
den Aufbau nationaler 
Konfliktpräventionskapa-
zitäten und die Pro-
grammentwicklung 
(zusammen mit DESA, 
UNDP und OHCHR). 

Wahlhilfe: Systemweite 
Koordinierungsstelle für 
Wahlhilfe. Nimmt Anträ-
ge der Mitgliedstaaten 
entgegen und prüft sie, 
führt Bedarfsermittlun-
gen durch, stellt politi-
sche und technische Ana-
lysen bereit, arbeitet bei 
der Konzeption und 
Durchführung von Wahl-
hilfeprojekten und den 
Wahlaufsichtsteilen von 
Friedenssicherungsmis-
sionen eng mit anderen 
Hauptabteilungen und 
Organisationen der Ver-
einten Nationen zusam-
men, insbesondere mit 
DPKO und UNDP, führt 
eine Liste internationaler 
Wahlsachverständiger. 

Büros zur Unterstützung 
der Friedenskonsolidie-
rung: Feldeinsätze unter 
DPA-Leitung stellen po-
litische Analysen und ei-
ne Plattform für vorbeu-
gende Diplomatie bereit, 
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um Konflikte zu verhüten 
und beizulegen oder in 
Staaten, die einen Bür-
gerkrieg hinter sich ha-
ben, dauerhaften Frieden 
herbeizuführen. Betreibt 
Kapazitätsaufbau, um 
Frauen auf lokaler Ebene 
zur Mitwirkung an natio-
nalen Maßnahmen für 
Konfliktprävention und 
Friedenskonsolidierung 
zu ermutigen und diese 
Mitwirkung zu erleich-
tern. 

                     
Hauptabteilung 
Friedenssicherungs-
einsätze (DPKO) 

Die Lagezentrale der 
Hauptabteilung verbindet 
den Amtssitz der Verein-
ten Nationen mit den 
Feldmissionen. Sie über-
wacht Krisensituationen 
weltweit rund um die 
Uhr, insbesondere im 
Hinblick auf Verschlech-
terungen der Sicherheits-
lage, sammelt Informa-
tionen aus verschiedenen 
Quellen zur Unterrich-
tung des hochrangigen 
Leitungspersonals, er-
greift Krisenmaßnahmen 
und führt Überprüfungen 
der Sicherheit der Mis-
sionen durch. 

Zusammenstellung ge-
wonnener Erkenntnisse 
und bewährter Praktiken.

Das hochrangige Lei-
tungspersonal von Frie-
denssicherungsmissionen 
stellt nach Bedarf Gute 
Dienste und Vermittlung 
bereit, um den Friedens-
prozess voranzubringen. 

Institutionenbildung: 
Gewährt technische Be-
ratung und Unterstützung 
für Verfassungsprozesse, 
unterstützt die Schaffung 
von Wahrheits- und Aus-
söhnungsmechanismen. 
Übernimmt Zivilverwal-
tungsaufgaben im Rah-
men von Exekutivmanda-
ten.  

Wahlhilfe: Unterstützt in 
enger Zusammenarbeit 
mit DPA und unter seiner 
Anleitung die Durchfüh-
rung von Wahlen als Teil 
von Friedenssicherungs-
missionen, stellt techni-
sche Hilfe, Politikbera-
tung und Kapazitätsauf-
bau zur Verfügung. 

Reformen des Sicher-
heitssektors: Gewährt na-
tionalen Strafverfol-
gungsbehörden Unter-
stützung und Hilfe bei 

Führt den Vorsitz in der 
interinstitutionellen Ar-
beitsgruppe für Entwaff-
nung, Demobilisierung 
und Wiedereingliede-
rung. 

Stellt technische Hilfe für 
Entwaffnung, Demobili-
sierung und Wiederein-
gliederung im Rahmen 
von Friedensverhandlun-
gen sowie technische 
Bewertungen und Bera-
tungsdienste zur Verfü-
gung. 

Erarbeitet Entwaff- 
nungs-, Demobilisie-
rungs- und Wiederein-
gliederungs- sowie Anti-
minenprogramme als Teil 
von Friedenssicherungs-
mandaten und führt sie 
durch. 

Führt Bewertungsmissio-
nen durch, um zu ermit-
teln, welche Hilfs- und 
Kapazitätsaufbaumaß-
nahmen im jeweiligen 
Kontext in Zusammenar-
beit mit Partnern des Sy-
stems der Vereinten Na-
tionen durchgeführt wer-
den können. Stellt Bera-
tung sowie technische 
und operative Hilfe auf 
dem Gebiet der Politik, 
der Rechts- und 
Managementreformen 
und der durchgängigen 
Berücksichtigung der 
Geschlechterperspektive 
zur Verfügung. 

Rechtsdurchsetzung: 
Gewährt den nationalen 
Strafverfolgungsbehör-
den Unterstützung und 
Hilfe bei ihren Reform-, 
Wiederaufbau- und Um-
strukturierungsmaßnah-
men. Übernimmt Straf-
verfolgungsaufgaben im 
Rahmen von Exekutiv-
mandaten. 

Unrechtsaufarbeitung in 
der Übergangszeit: Un-
terstützt im Rahmen von 
Friedenssicherungsein-
sätzen Mechanismen für 
die Unrechtsaufarbeitung 
in der Übergangszeit und 
Wahrheitskommissionen 
und führt forensische Un-
tersuchungen durch. 
Übernimmt gegebenen-
falls die Verwaltung des 
Justizsystems im Rahmen 
von Exekutivmandaten. 
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ihren Reform-, Wieder-
aufbau- und Umstruktu-
rierungsmaßnahmen. 
Übernimmt Strafverfol-
gungsaufgaben im Rah-
men von Exekutivmanda-
ten. 

Justiz- und Rechtsreform: 
Unterstützt Friedenssi-
cherungseinsätze in Fra-
gen der Justiz- und 
Rechtsreform, erarbeitet 
Ausbildungsprogramme 
für Strafrecht, Straf-
rechtsverfahren, Rechts-
berufe, Ethik usw. und 
führt sie durch. Über-
nimmt im Rahmen von 
Exekutivmandaten ge-
richtliche Funktionen und 
die Aufgaben anderer 
rechtsstaatlicher Institu-
tionen. 

Institutionenbildung: Un-
terstützt die Einrichtung 
vorläufiger Institutionen. 

Kultur der Prävention: 
Unterstützt Aussöh-
nungsprogramme und 
vertrauensbildende Maß-
nahmen, die Gemeinwe-
sen in Postkonfliktgesell-
schaften wirtschaftliche 
und soziale Chancen und 
Freizeitmöglichkeiten 
bieten und ein Wieder-
aufflammen der Gewalt 
verhindern. 

              
Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten 
Nationen (FAO) 

Die Rehabilitationsabtei-
lung der FAO koordiniert 
landwirtschaftliche Not-
fall- bzw. Normalisie-

 Institutionenbildung: Un-
terstützt die Schaffung 
integrativer Institutionen 
und rechtlicher Rahmen-

 Hilft bei der Ausarbei-
tung nationaler Politiken 
und Strategien zur Schaf-
fung eines förderlichen 

 

 



 

A
/60/891 

 

46 
06-40232

 
Frühwarnung, Information 
und Analyse 

Gute Dienste und 
Vermittlung 

Demokratie, gute Regie-
rungsführung und Kultur 
der Prävention 

Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle 

Ausgewogene sozioökono-
mische Entwicklung 

Menschenrechte, humanitä-
res Recht, internationale 
Rechtspflege 

 

rungsmaßnahmen , die in 
Konfliktsituationen er-
forderlich werden. Sie 
stützt sich für die Samm-
lung und Analyse von 
Daten auf mehrere Me-
chanismen: 

Das Weltweite Informa-
tions- und Frühwarnsy-
stem veröffentlicht kurze 
Berichte über die Nah-
rungsmittelversorgung 
und die landwirtschaftli-
che Situation in gefähr-
deten Ländern oder Re-
gionen und warnt die in-
ternationale Gemein-
schaft. Häufig beruhen 
diese Daten auf Kurzeva-
luierungsmissionen oder 
auf Missionen zur Be-
wertung des Anbaus von 
und der Versorgung mit 
Nahrungsmitteln. 

Das Informations- und 
Kartierungssystem für 
Ernährungsunsicherheit 
und Gefährdung doku-
mentiert neu entstehende 
Krisen weltweit. 

Mitglied des Humanitä-
ren Frühwarndienstes 
(HEWSweb). 

bestimmungen. Führt 
Forschungsarbeiten, Be-
darfsermittlung, Pro-
grammierung, technische 
Hilfe, Kapazitätsaufbau 
und Schulung durch. 

Umfelds für Ernährungs-
sicherheit und landwirt-
schaftliche Entwicklung, 
unterstützt den Kapazi-
tätsaufbau und die Wei-
tergabe von bewährten 
Praktiken sowie von In-
strumenten für integrati-
ve Politiken und rechtli-
che Rahmenbestimmun-
gen betreffend Pacht- 
und Nutzungsregelungen, 
Zugang zu Grund und 
Boden, dauerhafte Siche-
rung des Lebensunter-
halts in ländlichen Gebie-
ten sowie ländliche Insti-
tutionen. 

              
Amt für die Koordi-
nierung humanitärer 
Angelegenheiten 
(OCHA) 

Die Gruppe Frühwar-
nung verfolgt das Ziel, 
die Fähigkeit der huma-
nitären Gemeinschaft zur 
Erkennung potenzieller 
Krisen zu verbessern. In 
Zusammenarbeit mit den 
Sektionen in der Zentra-
le, den Feldbüros und 

Fördert eine Kultur der 
Vermittlung zwischen 
den Mitgliedstaaten 
durch landesspezifische 
und themenbezogene Un-
terrichtungen des Sicher-
heitsrats durch den Not-
hilfekoordinator in Fra-

Fördert eine Kultur der 
Prävention durch die Ab-
haltung themen- und lan-
desbezogener Arbeitsta-
gungen über Fragen des 
Schutzes von Zivilperso-
nen. 

 

  Unterstützte in Zusam-
menarbeit mit humanitä-
ren Partnern den Sicher-
heitsrat bei der Ausarbei-
tung der Resolution 1674 
(2006), die den Gesamt-
rahmen für den Schutz 
von Zivilpersonen stärkt 
und das bestehende 
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den Partnern im Ständi-
gen interinstitutionellen 
Ausschuss produziert sie 
analytische Frühwarnbe-
richte und Warnungen in 
Reaktion auf sich rasch 
verschlechternde Situa-
tionen. Sie setzt Früh-
warnanalysen in konkrete 
Maßnahmen um, die Kri-
sen und Katastrophen 
verhindern, Vorbereitun-
gen für sie treffen und 
ihre Folgen begrenzen 
sollen (eine Kontrollliste 
legt die in verschiedenen 
Krisenstadien zu ergrei-
fenden Maßnahmen fest).

ReliefWeb 
(www.reliefweb.int), das 
führende Internet-Portal 
für Informationen über 
humanitäre Notfälle und 
Katastrophen, stellt hu-
manitäre Informationen 
über Länder bereit, die 
Anlass zur Besorgnis ge-
ben.  

Mitglied des HEWSweb. 

gen des Schutzes von Zi-
vilpersonen.  

Berät über den Nothilfe-
koordinator die humani-
tären Koordinatoren re-
gelmäßig über die Kon-
taktpflege zu bewaffneten 
Gruppen und über Maß-
nahmen zur Bekämpfung 
der Straflosigkeit und 
zum Abbau von Sicher-
heitsbedrohungen. 

Erstellte in Zusammenar-
beit mit den Partnern des 
Ständigen interinstitutio-
nellen Ausschusses ein 
Handbuch und Leitlinien 
für Vermittlungen und 
Verhandlungen mit be-
waffneten Gruppen über 
den Zugang für humani-
täre Organisationen. 

Erstellte mit Hilfe des 
Internet-Forums für Kri-
senprävention Fallstu-
dien, die zeigen, wo hu-
manitäre Maßnahmen 
eine präventive Wirkung 
ausübten. 

Recht der Menschenrech-
te und humanitäre Völ-
kerrecht ergänzt. 

              
Amt des Hohen 
Kommissars für 
Menschenrechte 
(OHCHR) 

Sonderberichterstatter 
legen Berichte über die 
Situation in ausgewähl-
ten Ländern vor. 

 Setzt sich für die Ach-
tung der Menschenrechte 
bei Wahlprozessen und 
bei der Regierungs- und 
Verwaltungsführung ein, 
unterstützt die Stärkung 
der Rechtsstaatlichkeit 
und der Erbringung öf-
fentlicher Dienste. För-
dert institutionelle Re-

 Unterstützt die Tätigkeit 
der Sonderberichterstat-
ter im Zusammenhang 
mit dem Recht auf Ge-
sundheit, angemessenen 
Wohnraum, Bildung, Er-
nährung. 

Koordinierungsstelle des 
Systems der Vereinten 
Nationen zur Bearbeitung 
von Fragen der Men-
schenrechte, der Demo-
kratie und der Rechts-
staatlichkeit.  

Meinungsbildende Tätig-
keit: Fördert einen rechts-
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formen und einen rechts-
gestützten, partizipatori-
schen Ansatz in den Ge-
setzgebungsprozessen. 
Führt Forschungsarbei-
ten, Politikschulung und 
Sensibilisierungsmaß-
nahmen durch.  

Unterstützt die Durchfüh-
rung von Strategien für 
den Aufbau nationaler 
Konfliktpräventionskapa-
zitäten und Programm-
entwicklung (zusammen 
mit DESA, DPA und 
UNDP). 

gestützten Ansatz und 
Rechtsstaatlichkeit. Un-
terstützt Menschenrechts-
verteidiger, Wahrheits- 
und Aussöhnungsmecha-
nismen, Menschenrechts-
bildung und -ausbildung, 
überwacht Menschen-
rechtssituationen und un-
tersucht Anschuldigun-
gen wegen Menschen-
rechtsverletzungen. 

Justiz- und Rechtsrefor-
men: Stellt Politikbera-
tung und Kapazitätsauf-
bau mittels Programmen 
der technischen Zusam-
menarbeit zur Unterstüt-
zung der Rechtspflege 
zur Verfügung und er-
stellt Methodik-Werk-
zeuge für einzelne Sekto-
ren. Unterstützt die Son-
derberichterstatter und 
leistet Hilfe für Transfor-
mationsländer bei der 
Ratifikation von Men-
schenrechtsverträgen. 

Institutionenbildung: 
Stärkt die nationalen Ka-
pazitäten zur Überwin-
dung häufiger Konflikt-
ursachen, baut Institutio-
nen auf, um eine Ver-
schlechterung der grund-
legenden Lebensbedin-
gungen zu verhindern. 

Rechtsdurchsetzung: Er-
teilt sachverständigen Rat 
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zur Ausarbeitung von 
Leitlinien, Verhaltensko-
dexen, ständigen Dienst-
anweisungen im Ein-
klang mit internationalen 
Menschenrechtsnormen, 
führt Schulungen durch.  

Unrechtsaufarbeitung in 
der Übergangszeit: Bietet 
technische Hilfe und Be-
ratungsdienste für Feld-
präsenzen und nationale 
Behörden in folgenden 
Bereichen an: Mechanis-
men für Unrechtsaufar-
beitung in der Über-
gangszeit, Entwicklung 
rechtsstaatlicher Instru-
mente, Aufbau institutio-
neller Kapazitäten, Über-
prüfung und Überwa-
chung von Rechtssyste-
men. 

              
Gemeinsames 
Programm der 
Vereinten Nationen 
für HIV/AIDS 
(UNAIDS) 

    Fördert weltweite Ant-
wortmaßnahmen auf 
HIV/Aids durch Mei-
nungsbildung, strategi-
sche Informationen und 
technische Unterstüt-
zung, Beobachtung, 
Überwachung und Be-
wertung, Einbeziehung 
der Zivilgesellschaft und 
Mobilisierung von Res-
sourcen (Partner: 
UNHCR, UNICEF, WEP, 
UNDP, UNFPA, 
UNODC, IAO, 
UNESCO, WHO, Welt-
bank). 
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Entwicklungs-
programm der 
Vereinten Nationen 
(UNDP) 

Elektronisches Netz für 
Krisenprävention und 
-nachsorge (Mechanis-
mus für den Austausch 
von Wissen, Erfahrungen 
und Ressourcen zwi-
schen Organisationen 
und externen Partnern), 
Wissensmanagement-In-
strumente des Büro für 
Krisenprävention und 
-nachsorge, Missionsbe-
richte und büroweite Un-
terrichtungen. 

Mitglied von HEWSweb. 

 Gemeinsames UNDP/ 
DPA-Programm für den 
Aufbau nationaler Kon-
fliktpräventionskapazitä-
ten (siehe oben). 

Setzt zusammen mit DPA 
"Friedens- und Entwick-
lungsberater" ein (siehe 
oben). 

Institutionenbildung: 
Stellt technische Unter-
stützung, Beratungsdien-
ste und Kapazitätsaufbau 
für institutionelle Refor-
men und Reformen des 
öffentlichen Dienstes, für 
den Ausbau parlamenta-
rischer Systeme, ver-
stärkte Partizipation der 
Öffentlichkeit sowie Hil-
fe für Verwaltungs-, Fi-
nanz- und Aufsichtsgre-
mien zur Verfügung.  

Führt Strategien für den 
Aufbau nationaler Kapa-
zitäten für Konfliktprä-
vention und Programm-
entwicklung durch (zu-
sammen mit DESA, DPA 
und OHCHR) 

Gerechtigkeit und 
Rechtsstaatlichkeit: Un-
terstützt Initiativen zur 
Verbesserung der Kapazi-
tät des Justizwesens und 
des Zugangs dazu, stärkt 
vorhandene Mechanis-
men für Konfliktlösung 
und Rechenschaftspflicht 
und nationale Kapazitä-
ten für grundlegende Si-
cherheit, gute Regie-
rungsführung und 

Kapazitätsaufbau: Stellt 
Bedarfsermittlung, tech-
nische und finanzielle 
Hilfe für Entwaffnung, 
Demobilisierung und 
Wiedereingliederung, in-
stitutionellen und ge-
meinwesenbezogenen 
Kapazitätsaufbau, Unter-
stützung für Wiederein-
gliederung und gemein-
wesenbezogene Pro-
gramme zur Verminde-
rung bewaffneter Gewalt 
zur Verfügung, unter-
stützt die Einsammlung 
und Vernichtung von 
Waffen. 

Institutionenbildung: 
Gewährt Hilfe bei der 
Ausarbeitung von Geset-
zen, von Regulierungssy-
stemen und von Maß-
nahmen zur Kontrolle 
von Kleinwaffen und 
leichten Waffen, bei der 
Kartierung und bei Kam-
pagnen für Waffenkon-
trolle. 

Wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung: Sensi-
bilisiert die politischen 
Akteure für die Entwick-
lungsagenda, einschließ-
lich der Millenniums-
Entwicklungsziele, der 
Armutsbekämpfung, 
HIV/Aids usw. 

Kapazitätsaufbau: Unter-
stützt gebietsbezogene 
Entwicklungsprogram-
me, Schaffung von Ar-
beitsplätzen, gemeinwe-
sengesteuerte Entwick-
lung, Rehabilitation und 
Bereitstellung sozialer 
Grunddienste, setzt sich 
ein für den Zugang zu 
Land und für Eigentums-
rechte. 

Institutionenbildung: 
Stellt technische Hilfe für 
Prozesse der Dezentrali-
sierung, der Gemeinde-
selbstverwaltung und der 
städtischen/ländlichen 
Entwicklung zur Verfü-
gung, fördert den Kapazi-
tätsaufbau, insbesondere 
für Planung und Finanz-
verwaltung auf kommu-
naler Ebene, führt Mei-
nungsbildungs-, Kom-
munikations- und Öffent-
lichkeitsarbeit durch, för-
dert und vermittelt Dia-
loge. 

Reform des Sicherheits-
sektors: Stellt Beratende 
Dienste für nationale Be-
hörden in Bezug auf Re-
formen des Justiz- und 
des Sicherheitssektors 
zur Verfügung, sorgt für 
die Einbeziehung dieser 
Aspekte in die Frühpha-
sen der Planung und 
Durchführung integrier-
ter Friedensmissionen. 

Kapazitätsaufbau: Stellt 
Politikberatung und tech-
nische Unterstützung für 
nationale Behörden so-
wie Kapazitätsaufbau für 
Institutionen und Einzel-
personen zur Verfügung. 
Führt Meinungsbil-
dungs-, Kommunika-
tions- und Öffentlich-
keitsarbeit durch, fördert 
und vermittelt Dialoge, 
wendet bei der Entwick-
lungsplanung einen 
rechtsgestützten Ansatz 
an. 

Unrechtsaufarbeitung 
und Friedenskonsolidie-
rung in der Übergangs-
zeit: Unterstützt Wahr-
heitskommissionen und 
Mechanismen für Aus-
söhnung auf lokaler Ebe-
ne, entwickelt kontextge-
rechte Methoden, bietet 
technische und admini-
strative Unterstützung an, 
erleichtert Verfahren für 
die Konsultation der Be-
völkerung. 
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Rechtsstaatlichkeit bezie-
hungsweise baut neue 
auf. Technische Hilfe, 
Projektgestaltung, Fi-
nanz- und Durchfüh-
rungshilfen, Kapazitäts-
aufbau, Schulung. 

Kultur der Prävention: 
Unterstützt Ausbildung 
und Kapazitätsaufbau auf 
dem Gebiet der Konflikt-
beilegung, der Men-
schenrechte und der Ver-
mittlung staatsbürgerli-
cher Werte. Unterstützt 
den Kapazitätsaufbau bei 
den Medien, um partizi-
patorische Lenkungspro-
zesse und eine Kultur der 
Prävention zu fördern. 

              
Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen 
(UNEP) 

Die Abteilung Frühwar-
nung und Bewertung 
überwacht Fragen im Zu-
sammenhang mit der 
Zerstörung und Bedro-
hung der Umwelt. 

UNEP ist Partner ver-
schiedener Umweltinfor-
mationsnetze (ENRIN, 
GEO, GRID, Infoterra 
und AEIN), die sich je-
weils mit bestimmten 
Aspekten von Umweltda-
ten und -informationen 
befassen, von der Erhe-
bung und Verarbeitung 
der Daten bis zu ihrer 
Bereitstellung, ihrem 
Austausch und ihrer 
Verbreitung. 

 Institutionenbildung: 
Stärkt nationale und re-
gionale Umweltinstitu-
tionen, setzt sich für Um-
weltrecht und für die 
Aufnahme von Umwelt-
aspekten in nationale 
Pläne für eine nachhalti-
ge Entwicklung ein, ge-
währleistet Umweltbe-
wertungen, Informations-
sammlung, Analyse- und 
Überwachungsdienste, 
unterstützt vertrauensbil-
dende Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Um-
weltfragen. 
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Bevölkerungsfonds 
der Vereinten 
Nationen (UNFPA) 

  Grundversorgungsdien-
ste: Gewährt technische 
Hilfe und finanzielle Un-
terstützung für Kapazi-
tätsaufbau und einen 
breiteren Zugang zu na-
tionalen und lokalen Ge-
sundheitsdiensten, vor 
allem für Frauen, setzt 
sich für die Ausarbeitung 
einer Politik der sozialen 
Grundversorgung ein, 
unterstützt die Erhebung 
und Analyse von Daten, 
gewährt organisatorische 
Unterstützung für die 
Menschenrechte von 
Frauen durch Rechts- 
und Justizreformen, 
durchgängige Berück-
sichtigung geschlechts-
spezifischer Aspekte so-
wie Verhütung von und 
Schutz vor geschlechts-
bezogener Gewalt, för-
dert den Kapazitätsauf-
bau durch Normsetzung, 
Erschließung der Human-
ressourcen, Ausbau der 
Infrastruktur und Ausbil-
dung. 

Grundversorgungsdien-
ste: Fördert den nationa-
len Dialog über die Be-
dürfnisse von Frauen, 
Mädchen und schutzbe-
dürftigen Bevölkerungs-
gruppen im Rahmen von 
Entwaffnungs-, Demobi-
lisierungs- und Wieder-
eingliederungsmaßnah-
men und die Ausarbei-
tung einer geschlechter-
gerechten Politik, ge-
währt technische Unter-
stützung in Bezug auf 
Fragen, die Frauen und 
ihre reproduktive Ge-
sundheit betreffen, för-
dert die Sensibilisierung 
für HIV/Aids, die Erhe-
bung von Daten über se-
xuelle und geschlechts-
bezogene Gewalt, Kapa-
zitätsaufbau und Schu-
lung für öffentliche Ver-
waltungen und Netzwer-
ke der Zivilgesellschaft. 

Kapazitätsaufbau: Stellt 
technische Unterstüt-
zung, Ausbildung und 
Qualifizierungsmöglich-
keiten für Gesundheits-
fachkräfte zur Verfügung, 
unterstützt lokale Pro-
gramme zugunsten von 
Frauen und der durch-
gängigen Berücksichti-
gung der Geschlechter-
perspektive, unterstützt 
die Wiederherstellung der 
materiellen Infrastruktur 
für die Erbringung sozia-
ler Grundversorgungs-
dienste. 

Setzt sich für die durch-
gängige Berücksichtung 
der Geschlechterperspek-
tive und für rechtsge-
stützte Ansätze bei Ju-
stiz- und Rechtsreformen 
ein, gewährt technische 
Beratung und finanzielle 
Unterstützung und führt 
Kapazitätsaufbau sowie 
Ausbildungs- und Kom-
munikationsmaßnahmen 
durch. 

Programm der Verein-
ten Nationen für 
menschliche Siedlun-
gen (VN-Habitat) 

    Kapazitätsaufbau: Ge-
währt Unterstützung für 
Regierungen, Lokalbe-
hörden und Zivilgesell-
schaft bei der Stärkung 
ihrer Kapazitäten für die 
Bewältigung von anthro-
pogenen und Naturkata-
strophen, die sich auf 
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menschliche Siedlungen 
auswirken (in Bereichen 
wie Sicherheitssektor, 
Regierungs- und Verwal-
tungsführung, Entwaff-
nung, Demobilisierung 
und Wiedereingliede-
rung, Menschenrechte, 
Gemeindeselbstverwal-
tung, Zivilgesellschaft, 
finanzielle Transparenz). 

Operative/technische Zu-
sammenarbeit, For-
schung, weltweite Pro-
grammgestaltung unter 
Einbeziehung aller Ele-
mente zukunftsfähiger 
menschlicher Siedlungen 
(Nutzungs- und Pacht-
rechte, Wohnraum, Stadt- 
und Gemeindeselbstver-
waltung, Sicherheit in 
Städten, Umwelt, Ausbil-
dung/Kapazitätsaufbau 
usw.). 

              
Amt des Hohen 
Flüchtlingskommis-
sars der Vereinen 
Nationen (UNHCR) 

Jährliche interne Schutz-
berichte (erstellt durch 
die Feldbüros des jewei-
ligen Landes) enthalten 
ausführliche Analysen 
der Menschenrechtssitua-
tion und des Status der in 
einem Land aufgenom-
menen Flüchtlinge und 
anderer unter der Obhut 
des Amtes stehender Per-
sonen. Sie enthalten auch 
ein Kapitel über Men-
schenrechte, Frühwar-
nung und Prävention. 

 Bietet Politikberatung 
und technische Hilfe an, 
um die Häufigkeit von 
Vertreibungssituationen 
zu verringen, indem Staa-
ten und andere Institutio-
nen dazu angehalten wer-
den, Bedingungen zu 
schaffen, die dem Schutz 
der Menschenrechte und 
der friedlichen Beilegung 
von Streitigkeiten förder-
lich sind. 

 

Unterstützt die Hauptab-
teilung Friedenssiche-
rungseinsätze im Hin-
blick auf Schutzmandate, 
beispielsweise bei der 
Durchführung von Pro-
grammen für Entwaff-
nung, Demobilisierung 
und Wiedereingliede-
rung, Friedenskonsolidie-
rung und Konfliktpräven-
tion, Minenräumung, 
Kleinwaffen und leichte 
Waffen. 

Grundversorgungsein-
richtungen: Unterstützt 
den Zugang zu Wohn-
raum, Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung, 
Gesundheitsdiensten und 
Versorgung mit Grund-
nahrungsmitteln. Tritt für 
Bildung als grundlegen-
des Menschenrecht ein, 
vermittelt konstruktive 
Lebenskompetenzen für 
Frieden, Konfliktbegren-
zung und Prävention 

Unterstützt die Weiter-
entwicklung und Umset-
zung des Völkerrechts, 
soweit es sich auf Flücht-
linge und andere Schutz-
befohlene bezieht bezie-
hungsweise Auswirkun-
gen für sie hat, wirkt als 
Sachwalter für die Ach-
tung, den Schutz und die 
Verwirklichung der 
Rechte von Flüchtlingen 
und anderen Schutzbe-
fohlenen, unternimmt di-
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Mitglied des HEWSweb. 

Das Frühwarninstrument 
Action Alerts konsolidiert 
im Feld und am Amtssitz 
vorhandene Informatio-
nen über Situationen im 
Vorkrisenstadium und 
aktuelle Notfälle sowie 
über Vorsorgetätigkeiten. 

Gibt in Partnerschaft mit 
Write Net Situationsana-
lysen ("Action Alert Si-
tuation Analysis Papers") 
in Auftrag. 

Rechts- und Justizsyste-
me: Wirkt als Sachwalter 
für Flüchtlinge und Bin-
nenvertriebene, um Vor-
aussetzungen für die 
Rückkehr in ihr Heimat-
land/ihre Heimatregion 
zu schaffen, namentlich 
durch Gesetze/Reformen 
des rechtlichen Rahmens 
in Bezug auf Eigentums-
rechte, Amnestiebestim-
mungen, Erwerb der 
Staatsangehörigkeit. Ge-
währt Regierungen Poli-
tikberatung in Bezug auf 
Strategien für die Inte-
gration von Rückkehrern 
und die Einhaltung des 
Flüchtlingsvölkerrechts 
und der Leitgrundsätze 
für Binnenvertriebene 
sowie fachliche Beratung 
betreffend die rechtliche, 
soziale und wirtschaftli-
che Wiedereingliederung.

Kultur der Prävention: 
Unterstützt vertrauens-
bildende Maßnahmen im 
Zusammenhang mit 
Flüchtlingsbevölkerun-
gen und Programme zur 
Friedenserziehung, die in 
Flüchtlings- und Rück-
kehrergemeinschaften die 
Fähigkeit zu konstrukti-
ven, gewaltlosen Verhal-
tensweisen vermitteln 
und/oder stärken. 

Entwickelt längerfristige 
Strategien zur Bewälti-
gung des Problems der 
Jugendarbeitslosigkeit 
und unterstützt wirksame 
Programme für Entwaff-
nung, Demobilisierung 
und Wiedereingliederung 
sowie für sozioökonomi-
sche Gesundung. 

(einschließlich Erziehung 
zum Frieden) für Flücht-
lingsbevölkerungen. 

rekte Schutz- und Hilfs-
maßnahmen, falls die na-
tionalen Behörden nicht 
willens oder in der Lage 
sind, ihren Schutzver-
pflichtungen nachzu-
kommen, baut Kapazitä-
ten für wirksame Asylsy-
steme auf. 

Unterstützt die Schaffung 
von Bedingungen, die der 
dauerhaften Rückkehr 
von Flüchtlingen in ihr 
Heimatland und von 
Binnenvertriebenen an 
ihre Heimstätten förder-
lich sind. Überwacht die 
Behandlung von Rück-
kehrern und die Achtung 
vor ihren Menschenrech-
ten. 
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Kinderhilfswerk der 
Vereinten Nationen 
(UNICEF) 

Ein intranetgestütztes Sy-
stem für Frühwarnung 
und rasches Handeln 
("Early Warnung-Early 
Action System") konso-
lidiert die im Feld und 
am Amtssitz vorhande-
nen Informationen über 
potenzielle Krisensitua-
tionen, aktuelle Notfälle 
und den Stand der Vor-
sorge.  

Mitglied des HEWSweb. 

Eine Ereignis-Datenbank 
führt Daten über mit 
menschlicher Sicherheit 
zusammenhängende Er-
eignisse und Informatio-
nen aus vielfältigen 
Quellen, einschließlich 
Partnern der Vereinten 
Nationen und nichtstaat-
licher Organisationen, 
zusammen, um die Früh-
erkennung und Analyse 
sich entwickelnder 
Trends zu verbessern, die 
zu humanitären Krisen, 
einschließlich gewaltsa-
mer Konflikte, führen 
könnten. 

Durchgängige Berück-
sichtigung der Rechte des 
Kindes: Die von 
UNICEF, dem Büro des 
Sonderbeauftragten des 
Generalsekretärs für Kin-
der und bewaffnete Kon-
flikte, DKPO und DPA 
gebildete gemeinsame 
Arbeitsgruppe bemüht 
sich darum, den Kinder-
schutz in die Mandate der 
Vereinten Nationen für 
Friedensschaffung, Frie-
denssicherung und Frie-
denskonsolidierung zu 
integrieren. 

Aufbau von Kompeten-
zen: Sorgt für den Aufbau 
von Kapazitäten in der 
Zivilgesellschaft für die 
Vermittlung in Konflik-
ten und für entsprechen-
de Ausbildung, insbeson-
dere im Kontext von Me-
chanismen der Jugend-
strafrechtspflege. 

Kultur der Prävention: 
Führt ein gemeinsames 
UNICEF/Weltbank-
Projekt für die Förderung 
des sozialen Zusammen-
halts und der Konflikt-
prävention durch, das die 
Teilhabe der Frau am po-
litischen Prozess verbes-
sert und ihre Rolle in der 
Zivilgesellschaft stärkt. 

Kapazitätsaufbau: Leistet 
Politikberatung und Mei-
nungsbildung in Bezug 
auf internationale Nor-
men und Standards, ge-
währt fachliche Beratung 
und führt kindgerechter 
Programme für Entwaff-
nung, Demobilisierung 
und Wiedereingliederung 
durch. Gewährt interna-
tionalen und nationalen 
nichtstaatlichen Organi-
sationen finanzielle Un-
terstützung und Kapazi-
tätsaufbau, damit die 
Erbringung geeigneter 
kindergerechter Dienste 
sichergestellt werden 
kann. 

Grundversorgungsein-
richtungen: Fördert den 
Zugang zu Bildung und 
Basisgesundheitsversor-
gung, stellt kostengünsti-
ge Gesundheitsversor-
gung in der Familie und 
in Basisgesundheitsein-
richtungen zur Verfü-
gung, unterstützt die Pro-
grammerstellung im Zu-
sammenhang mit 
HIV/Aids-Prävention 
und HIV/Aids-
Betreuung. 

Gewährt den Mitglied-
staaten Hilfe bei der 
Durchführung des Fakul-
tativprotokolls zum 
Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes betref-
fend die Beteiligung von 
Kindern an bewaffneten 
Konflikten (2002). 

Justiz- und Rechtsreform: 
Gewährt Regierungen 
technische Hilfe und Po-
litikberatung, direkte Un-
terstützung für die 
Durchführung von Pro-
grammen der Jugend-
strafrechtspflege sowie 
Unterstützung von 
Rechtsreformen, bei de-
nen Strafgesetzbücher für 
Kinder und kinderspezi-
fische Gesetze in Über-
einstimmung mit interna-
tionalen Normen ausge-
arbeitet werden. 

              
Institut der Vereinten 
Nationen für 
Abrüstungsforschung 
(UNIDIR) 

   Fördert kreatives Denken 
und Dialog über Abrü-
stungs- und Sicherheits-
probleme, taktische 
Kernwaffen, Sicherheit 
von Flüchtlingen, Com-
puterkriegführung, regio-
nale vertrauensbildende 
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Maßnahmen sowie 
Kleinwaffen. Unter-
nimmt Forschungsarbei-
ten, unterstützt die Netz-
werkarbeit, hilft bei der 
Politikformulierung in 
Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten, dem Sy-
stem der Vereinten Na-
tionen, den nichtstaat-
lichen Organisationen, 
den Hochschulen und der 
Zivilgesellschaft. 

              
Entwicklungsfonds 
der Vereinten Natio-
nen für die Frau 
(UNIFEM) 

Mitarbeiter der Regional-
büros stellen informell 
Informationen über wich-
tige Entwicklungen be-
reit. Pilotprojekte für 
Frühwarnung werden 
derzeit ausgearbeitet. 

Kompetenzbildung: Stellt 
Kapazitätsaufbau und 
Schulung für Frauen in 
Konfliktvermittlung und 
Verhandlungsführung zur 
Verfügung, bietet Schu-
lung der Zivilgesellschaft 
zur Sensibilisierung für 
grundlegende Verfas-
sungs- und Rechtsfragen 
an. 

Durchgängige Berück-
sichtigung der Ge-
schlechterperspektive: 
Setzt sich für die Rechte 
der Frau in Verfassungs-
prozessen, Rechtsrefor-
men und politischen Ent-
scheidungen ein, unter-
stützt Regionalorganisa-
tionen bei der Ingangset-
zung von Politik- und 
Planungsprozessen. Führt 
Programme für Ge-
schlechtergerechtigkeit 
durch, gewährt techni-
sche Hilfe, Politikbera-
tung und finanzielle Un-
terstützung und führt Ka-
pazitätsaufbau und Schu-
lungen durch. 

Gewährleistet mit beson-
derem Schwerpunkt auf 
Frauen Ausbildung für 
Waffeneinsammlungs-
strategien, Kapazitäts-
aufbauseminare für füh-
rende Persönlichkeiten 
aus der Zivilgesellschaft, 
Kontakte mit Medien, 
den Informationsaus-
tausch und die Schaffung 
von Netzwerken, unter-
stützt den Aufbau von 
Fachwissen über ge-
schlechtsspezifische Fra-
gen im Zusammenhang 
mit Entwaffnung, Demo-
bilisierung und Wieder-
eingliederung, unterstützt 
Forschung und Politik-
entwicklung. 

  

              
Ausbildungs- und 
Forschungsinstitut der 
Vereinten Nationen 
(UNITAR) 

 Kompetenzbildung: Führt 
Forschung und Ausbil-
dung für Konfliktanalyse, 
Verhandlung und Ver-
mittlung in Konflikten 

Institutionenbildung: Un-
terstützt Regierungsbe-
amte, öffentliche Bedien-
stete und Wissenschaftler 
beim Erwerb von Kom-
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durch, bietet Programme 
für Friedensschaffung 
und vorbeugende Diplo-
matie an. 

Führt Programme für die 
Unterrichtung und Befra-
gung von Sonderbeauf-
tragten, persönlichen Be-
auftragten und Gesandten 
des Generalsekretärs 
durch (Austausch von 
Erfahrungen, Schaffung 
eines institutionellen Ge-
dächtnisses). 

petenzen. Führt Schu-
lungsmaßnahmen für die 
Ausarbeitung öffentlicher 
Politik, strategische Pla-
nung, Ethik im öffentli-
chen Dienst, Team- und 
Koalitionsbildung, Rech-
nungslegung und Haus-
haltsführung durch. 

              
Büro der Vereinten 
Nationen für Drogen- 
und Verbrechensbe-
kämpfung (UNODC) 

  Justiz- und Rechtsreform: 
Fördert die Anwendung 
internationaler Standards 
und Normen, gewährt 
Politikberatung und Hilfe 
bei der Politikformulie-
rung, der Durchführung 
von Justizreformpro-
grammen, dem Kapazi-
tätsaufbau und der Aus-
bildung für Bedienstete 
der Justiz- und Strafver-
folgungsbehörden, So-
zialarbeiter, Strafvoll-
zugspersonal, Bewäh-
rungshelfer, Bedienstete 
der Vereinten Nationen. 

Rechtsdurchsetzung: 
Führt technische Bedarfs-
ermittlungen auf dem 
Gebiet der Rechtsdurch-
setzung und in verwand-
ten Sektoren durch, stellt 
technische Beratung und 
Politikberatung der Mit-

  Verwahrer der Standards 
und Normen der Verein-
ten Nationen auf dem 
Gebiet der Verbrechens-
verhütung und Straf-
rechtspflege. 

Normative Tätigkeit: 
Normsetzung, Politik-
formulierung und Erar-
beitung von Ausbildungs-
materialien für die An-
wendung internationaler 
Standards der Jugend-
rechtspflege. Ausarbei-
tung von Musterrechts-
vorschriften (beispiels-
weise für Erlöse aus 
Straftaten) und von Mu-
sterverträgen (beispiels-
weise über Rechtshilfe in 
Strafsachen und über 
Auslieferung). 

Institutionenbildung und 
Kapazitätsaufbau: Pro-
grammaktivitäten auf den 
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gliedstaaten in Bezug auf 
die Durchsetzung von 
Rechtsvorschriften über 
unerlaubte Drogen und 
Maßnahmen zur Be-
kämpfung der organisier-
ten Kriminalität zur Ver-
fügung. Gewährleistet 
Geberkoordinierung, Pro-
jekthilfe, Ausbildung, 
Normsetzung und Festle-
gung von Richtwerten (in 
der Zentrale und in 
22 Regionalbüros). 

Gebieten Justizreform, 
Jugendstrafrechtspflege, 
Strafrechtsreform, aus-
gleichsorientierte Justiz 
und Alternativen zum 
Freiheitsentzug, Verhü-
tung und Bekämpfung 
schwerer Verbrechen wie 
Drogenhandel, grenz-
überschreitende organi-
sierte Kriminalität, Kor-
ruption, Geldwäsche, 
Menschenhandel. 

              
Fortbildungsakademie 
des Systems der Ver-
einten Nationen 

Führt zusammen mit 
DPA Schulungen zum 
Thema "Frühwarnung 
und Präventivmaßnah-
men: Aufbau von Kapazi-
täten der Vereinten Na-
tionen" durch. (Seit 1998 
wurden auf 8 Arbeitsta-
gungen am Amtssitz und 
44 im Feld insgesamt 
über 1.650 Teilnehmer 
aus dem System der Ver-
einten Nationen, der Zi-
vilgesellschaft, den Gast-
regierungen und aus aus-
gewählten Geber- und 
Regionalorganisationen 
geschult). 

Führt zusammen mit 
DPA Schulungen zum 
Thema "Frühwarnung 
und Präventivmaßnah-
men: Aufbau von Kapazi-
täten der Vereinten Na-
tionen" durch. 

Führt zusammen mit 
DPA Schulungen zum 
Thema "Frühwarnung 
und Präventivmaßnah-
men: Aufbau von Kapazi-
täten der Vereinten Na-
tionen" durch. 

   

Weltbank Wendet bei der Ausarbei-
tung von Strategien, Poli-
tiken und Programmen 
den Rahmen für Kon-
fliktanalyse an. Dieses 
Verfahren umfasst die 
Ermittlung und Analyse 
der wichtigsten Faktoren, 

 Stellt Finanzmittel für 
Projekte der institutionel-
len Reform und des Ka-
pazitätsaufbaus zur Ver-
fügung, um funktionie-
rende Gemeindeselbst-
verwaltungssysteme ein-
zurichten und die Inklu-

Stellt Finanzmittel und 
technische Hilfe zugun-
sten von Antiminenpro-
grammen, Programmen 
für Entwaffnung, Demo-
bilisierung und Wieder-
eingliederung sowie für 
die Wiedereingliederung 

Stellt Finanzmittel für 
Infrastruktur, die Förde-
rung der wirtschaftlichen 
Erholung, die Evaluie-
rung von Bedürfnissen 
des sozialen Sektors, für 
die Unterstützung des in-
stitutionellen Kapazitäts-

Unterstützt Programmie-
rung und Kapazitätsauf-
bau für Initiativen auf 
dem Gebiet der Rechts-
staatlichkeit, der Geset-
zesreform, gerichtlicher 
und anderer Mechanis-
men zur Streitbeilegung. 
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die einen Konflikt beein-
flussen , sowie eine Risi-
koermittlung anhand von 
neun Indikatoren. 

sivität, die Transparenz 
und die Rechenschafts-
pflicht des Managements 
der öffentlichen Finanzen 
zu verbessern. 

vertriebener Bevölke-
rungsgruppen zur Verfü-
gung. 

aufbaus, die Neubele-
bung örtlicher Gemein-
wesen und die Wieder-
herstellung des Sozialka-
pitals zur Verfügung. Un-
terstützt die Programmie-
rung von Initiativen auf 
dem Gebiet der mensch-
lichen Entwicklung (z.B. 
Gesundheit, Ernährungs-
sicherheit, Bevölkerung).

              
Welternährungs-
programm 

Führt zusammen mit 
UNICEF den Vorsitz in 
der Unterarbeitsgruppe 
des Ständigen intermini-
steriellen Ausschusses 
über Vorsorge und Not-
fallplanung. 

Mitglied des HEWSweb. 

  Ist auf dem Gebiet der 
Wiederherstellung in der 
Konfliktfolgezeit tätig, 
insbesondere durch Maß-
nahmen der sozialen und 
wirtschaftlichen Wieder-
eingliederung und Nah-
rungsmittelhilfe für Ent-
waffnungs-, Demobilisie-
rungs- und Wiederein-
gliederungsprogramme. 

Unternimmt Gefähr-
dungs- und Ernährungs-
sicherheitsbewertungen, 
Bewertungen des Nah-
rungsmittelbedarfs in 
Notfällen, Aufstellung 
von Programmen für 
Frühwarnung, Vorsorge 
und Nahrungsmittelhilfe, 
kurzfristige Nahrungs-
mittelverteilung, Pro-
gramme für Ernährung 
und Mutter/Kind-
Gesundheit, ergänzende 
und therapeutische Spei-
sungen sowie Speisungen 
hilfsbedürftiger Gruppen 
und Schulspeisungen. 

 

              
Weltgesundheits-
organisation (WHO) 

Mitglied des HEWSweb.    Unternimmt Bedarfser-
mittlung, Koordinierung 
und Kapazitätsaufbau, 
stärkt die Kapazität und 
Bereitschaft von Regie-
rungen, betreibt das Pro-
jekt "Gesundheit als 
Brücke zum Frieden", ein 
mehrdimensionaler Poli-
tik- und Planungsrahmen, 
der Gesundheitsfachkräf-
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te bei der Durchführung 
von Gesundheitspro-
grammen und bei der 
Weiterentwicklung des 
Gesundheitssektors un-
terstützt. 

              
Sonderberater und 
andere Initiativen 

Der Sonderberater des 
Generalsekretär über die 
Verhütung von Völker-
mord arbeitet am Aufbau 
eines Frühwarnsystems 
für Situationen, in denen 
es zu massiven Verlet-
zungen der Menschen-
rechte und des humanitä-
ren Völkerrechts kom-
men könnte. 

 Der Sonderberater für 
die Allianz der Zivilisa-
tionen ist bestrebt, eine 
friedliche Koexistenz und 
die Achtung unterschied-
licher Glaubensrichtun-
gen und Standpunkte zu 
fördern. 

Die Friedensbotschafter 
unternehmen Bewusst-
seinsbildungs- und Kom-
munikationstätigkeiten, 
um die Ideale der Verein-
ten Nationen zu fördern. 

Der Sonderberater des 
Generalsekretärs für 
Sport im Dienste von 
Entwicklung und Frieden 
unternimmt Kommunika-
tions- und Lobbyarbeit in 
der Welt des Sports, um 
die Ideale der Vereinten 
Nationen zu fördern. 

 Der Sonderbeauftragte 
des Generalsekretärs für 
Migration gewährt Bera-
tende Dienste und führt 
Meinungsbildung auf 
dem Gebiet der Migra-
tion und der sozialen und 
wirtschaftlichen Ent-
wicklung durch. 

Der Beauftragte des Ge-
neralsekretärs für Bin-
nenvertriebene fungiert 
als unabhängiger Experte 
und arbeitet eng mit dem 
Nothilfekoordinator, 
OCHA und UNHCR zu-
sammen. 

 

 

 

 

 


